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Editorial 
 
Förderung von Forschung und Entwicklung für erneuerbare Energien muss 
verstärkt werden   

Was sagt der IPCC-Bericht zu den erneuerbaren Energien und der Notwendigkeit ihrer Erforschung 
und Entwicklung? Wie spiegeln sich die Erkenntnisse der IPCC-Sachstandsberichte in der deutschen 
Politikberatung? Die vorliegende Broschüre stellt eine Synopse dar, die Aussagen und Schlussfolge-
rungen für die Forschung erneuerbarer Energien zusammenstellt. Sie vergleicht verschiedene Doku- 
mente: 

  IPCC-Sachstandsbericht von 2007  
  Stern-Report von 2006  
  Gutachten des WBGU von 2007 
  „Mesebergprogramm“ der Bundesregierung von 2007  
  Leitstudie 2008 des BMU  

Um die Vergleichbarkeit der Aussagen zu erleichtern, wurden die Dokumente nach einem ausgewähl-
ten Fragenkatalog ausgewertet, der für alle gleich ist. 

Die Broschüre ist ein Ergebnis einer Diplomarbeit, die in Zusammenarbeit mit der Forschungsstelle 
Umwelt (FFU) am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität Berlin erstellt wurde. Die Untersuchung der 
„Implikationen des Klimawandels auf Forschung und Entwicklung erneuerbarer Energien in Deutsch-
land“ ist selbstverständlich ein sehr umfangreiches Thema, das durch eine Diplomarbeit allein nicht 
bewältigt werden kann. Aber die Broschüre bietet einen übersichtlichen Einstieg in die Prozesse des 
Klimawandels und die außerordentliche Brisanz der Veränderungen. Vor allem gibt sie Auskunft dar-
über, welche Aussagen zu erneuerbaren Energien gemacht werden. Sie zeigen, welche Aufgaben vor 
uns stehen und wie rasch wir sie bewältigen müssen. Diese Herausforderungen stellen für den For-
schungsVerbund Erneuerbare Energien einen Maßstab und eine argumentative Grundlage dar.    

Die gute Botschaft der IPCC-Sachstandsberichte ist, die Menschheit kann durch einen Systemwechsel 
unserer Energieerzeugung größeres Unheil vermeiden. Dazu müssen allerdings die Industrieländer – 
die größten CO2-Emittenten – vorangehen.  
Die weniger gute Nachricht ist, dass weltweit viel zu wenig Geld ausgegeben wird, um die Alternati-
ven zu den bisherigen Energieerzeugungsmethoden einzusetzen, zu erforschen und zu entwickeln. In 
Deutschland sind es nur etwa 30 Prozent der Fördermittel für die Energieforschung, die für erneuer-
bare Energien und Energieeffizienz aufgewendet werden. Dies ist entschieden zu wenig für eine zu-
künftige Energieversorgung, die in diesem Jahrhundert möglichst weitgehend auf erneuerbare Ener-
gien umgestellt werden sollte.  

Der IPCC fordert denn auch ebenso wie der Stern-Report eine Verzehnfachung der Forschungsmittel 
in den OECD-Ländern, um rasch umzusteuern. Auch die EU-Kommission stellt in ihrem Strategieplan 
mit der Überschrift „Europa braucht eine industrielle Revolution“ fest, dass Europa für das Ziel, 80 % 
der CO2-Emissionen zu vermeiden, forschungsseitig finanziell unzureichend ausgestattet ist. 

Klaus Töpfer, ehemaliger Leiter der UNEP und Volker Hauff, Vorsitzender des Rates für Nachhaltige 
Entwicklung der Bundesregierung, fordern ein „Apollo-Energie-Programm“ um die Entwicklung der 
Effizienztechnologien, der regenerativen Energien zu beschleunigen. „Wir müssen die wissenschaft-
liche Kompetenz drastisch ausbauen und wir brauchen neue politische Formen, in denen über lang-
fristige Optionen der Energie- und Klimapolitik nachgedacht wird. Es sollte argumentativ, streitvoll 
und verbindlich zugehen.“1  

Dies wünscht sich auch der ForschungsVerbund Erneuerbare Energien.  

 

 

Dr. Gerd Stadermann 
FVEE-Geschäftsführer 

                                                 
1 www.zeit.de/online/2008/31/apollo-energieprogramm 
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Einleitende Bemerkungen 
 
Eine nachhaltige, also dauerhaft durchhaltbare und durchsetzbare Entwicklung im Energie-
sektor setzt Veränderungen voraus, die sich nicht nur auf einzelne Lebensbereiche oder den 
Energiesektor alleine beschränken und begrenzen lassen – eine nachhaltige Entwicklung ist 
nur denkbar mit neuen, teils noch zu entwickelnden Formen des menschlichen Zusammen-
lebens und Umgangs mit natürlichen Ressourcen.2  Eine große Frage hierbei ist, wie sich das 
Potenzial erneuerbarer Energien3 in einer globalen Gesellschaft bemessen und auch umset-
zen lässt, die bereits von anderen, fossilen Energieträgen geprägt ist.4  Der Internationalen 
Energieagentur (IEA) zufolge, betrug das Wachstum regenerativer Energien als Anteil der 
globalen Energieversorgung nur 2.2 % im Zeitraum von 1973-2004.5  Dieser nur geringe 
Anteil ist vor dem Hintergrund der Erwartung, dass die Reserven aller Regionen mit großen 
Ölvorkommen abnehmen werden, sei es aufgrund steigender Nachfrage, Erschöpfung der 
Reserven oder dem Mangel an signifikanten Neufunden, besorgniserregend. 6  Dabei wurde 
das technische Potenzial erneuerbarer Energien in Deutschland von der Enquête Kommission 
des Deutschen Bundestages 20027 auf zwischen 6000 und 21 000 PJ/a eingeschätzt – bei 
einem Primärenergieverbrauch8 in Deutschland (2005) von 14 238 PJ/a – folglich könnten 
über 40 % der Binnennachfrage aus erneuerbaren Energien gedeckt werden.9  Es stellt sich 
vor diesem Hintergrund die Frage, warum das technische Potenzial erneuerbarer Energien 
nur unzureichend umgesetzt wird. 
 
Aus den nationalen Rahmenbedingungen und Kontextfaktoren leiten sich für die erneuerba-
ren Energien eine Reihe technologischer Spezifika ab, die sich von dem bestehenden zentra-
len Energieversorgungssystem unterscheiden und die die Grundlage vieler Konflikte bilden.  
Bei der Einführung und Verbreitung der erneuerbaren Energien handelt es sich nicht um ei-
nen evolutionären Prozess oder eine Transformation des Energiesektors, sondern im Gegen-
teil um eine von den Akteuren hin bis zu den technologischen Konzepten (zentrale versus 
dezentrale Versorgungsstruktur) grundlegende Konkurrenzbeziehung mit einer dramatischen 
ökonomischen Komponente, die sich durch die „Wachstumsgarantie“ durch das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) und die anstehenden milliardenschweren Investitionen zur Sanie-
rung des Kraftwerkparks, noch verstärkt.  Nach wie vor sind die direkten und indirekten Sub-
ventionen das größte Hemmnis hinsichtlich bestehender energiepolitischer Rahmenbedin-

                                                 
2  Vgl.  Wolff; Scheelhaase, S. 37. 
3  Der Begriff erneuerbare Energien wie er vorliegend verwendet wird, bezieht sich dabei sowohl auf die regenera-

tive Energiequellen als auch auf die Technologien zur Nutzung dieser.  Mit dem Begriff Energie ist hier haupt-
sächlich Strom gemeint Es bestehen hinsichtlich des Wettbewerbsfortschritts und der Umweltschutzintensität 
momentan noch große Unterschiede zwischen Strom und Gas, so dass der Energieträger Gas nur am Rande 
Erwähnung finden kann. 

4  Vgl.  Kelly, S. 77. 
5  Vgl.  Ebda. 
6  Vgl.  Ebda. 
7  Endbericht der Enquete-Kommission „Nachhaltige Energieversorgung unter den Bedingungen der Globalisie-

rung und der Liberalisierung“, 07.07.2002. 
8  Der Primärenergieverbrauch ist definiert als der Verbrauch von Energieträgern, der noch nicht umgewandelt 

worden ist.  Dazu zählen Braun- und Steinkohle, Erdöl und Erdgas sowie Grubengas, erneuerbare Energien, e-
benso wie die Atomenergie und Abfälle, die zur Energiegewinnung verwertet werden.  Der Verbrauch ergibt 
sich aus der Gewinnung der Energie dieser Energieträger im Land, Bezügen und Lieferungen über die Landes-
grenzen hinaus und aus den erfassten Lagerbestandsveränderungen.  Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westphalen (Website): http://www.lanuv.nrw.de/umweltindikatoren-
nrw/index.php?indikator=5&mode=indi 

9  Würde Geothermie stärker eingesetzt werden, sowie größere Effizienz- und   Energiesparanstrengungen unter-
nommen, könnte grundsätzlich die gesamte Deutsche Energieversorgung aus erneuerbaren Energietechnolo-
gien geleistet werden.  Vgl.  Bechberger; Reiche, S. 3. 
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gungen. Die Bestrebungen großer Energieunternehmen, die CCS-Option als wichtige Klima-
schutzmaßnahme zu verwirklichen, führt zu einer Konkurrenz um Förder- und Forschungs-
mittel.  Auf die Thematik der Zusammenarbeit von Energiewirtschaft und Politik kann hier 
nicht eingegangen werden. Den besten Überblick über dieses Thema geben Gammelin et al. 
2005. 
  
Damit weist die gegenwärtige klimapolitische Entwicklung in Hinblick auf die erneuerbaren 
Energien ambivalente Züge auf:  einerseits sind ambitionierte Klimaschutzziele grundsätzlich 
erforderlich, andererseits haben gegenwärtig wieder Strategien zum Erhalt des zentralen Ver-
sorgungssystems (effizientere Großkraftwerke und CCS, Laufzeitverlängerung und Neubau 
von Atomkraftwerken) stark an Bedeutung gewonnen.10 
 
Im Folgenden sollen zentrale Studien- und Strategieentwürfe der Bundesregierung in Zu-
sammenhang mit der zunehmenden Internationalisierung der Klimapolitik gestellt werden 
und in Bezug auf die Umsetzung internationaler Richtlinien analysiert werden. Daraus wer-
den schließlich Handlungsoptionen für den Ausbau erneuerbarer Energieträger global und 
national abgeleitet. 
 
Der Klimawandel findet statt. Das ist die zentrale Aussage des Zwischenstaatlichen Ausschus-
ses für Klimafragen der Vereinten Nationen (IPCC = International Panel on Climate Change).  
Um schlimmeres zu verhindern ist jetzt die Zeit zum Handeln, so der Apell des IPCC.  Für 
Deutschland bedeutet das, die Emissionsminderungsziele politisch festzulegen und rechtlich 
zu verankern, so wie alle relevanten Akteure, die einmal vom Klimawandel betroffen sind 
oder sein werden, oder ihn verursachen, mit einzubeziehen, da nur in gemeinsamer An-
strengung wirksame Maßnahmen zur Minderung des Klimawandels eingeleitet werden kön-
nen.  Zur Vereinfachung fasst diese Studie die wissenschaftlichen Aussagen der wichtigsten 
internationalen und nationalen Studien zusammen. 
 
 
 
 
1 Die Dynamik des Klimawandels: normative Grundlagen – der Beitrag 

des Vierten Sachstandsberichts des Zwischenstaatlichen Ausschusses 
für Klimaänderungen (IPCC) 

 
Das Jahr 2007 war bedeutend für die Klimaforschung.  Zum ersten Mal ist mit dem vierten 
Sachstandsbericht des International Panel on Climate Change (IPCC) und dem 2006 voraus-
gegangenem Stern Report international ein Konsens über die Ursachen des Klimawandels 
und die notwendigen Folgen möglich geworden.  Diese beiden Berichte haben die Wahr-
nehmung des Klimawandels international und in der politischen Arena geprägt und auf diese 
Dynamik rekurrieren schließlich auch Programme in Deutschland zur Bekämpfung des Kli-
mawandels. 
 
Mit dem Anfang des Jahres 2007 herausgekommenen vierten Sachstandsberichts des IPCC 
verbindet die internationale Forschergemeinschaft die Hoffnung, dass die Lücken bestehen-
der Unbekannter und Ungewissheiten des Klimaprozesses, die politisch Entscheidungsrele-
vant sind, effektiv geschlossen werden können.  Aufgabe des Autorenteams des IPCC ist es 
gewesen, einen neutralen Überblick über die umfangreiche Fachliteratur zu geben und 
gleichzeitig zu sortieren was gut belegte Wissenschaft und was Einzelmeinung ist.  Der Welt-
klimarat selber führt keine wissenschaftlichen Untersuchungen durch, er führt also keine ei-
genen Beobachtungen über klimarelevante Daten oder anderer Parameter durch, sondern 

                                                 
10  Vgl.  Hirschl, S. 567. 
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bedient sich der gängigen veröffentlichten wissenschaftlichen Literatur.  Seine Begutachtung 
beruht hauptsächlich auf rezensierten (peer reviewed) und veröffentlichten wissenschaftlich-
technischen Studien.  Der IPCC kommt zu drei Schlussfolgerungen:  
 
1.�Der Klimawandel findet statt 
2. er ist vom Menschen verursacht und  
3.�einige Auswirkungen des Klimawandels lassen sich nicht mehr verhindern.11 
 
Die Klimawissenschaftler bestätigen daher, dass der ungebremste Anstieg der Treibhausgas-
emissionen zu einem irreversiblen Klimawandel führen wird.12  Eine Vermeidung des Klima-
wandels ist nur dann möglich, wenn die Treibhausgasemissionen auf nahezu heutigem Ni-
veau eingefroren werden.13  Dabei ist es insbesondere die Verbrennung fossiler Rohstoffe (Öl, 
Kohle und Gas), durch die das klimawirksame Kohlendioxid entsteht.14  
 

Zur Vermeidung von CO2-Emissionen stehen im Wesentlichen drei Wege zur Verfügung: 
1. Energiesparen und Energieeffizienzverbesserung;  
2. Umstieg auf CO2-freie Kraftwerke/Antriebsstoffe;  
3. drastischer Ausbau der erneuerbaren Energien.15 

 
In diesem Zusammenhang ist durch den dritten Teilbericht des IPCC  („Minderung des Kli-
mawandels“ – IPCC III) festgestellt worden, dass erneuerbare Energien die Gesamtenergie-
versorgung in der Zukunft (2030) leisten können.  Dafür allerdings sind politische Maßnah-
men zur Unterstützung dieser Technologien, bzw. ihrer Gleichstellung mit konventionellen 
Energieträgern, entweder in Form von Subventionen oder durch deren Abbau notwendig.  
Denn, wie im IPCC III auch betont wird, werden ohne politisch flankierende Maßnahmen 
keine Fortschritte bei der Umstellung auf erneuerbare Energietechnologien erzielt werden.  
Dabei sind die politischen Maßnahmen für langfristige Ziele wichtig und geeignet, um kurz-
fristige Veränderungen oder Anreize durch- und umzusetzen, denn beispielsweise in Europa 
und Großbritannien waren 60 % der Emissionsreduktionen zwischen 1990 und 2000 zumin-
dest nicht auf klimarelevante politische Initiativen und Kampagnen zurückzuführen.16 
 
1.1 Der Vierte Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Kli-

maänderungen (IPCC), Beitrag der Arbeitsgruppe I: „Wissenschaftliche 
Grundlagen“ 

 
Gegenstand der Untersuchung der ersten Arbeitsgruppe IPCC I des IPCC, ist die Beschrei-
bung des vom Menschen verursachten (anthropogenen) Klimawandels und der natürlichen 
Klimaveränderungen mit der zentralen Fragestellung der Reaktivität des Klimasystems auf die 
Störung des Strahlungshaushaltes des Planeten durch den Menschen. Es wird der beobachte-
te Klimawandel beschrieben, sowie Klimaprozesse und deren Zuordnung zu menschlicher 
oder natürlicher Aktivität und basierend auf diesen Untersuchungen Schätzungen zum zu-
künftigen Klimaverlauf vorgenommen.17  Die zentrale Fragestellung in der Analyse der Klima-

                                                 
11 Vgl. IPCC 2007 (“Wissenschaftliche Grundlagen” – IPCC I), S. 103, vgl. auch IPCC 2007, WG I, 2007:  Summa-

ry for Policymakers, S. 10.  Der größte Teil des beobachteten globalen durchschnittlichen Temperaturanstiegs 
ist auf die durch den Menschen erhöhten Treibausgaskonzentrationen zurückzuführen. 

12  Vgl.  Kemfert, S. 14. 
13  Leitplanke dafür ist die Stabilisierung der Treibhausgasemissionen bei 450 ppm CO2.  Vgl.  Kemfert, S. 14. 
14  Vgl. Kemfert, S. 14. 
15  Kemfert, S. 18. 
16  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 1.3.1. 
17  IPCC, 2007: Climate Change 2007: The Physical Science Basis. Contribution of Working Group I to  the Fourth 

Assessment Report of the Intergovernmental Panel on Climate Change [Solomon, S.,D. Qin, M. Manning, Z. 
Chen, M. Marquis, K.B. Averyt, M. Tignor and H.L. Miller (eds.)]. Cambridge University Press, Cambridge, 
United Kingdom and New York, NY, USA.  Folgend zitiert als IPPC I, 2007, WG I. 
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veränderungen war dabei, wie stark das Klimasystem auf die Störung des Strahlungshaushal-
tes des Planeten durch den Menschen reagiert. 
 
1.1.1 Der Strahlungsantrieb 
 
Strahlungsantrieb beschreibt jede Form der Veränderung der Strahlungsbilanz der Erde; es ist 
ein Maß des Einflusses, das ein Faktor in der Veränderung der Balance der eintretenden und 
austretenden Energie in dem Erdatmosphärensystem hat und es dient als Index für die Be-
deutung eines Faktors als ein potentieller Klimaveränderungsmechanismus. (Maß für die glo-
bal gemittelten klimarelevanten Störungen des atmosphärischen Strahlungs- und Energie-
haushaltes.) Der Strahlungsantrieb ist ein Maßstab für den Einfluss, den ein einzelner Faktor 
auf die Veränderung des Strahlungshaushalts der Atmosphäre hat und wird in Watt pro m2 
gemessen. Er ist ein Index für die Bedeutung dieses Faktors für eine Klimaänderung. Ein posi-
tiver Strahlungsantrieb, z.B. hervorgerufen durch die zunehmende Konzentration langlebiger 
Treibhausgase, führt zu einer Erwärmung der Erdatmosphäre, ein negativer Strahlungsan-
trieb, z.B. durch die Zunahme von Aerosolen in der Atmosphäre, zu einer Abkühlung der 
bodennahen Luftschicht. Auch natürliche Faktoren wie die Veränderung der Solarstrahlung 
oder Vulkanausbrüche können zu einem positiven Strahlungsantrieb führen.18  Der Strah-
lungsantrieb wird benutzt, um zu erklären, wie eine Vielfalt menschlicher Aktivitäten und 
natürlicher Faktoren Einfluss auf erwärmende oder Abkühlende Faktoren des Klimas neh-
men.19 Dazu werden die Veränderungen in der Energiebilanz des Klimasystems untersucht.  
Veränderungen in der atmosphärischen Häufigkeit von Treibhausgasen und Aerosolen, in 
Sonneneinstrahlung und in der Eigenschaften der Landoberfläche verändern die Energiebi-
lanz des Klimasystems.20  Daraus resultieren erwärmende und abkühlende Einflüsse auf das 
Klima. Diese Veränderungen werden in den Modalitäten des Strahlungsantriebs (radiatve 
forcing) ausgedrückt.21   
 
Im ersten Teilbericht des vierten Sachstandsberichts (IPCC AR 4, WG I)22 werden die Sonnen-
einstrahlungswerte für 2005 relativ zu vorindustriellen (bei 1750 festgelegt) Werten definiert 
und in Watt pro Quadratmeter (W m-2) ausgedrückt.23  
 
Der Strahlungsantrieb, verursacht durch Kohlendioxid, hat sich innerhalb einer Dekade 
(1995-2005) um 20 % erhöht, die größte Veränderung innerhalb eines Jahrzehnts in min-
destens 200 Jahren.24  
Zum ersten Mal wurde der gemeinsame Strahlungsantrieb aller anthropogenen Faktoren 
abgeleitet:25 Der zusammengefasste, vom Menschen verursachte Strahlungsantrieb wird auf 
+1.6 [-1.0, +0.8] W m2 eingeschätzt, was darauf hinweist, dass es sehr wahrscheinlich 
(>95 %) ist, dass der Mensch seit Beginn der Industrialisierung einen substantiellen Einfluss 
auf die Erwärmung des Klimas ausgeübt hat.26 Dieser Strahlungsantriebsschätzwert ist sehr 
wahrscheinlich fünfmal höher als die von der Sonne einfallende Bestrahlungsstärke.27 Für den 
Zeitraum von 1950-2005 gilt es als außerordentlich unwahrscheinlich, dass die gemeinsa-
men natürlichen Strahlungsantriebe (Sonneneinstrahlung plus vulkanische Aerosole) einen 
vergleichbaren erwärmenden Effekt auf das Klima hatten wie der zusammengefasste anthro-

                                                 
18  Vgl. IPCC 2007, WG I, 2007, Summary for Policymakers, S. 2. 
19  Vgl. IPCC 2007, WG I, 2007, Summary for Policymakers, S. 2.  
20  Vgl. IPCC 2007, WG I, 2007, Summary for Policymakers, 2. 
21  Vgl. IPCC 2007, WG I, 2007, Summary for Policymakers, S. 2. 
22  Assessment Report Number 4, Working Group 1. 
23  Vgl. IPCC 2007, WG I, 2007, Summary for Policymakers , 2; Kap. 2.1. 
24  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 4. 
25  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
26  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
27  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
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pogene Strahlungsantrieb.28  Der globale Mittelwert von 339 ppm CO2 im Jahr 2005 bedeu-
tete einen Strahlungsantrieb von 1.66 ± 0.17 W m-2, ein Wert, der alle anderen die Strahlung 
antreibenden Werte übersteigt.  Er bedeutet einen Anstieg von 13 %-14 % gegenüber dem 
Wert von 1998.29 Diese Veränderung basiert alleinig auf dem Anstieg der atmosphärischen 
CO2-Konzentration und ist erheblich größer als der Strahlungsantrieb anderer Gase.30  Zwi-
schen 1995 und 2005 ist der Strahlungsantrieb von Kohlendioxid um ca. 0.28 W m-2 (20 %) 
angestiegen; ein Steigerungsgrad mindestens seit 1800 für kein Jahrzehnt mehr gemessen 
wurde.31  
 
1.1.2 Global Warming Potentials (GWP) 
 
Allerdings kann nicht ausschließlich der Strahlungsantrieb benutzt werden um den emissi-
onsgebundenen Klimawandel einzuschätzen, da der Strahlungsantrieb die unterschiedliche 
atmosphärische Lebensdauer der klimarelevanten Gase nicht berücksichtigt.32 Das Treibhaus-
potenzial ist ein Maß der Einschätzung dafür, wie eine gegebene Masse eines Treibhausgases 
zur globalen Klimaerwärmung beiträgt.  Durch das so genannte Treibhauspotenzial (GWP: 
Global Warming Potentials) werden die Emissionen verschiedener Treibhausgase untereinan-
der vergleichbar gemacht, indem der über einen bestimmten Zeitraum integrierte Strah-
lungsantrieb der aus der instantanen Emission von 1 kg eines Gases X resultiert, relativ zum 
Strahlungsantrieb aus der Emission von 1 kg CO2 (Referenzgas, dessen GWP per Definition = 
1 ist) gemessen wird.33 Das Treibhauspotenzial ist ein Maß für den relativen Strahlungseffekt 
eines Stoffes im Vergleich zu einem anderen, integriert über einen bestimmten Zeitraum.  
Die Wahl des Zeithorizonts hängt davon ab, welche Prozesse besonders hervorgehoben wer-
den sollen.  Bei der Wahl eines kurzen Zeitintervalls werden kurzfristige Prozesse (so z.B. Be-
wölkungsreaktionen in Bezug zu Oberflächentemperaturveränderung) besonders hervorge-
hoben, während Langzeitphänomene (z.B. der Anstieg des Meeresspiegels), im Zusammen-
hang mit anhaltenden Änderungen der Wärmebilanz stehen (wie z.B. der langsame Wärme-
transport z.B. zwischen dem Ozean und der Atmosphäre).34  Ist die Geschwindigkeit des Kli-
mawandels von besonderem Interesse (im Vergleich zu z.B. der Größenordnung der Auswir-
kungen), ist eine Untersuchung der kürzeren Zeithorizonte sinnvoll.35  
 
Die Auswirkungen der Treibhausgasemissionen auf die Atmosphäre beziehen sich nicht nur 
auf ihre Strahlungseigenschaften, sondern auch auf die Zeit, die es braucht um ein Gas aus 
der Atmosphäre zu entfernen.36  Die Strahlungseigenschaften beeinflussen die Strahlungsab-
sorption per Kilogramm Gas enthalten zu jeder Zeit.37 Die Lebensdauer des Gases aber (An-
passungszeit) beeinflusst wie lange ein emittiertes Kilogramm in der Atmosphäre bewahrt 
wird und beeinflusst somit die Wärmebilanz.38 Das Klimasystem reagiert auf Veränderungen 
in der Wärmebilanz in langen Zeiträumen in Bandbreiten von Monaten bis hin zu Jahrtau-
senden abhängig von den Prozessen innerhalb der Atmosphäre, des Ozeans und der Kry-
osphäre.39   
 

                                                 
28  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
29  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
30  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
31  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
32  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
33  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.10.1. 

34  Vgl. IPCC Climate Change 2001: Working Group I: The Scientific Basis; Ch. 6.12.1 
35  Vgl. IPCC Climate Change 2001: Working Group I: The Scientific Basis; Ch. 6.12.1   
36  Vgl. IPCC Climate Change 2001: Working Group I: The Scientific Basis; Ch. 6.12.1. 
37  Vgl. IPCC Climate Change 2001: Working Group I: The Scientific Basis; Ch. 6.12.1. 
38  Vgl. IPCC Climate Change 2001: Working Group I: The Scientific Basis; Ch. 6.12.1. 
39  Der Bereich der Oberfläche eines Planeten, der von Eis bedeckt ist.  Dazu gehören das Meereis, das   Inlandeis, 

das Schelfeis, die Gebirgsgletscher und alle mit Schnee bedeckten Flächen.   
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Emissionen von klimawirksamen Gasen wie langlebigen Treibhausgasen (LLGHG’s), Aeroso-
len und Aerosolvorläufern, Ozonvorläufern und Ozondezimierender (abbauender) Substan-
zen sind die grundsätzlich tragenden/wesentlichen Ursachen des Klimawandels.40  
 
1.1.4 Ursachen und Folgen der CO2-Konzentration in der Atmosphäre 
 
Kohlenstoffdioxid ist das wichtigste vom Menschen verursachte Treibhausgas.41  CO2 ist von 
einem vorindustriellen Wert von 280 ppm42 auf 379 ppm im Jahr 2005 angestiegen.43  Eine 
Vielzahl direkter und indirekter Messungen bestätigt, dass die atmosphärische CO2-
Konzentration global in den letzten 250 Jahren um ungefähr 100 ppm (36 %) angestiegen 
ist; ausgehend von einer vorindustriellen Konzentration von 275-285 ppm.44 Innerhalb dieser 
Zeit stieg die absolute atmosphärische CO2-Konzentration dramatisch an; die ersten 50 ppm 
über dem vorindustriellen Wert wurden in den 1970er Jahren erreicht, nach mehr als 200 
Jahren, während die zweiten 50 ppm schon 30 Jahre später erreicht waren.45  In den 10 Jah-
ren von 1995 bis 2005 ist die atmosphärische CO2-Konzentration um 19 ppm angestiegen; 
der höchste jemals gemessene Anstieg in einem Jahrzehnt seit Beginn der direkten atmo-
sphärischen CO2-Messungen.46 Somit beträgt der durchschnittliche Anstieg atmosphärischen 
Kohlendioxid bei direkten Messungen beträgt im Zeitraum von 1960-2005 1.4 ppm /a.47 
 
Die jüngste Geschwindigkeit des Anstiegs der CO2-Konzentration ist dramatisch und ohne 
Präzedenz:  Erhöhungen in der CO2-Konzentrationen überstiegen bis jetzt nie 30 ppm in 1 
kyr (tausend Jahren); jetzt ist die Konzentration von CO2 30 ppm in nur 17 Jahren angestie-
gen.48 CO2-Emissionen aufgrund veränderter Landnutzungsstrukturen (insbesondere der 
Waldrodung) in den 1990er Jahren haben einen Ausstoß von 0.5-2.7 GtC /a ausgemacht, 
was einen Anteil von 6 % bis 39 % zu der Wachstumsrate von CO2-Emissionen beigetragen 
hat.49  Die atmosphärische Konzentration von Kohlendioxid 2005 überschreitet bei weitem 
die natürliche Spanne (180 bis 300 ppm) der letzten 650,000 Jahre, bestimmt durch Eis-
bohrkerne.50   Die jährliche Zuwachsrate von Kohlendioxid ist in den letzten 10 Jahren um 
durchschnittlich 1.9 ppm p.a. angestiegen, eine Zuwachsrate höher als jemals seit Beginn 
kontinuierlicher atmosphärischer Messungen (1960-2005 Durchschnitt: 1.4ppm p.a.); dabei 
muss allerdings eine jährliche Variabilität beachtet werden.51  
 
Primär ursächlich für die Erhöhung der Kohlendioxidkonzentration in der Atmosphäre seit 
dem Vergleichsmaßstab der vorindustriellen Zeit, ist die Verbrennung fossiler Energieträger, 
die Zementproduktion, sowie die veränderte Landnutzung z.B. durch Waldrodung.52 Circa 
80 % der anthropogenen Emissionen in den 1990er Jahren resultierten aus der Verbrennung 

                                                 
40  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
41  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 2. 
42  D. h. 280 CO2-Moleküle auf eine Million Luftmoleküle. 
43  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 2; vgl. auch Kap. 7.1. 
44  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
45  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
46  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
47  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
48  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1. 
49  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1. 
50  Die Gletscher Grönlands und der Antarktis entstanden über einen langen Zeitraum hinweg. Der Schneefall 

säubert die Atmosphäre von den in ihr enthaltenen Spurenstoffen und lagert diese auf der Oberfläche oder Firn 
des Eises.  Somit entsteht ein direktes Abbild der Bedingungen in der Atmosphäre und des Klimas. Durch die 
Methoden der Eiskernanalyse wurden diese Informationen wieder zugänglich gemacht.  Die so rekonstruierten 
Temperaturen aus den Konzentrationen der Wasserisotope und Spurenstoffe helfen bei der Datierung und die 
im Eis eingeschlossene Luft gibt Auskunft über die Atmosphäre und z.B. die Konzentration der in ihr enthalte-
nen Treibhausgase. Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 2. 

51  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 2; vgl. auch Kap. 2.3.1. 
52  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.1; vgl. auch Kap. 7.1. 
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fossiler Energieträger, 20 % aus der veränderten Landnutzung (hauptsächlich Waldrodung) 
und zu einem kleinen Anteil aus der Zementproduktion (ca. 3 % des Gesamtwertes).53 CO2-
Emissionen aufgrund globaler jährlicher fossiler Energieverbrennung und der Zementproduk-
tion gemeinsam haben sich innerhalb der letzten 30 Jahre um 70 % erhöht und gemeinsam 
stiegen sie auf einen Wert von 7.2 (± 0.3) GtC /a an (diese Zahlen sind Schätzwerte, basie-
rend auf internationalen Energiestatistiken der Jahre 1980 bis 2003 mit daraus abgeleiteten 
Trends für 2004 bis 2005).54 Wobei der Fehlerquotient (± 1 Standardabweichung) für Emissi-
onen aus der Zementproduktion und der Verbrennung fossiler Energieträger auf einer globa-
len Skala bei 5 % liegt.55  Jährliche Kohlendioxidemissionen aus der Verbrennung fossiler 
Rohstoffe (schließt die Produktion, Absatz und Konsum fossiler  Energieträger und Beiproduk-
te der Zementproduktion mit ein) und der Zementproduktion stiegen von einem Durch-
schnitt von 6.4 GtC (die Emission von 1 GtC56  p.a. in den 1990er Jahren auf 7.2 GtC pro Jahr 
zwischen 2000-2005.57 
 
Kohlenstoffdioxidemissionen aus Landnutzung werden auf 1.6 GtC p.a. über die 1990er Jah-
re geschätzt, wobei diese Schätzungen einen hohen Grad an Unsicherheit aufweisen.58  
Hauptursächlich für die CO2-Emission aufgrund von Landnutzungsveränderungen ist die tro-
pische Waldrodung.59  Landwirtschaft und die kommerzielle Nutzung von Waldressourcen 
sind in die bis vor kurzem noch als abgelegen geltende Gebiete der tropischen Altholzwälder 
vorgedrungen (im Gegensatz zu den mittleren Breitengeraden, in denen die kommerzielle 
Forstressourcennutzung fast alle Altholzbestände eliminiert hat);   explizit als ein Teil der 
CO2-Emission in tropischen Altholzbeständen wird neben ihrer Abforstung die Akkumulie-
rung von CO2 durch Aufforstung benannt.60 Allerdings sind die CO2-Emissionswerte der 
Landnutzung (1980er im Vergleich mit den 1990er) im AR4 (IPCC I ist der erste von insge-
samt drei Teilberichten des 4. Sachstandsberichts) höher als im TAR (IPCC 3. Sachstandsbe-
richt 2001), was bedeutet, dass mehr Kohlendioxid in die Atmosphäre gelangt und weniger 
von der Vegetation aufgenommen wird.  Ebenso allerdings ist die Landnutzung die CO2-
Quelle mit den größten bestehenden wissenschaftlichen Unsicherheiten.61  Unklar ist weiter-
hin, wie sich die terrestrische Biosphäre in der Zukunft entwickeln wird; ob sie wachsen wird 
und mehr CO2 aufnehmen wird, oder ob sie abnimmt, oder sich der Prozess sogar umkehrt 
und die terrestrische Biosphäre ein Nettoemittent wird.62  So zeigen Studien erhöhtes Pflan-
zensterben an und eine Prävalenz von Lianen; da tote organische Pools nicht gemessen wur-
den, ist es ebenso möglich, dass die andauernden Störungen zu einer verringerten Aufnah-
mefähigkeit klimawirksamer Gase führen könnten.63 
 
Folgen der erhöhten Kohlendioxidemissionen ist auch eine zunehmende Versauerung der 
Ozeane. Seit Beginn der industriellen Revolution ist der Wasseroberflächen pH-Wert um un-
gefähr 0.1 pH-Einheiten gesunken (korrespondiert mit einem 30 % Anstieg der Wasserstoffi-

                                                 
53  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.2., 7.3.2.1.1; vgl. auch Kap. 7.1. 
54  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 2, 
55  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.1.1. 
56  1 GtC (1 Gigatonne Kohlenstoff)= 1014 Gramm Kohlenstoff, somit entsprechen eine Milliarde Tonnen 3.67 

GtCO2 
57  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.1.1. 
58  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.1.2. 
59  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.1.2. 
60  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.1.2.. Zurzeit ist eine pan-tropische Erwärmung von ca. 0.26°C/a messbar; 

wie sich diese auf die Tropenwälder auswirken wird unterliegt größtenteils der Spekulation.  Es kann z.B. sein, 
dass es zu Wasserknappheit kommt (gemessen als Wasserstress: der Quotient aus jährlichen Wasserentnahmen 
und jährlicher Verfügbarkeit), eine scheinbar durch die Erwärmung  verringerte Fähigkeit der Aufnahme von 
Kohlendioxid durch die Vegetation; Wettbewerb um Licht, oder auch ökologische Verschiebungen, die kurzle-
bige Pflanzen oder Störfaktoren (wie Insekten und Lianen) bevorzugt. Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.2.3. 

61  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.1.2. 
62  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.3. 
63  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.2.2.3. 
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onen); die erwartete andauernde Abnahme des pH-Wertes könnte innerhalb von ein paar 
Jahrhunderten zu einem Ozean pH-Wert führen, den es das letzte Mal vor ein paar hundert 
Millionen Jahren gegeben hat.64  Der sinkende pH-Wert der Ozeanoberfläche verdeutlicht die 
Notwendigkeit seinen Interaktionsmechanismus mit einem sich verändernden Klima, als auch 
die potenziellen Auswirkungen eines niedrigeren pH-Wertes auf Meereslebewesen zu verste-
hen.65   
  
Mit der Versauerung der Meere wird die biogene Kalkbildung erschwert (der Kalk, der von 
Meeresorganismen gebildet wird, kommt hauptsächlich in der Form des leichter löslichen, 
metastabilen Aragonits vor).  Mit steigendem CO2-Eintrag verändert sich das Gleichgewicht 
in den oberen Ozeanschichten; es kommt zu einer Aragonit-(Karbonat) Untersättigung.  Fällt 
diese unter einen bestimmten Bereich, löst sich der Aragonit im Wasser, (man spricht von 
Aragonituntersättigung), was insbesondere Konsequenzen für diejenigen Meeresbewohner 
hat, die für ihre Schalen- oder Skelettstrukturen Kalk bilden.66  Bereits ab einer atmosphäri-
schen CO2-Konzentration von 520 ppm, die Mitte diesen Jahrhunderts bereits erreicht wer-
den könnte, werden einigen Untersuchungen zufolge fast alle heutigen Riffstandorte von 
Warmwasserkorallen aufgrund von Aragonituntersättigung nicht mehr für Korallenwachstum 
geeignet sein.67  Unterschreitet die Karbonatsättiung im Meerwasser einen kritischen Wert, 
können alle Tiere, die auf Kalk zu Skelett- oder Schalenbildung angewiesen sind, diese nicht 
mehr bilden.68 Dieser schwerwiegende vom Menschen verursachte Eingriff in das chemische 
Gleichgewicht der Ozeane, wird sowohl für die Meeresbewohner als auch für den Menschen 
nicht ohne Folgen bleiben. Schalentiere, Korallen und alle von ihnen abhängigen Arten sind 
in ihrer Existenz gefährdet. Das könnte eine negative Beeinträchtigung der Nahrungskette im 
Meer und damit auch für den Menschen zur Folge haben. 
 
1.1.5 Der Klimawandel ist vom Menschen verursacht 
 
“New ice core records show that the Earth system has not experienced current atmospheric con-
centrations of CO2, or indeed of CH4, for at least 650 kyr – six glacial-interglacial cycles.”69 
 
Menschen sind auf viele direkte und indirekte Arten und Weisen am Klimawandel beteiligt, 
die CO2-Emissionen aufgrund menschlicher Aktivitäten aber gelten als der entscheidende, 
alleinige anthropogene Faktor, der zum Klimawandel beiträgt, denn der natürliche Kohlen-
stoffzyklus kann den beobachteten atmosphärischen CO2-Anstieg von 3.2 auf 4.1 GtC /a  
innerhalb der letzten 25 Jahre nicht erklären.70 
 
Natürliche Prozesse wie die Photosynthese, die (autotrophe und heterotrophe) Respiration 
(Zellatmung), bioorganischer Zerfall (Streu) und der Gasaustausch an der Wasseroberfläche 
gerieren massive Austauschungen, Quellen und CO2-Senken zwischen Oberfläche und Atmo-
sphäre (Schätzwert bei ~120 GtC /a) und zwischen dem Ozean und der Atmosphäre 
(Schätzwert bei ~90 GtC /a).71  Die natürlichen Kohlenstoffsenken haben in den letzten 15 
Jahren circa 3.3 GtC /a CO2 aufgenommen und damit zum Teil die anthropogenen Emissio-
nen ausgeglichen; ohne diese natürlichen Senken wären die CO2-Emissionen noch dramati-

                                                 
64  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.4.1. 
65  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.3. 
66  Vgl. WGBU Sondergutachten 2006: Die Zukunft der Meere, zu warm, zu hoch, zu sauer. S. 68.  Dabei ist zu 

beachten, dass gemäß IPCC 2007, WG I, Kap. 5.4.1 die Reaktion von Meereslebewesen auf die Versauerung 
des Meeres weitgehend unbekannt ist. 

67  Vgl. WGBU Sondergutachten 2006: Die Zukunft der Meere, zu warm, zu hoch, zu sauer. S. 69-74.   
68  Vgl. WGBU Sondergutachten 2006: Die Zukunft der Meere, zu warm, zu hoch, zu sauer. S. 69-74.   
69  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
70  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
71  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1. 
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scher angestiegen.72 Die Wachstumsrate atmosphärischen Kohlendioxids ist nur ungefähr 
halb so hoch, wie es die zusammengefassten Emissionen aus der Verbrennung fossiler Ener-
gieträger und Landnutzungsveränderungen erwarten ließen.73 Dieser „Rest“ CO2-Emissionen 
wird vom Ozean, der Vegetation und vom Boden aufgenommen.74 Somit helfen terrestri-
scher- und Meereskohlenstoffkreislauf den CO2-induzierten Klimawandel abzuschwächen.75  
 
Der Anstieg der atmosphärischen CO2-Konzentrion ist auf den Menschen zurückzuführen: 
das ergibt sich aus den Eigenschaften des atmosphärischen CO2 - insbesondere durch das 
Verhältnis von schweren zu leichtem Kohlenstoffatomen – die in einer Weise verändert sind, 
die der Beifügung Kohlendioxids aus fossilem Brennstoff zugeordnet werden kann.76 Zusätz-
lich hat sich das Verhältnis von Sauerstoff  zu Stickstoff in der Atmosphäre verringert in dem 
Maße, wie die CO2-Konzentration angestiegen ist; das ist ein erwartungsgemäßes Ergebnis, 
da Sauerstoff bei der Verbrennung fossiler Energieträger verbraucht wird.77  Schwerer Koh-
lenstoff, das Kohlenstoff-13 Isotop, ist weniger reichlich in der Pflanzenwelt und in fossilen 
Brennstoffen, die aus vorheriger Vegetation entstanden sind vorhanden und kommt häufiger 
im Kohlenstoff der Ozeane, vulkanischen und geothermischen Emissionen vor.78  Die relative 
Menge von C-13 Isotopen in der Atmosphäre hat abgenommen, was zeigt, dass das zusätzli-
che Kohlendioxid aus fossilen Brennstoffen und der Vegetation stammt.79  
 
Die globalen Emissionen fossiler Energieträger heutzutage bewegen sich in einem Schät-
zungsparameter von 5.8-8.0 TtC /a.80 
 
1.1.6 Andere klimawirksame Gase 
 
Das Verständnis menschlichen Einflusses auf klimarelevante Faktoren (Erwärmung und Ab-
kühlung) haben sich seit dem dritten Sachstandsbericht (TAR) des IPCC verbessert.  Es wird 
mit hoher Zuversicht (Wahrscheinlichkeit von 80 %) davon ausgegangen, dass der globale 
Nettoeffekt menschlicher Aktivität seit dem Beginn der Industrialisierung um 1750 zu einer 
Klimaerwärmung mit einer Strahlungsantrieb von +1.6 (mit einer Schwankungsbreite von 
+0.6 - +2.4) W m-2 beigetragen hat.81  Für den Zeitraum von 1995-2005 war die Wachstums-
rate von atmosphärischem CO2 1.9ppm /a und der Strahlungsantrieb erhöhte sich dement-
sprechend um 20 %: das ist die größte beobachtete oder gefolgerte Steigerung in mindes-
tens den letzten 200 Jahren.82  Von 1999-2005 stiegen die globalen Emissionen aus fossiler 
Energieverbrennung und Zementproduktion in einer jährlichen Zuwachsrate von ca. 3 %/a.83  
Im Folgenden sollen neben dem wohl wichtigsten Treibhausgas CO2 auch noch andere Kli-
marelevante Gase, wie Methan und Stickoxide, ihre klimarelevanten Interaktionen und Sen-
ken besprochen werden. 
 
Der gesamte Strahlungsantrieb aus Kohlenstoffdioxid, Methan und Stickoxiden liegt bei 
+2.30 (+2.07 ± 2.53) W m-2.84  Es ist sehr wahrscheinlich (Wahrscheinlichkeit von mehr als 

                                                 
72  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1 
73  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.5.1. 
74  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.5.1. 
75  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.5.1. 
76  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1. 
77  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1. 
78  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1. 
79  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.1. 
80  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.4.4.3. 
81  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
82  Vgl. IPCC 2007,WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
83  Vgl. IPCC 2007,WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
84  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
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90%), dass dieser Grad und die Geschwindigkeit des Anstiegs in der industrialisierten Zeit 
beispiellos für die letzten 10,000 Jahre sind.85  

Stickoxide 

Die globale Konzentration von Stickoxiden (NOX) in der Atmosphäre ist von einem vorindus-
triellen Wert von ungefähr 270 ppb86 auf 319 ppb in 2005 angestiegen mit einem ungefähr 
konstanten Wachstum seit 1980.87  Über ein Drittel aller Stickoxidemissionen ist anthropogen 
durch die Landwirtschaft verursacht.88   

Distickstoffoxid: N2O (Lachgas)  

Menschliche und natürliche Lachgas- (N2O) Quellen sind ungefähr gleich groß.89 Zwischen 
1960 und 1990 ist die Lachgaskonzentration durchschnittlich zwei mal so schnell angestie-
gen wie in keiner 40 jährigen Zeitspanne der letzten zwei Jahrtausende vor 1800.90  Natürli-
che N2O Quellen sind Böden, Ozeane und die chemische Oxidierung von Ammoniak in der 
Atmosphäre.91  Tropische Böden sind eine besonders wichtige Quelle atmosphärischen Lach-
gases.92 Anthropogene N2O Faktoren beinhalten die Transformation von Stickstoffdüngemit-
tel in N2O und seine anschließende Emission aus Agrarland, Biomasseverbrennung, Rinder-
zucht und einiger industrieller Prozesse, wie z.B. der Nylonmanufaktur.93 Einmal freigesetzt, 
bleibt Distickstoffoxid ca. 114 Jahre in der Atmosphäre, bevor es in der Stratosphäre abge-
baut wird.94  
 
Die letzte Bemessung von Lachgas (2003), ergab einen Anstieg der atmosphärischen Kon-
zentration um 0.2-0.3% pro Jahr und eine Lebensdauer von 114 Jahren an.95  Im TAR be-
stand große Unsicherheit bezüglich der N2O Quellen.96  Gefolgert wurde, dass der Treiber für 
den Anstieg von Lachgas in der Ära der Industrialisierung, die fortgeschrittenen mikrobiologi-
schen Produktionstechniken auf immer größer werdenden gedüngten landwirtschaftlichen 
Flächen sind.97  Die atmosphärische N2O-Konzentration steigt seit 1998 stetig an und hat 
2005 ein Niveau von 319 (± 0.19.) ppb erreicht und steigt in den letzten Jahrzehnten linear, 
um ca. 0.26% pro Jahr an.98  Der Anstieg der Lachgaskonzentration von 270 ppb 1750 auf 
319 ppb 2005 resultierte in einem Strahlungsantrieb von +0.16 (± 0.02) W m-2.99  Damit 
nimmt N2O hinter CO2 und CH4 den dritten Platz der langlebigen Treibhausgase mit dem 
stärksten Strahlungsantrieb ein.100 Das Lachgas fungiert als der einzige langlebige Indikator 
für anthropogene Störungen des Stickstoffkreislaufs.101 
 
Stickoxide haben eine kurze atmosphärische Lebensdauer von Stunden bis Tagen. Sie beein-
flussen das Klima hauptsächlich durch die Formation von tropospherischem Ozon, das den 

                                                 
85  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
86  Parts per billion. 
87  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
88  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
89  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
90  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
91  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
92  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
93  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
94  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
95  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.3. 
96  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.3. 
97  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.3. 
98  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.3. 
99  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.3. 
100 Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.3. 
101 Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
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drittgrößten einzelnen positiven Strahlungsantrieb hat.102  Stickoxidemissionen generieren 
indirekten negativen Strahlungsantrieb, indem sie die Lebensdauer atmosphärischen Me-
thans verkürzen.103  Ammoniak trägt zur Bildung von Sulphat- und Nitrataerosolen bei, was 
den Aerosol-Abkühlungseffekt und den indirekten Aerosol-Effekt verstärkt, ebenso wie es zur 
Erhöhung des Nährstoffangebots für den Kohlenstoffkreislauf beiträgt.104 Ammoniak und 
Stickoxide werden der Atmosphäre durch Ablagerung entzogen, was weiter zum erhöhten 
Nährstoffangebot im Kohlenstoffzyklus beiträgt.105  
 
Störungen im Stickstoffkreislauf beeinflussen das atmosphärische Klimasystem durch die Ent-
stehung von drei stickstoffhaltigen Spurengasen: Lachgas, Ammoniak (NH3), Stickoxide 
(NOx) und Stickstoffdioxid (NO2).106 Stickstoffoxid leistet den viertgrößten Einzelbeitrag zu 
einem positiven Strahlungsantrieb.  Die größte Auswirkung von Stickoxidemissionen ist die 
Bildung troposphärischen Ozons, das den drittgrößten Einzelbeitrag zu einem positiven 
Strahlungsantrieb leistet.107 
 
Für 2100 wird ein durchschnittlicher Anstieg der Stickoxidablagerung um den Faktor 2.5 
erwartet, hauptsächlich aufgrund von ansteigenden Stickoxidemissionen und der daraus fol-
genden Reaktionsprodukte; für die Stickoxidablagerungen in Asien wird ein Anstieg um den 
Faktor 1.4 bis 2030 erwartet.108 Ein Vergleich von 26 verschiedenen Atmosphärenchemiemo-
dellen zeigt, dass die momentanen Szenarien und Zukunftsprognosen nicht ausreichen, um 
die Stickstoffemissionen und die Ozonverschmutzung bis 2030 zu stabilisieren oder zu sen-
ken.109 

Methan 

Von den langlebigen Treibhausgasen hat Methan mit +0.48 (± 0.05) W m-2 den zweitgröß-
ten Strahlungsantrieb nach Kohlendioxid.110  Die globale atmosphärische Methankonzentra-
tion ist von einem vorindustriellen Wert von 715 ppb111  auf 1732 ppb in den frühen 1990er 
Jahren und auf mehr als 1774 ppb 2005 angestiegen.112  Die globale atmosphärische Me-
thankonzentration überschreitet ebenfalls die in den vergangenen 650,000 Jahren natürliche 
Spanne von 320 ppb bis 790 ppb, ebenfalls durch Eiskernbohrungen bestimmt.113  Eben jene 
Daten belegen, dass es im Erdsystem derzeitige Konzentrationen von CO2 als auch Methan 
seit mindestens 650,000 Jahren, in denen sich sechs Wärme- und Kälteperioden abwechsel-
ten, nicht mehr so hoch war wie heute.114 Innerhalb dieser Zeit blieb die CO2-Konzentration 

                                                 
102 Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
103  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
104  Der TAR hat die Aerosole in direkte und indirekte Effekte kategorisiert. Der direkte Effekt ist der  Mechanismus, 

mit dem die Aerosole Kurz- und langwellige Strahlung streuen und absorbieren und damit die Strahlungsbi-
lanz des Erde-Atmosphären-Systems verändern. Sulphat, Kohlenstoff aus der Verbrennung fossiler Energieträ-
ger, Biomasseverbrennung und Mineralstaubaerosole haben alle eine signifikante anthropogene Komponente 
und üben einen erheblichen direkten Strahlungsantrieb aus.  Der indirekte Effekt ist der Mechanismus durch 
den die Aerosole die mikrophysischen und damit auch die Strahlungs-Eigenschaften, -Menge und Wolkenle-
bensdauer beeinflussen. Der indirekte Aerosol-Effekt gliedert sich noch einmal in die Effekte Wolkenalbedo 
und Wolkenlebensdauer, wobei die Wolkenalbedo im TAR als eine der wesentlichen Ungewissheiten gewertet 
wurde.  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.4.1, 2.3.8, 7.4.2. 

105  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
106  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
107  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
108  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
109  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.2. 
110  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.2. 
111  Teilchen pro Milliarde Luftmoleküle. 
112  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
113  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
114  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
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auf einem Niveau zwischen 180 ppm (eiszeitliches Maxima) und 300 ppm (in zwischenzeitli-
chen Perioden).115   
 
Zwischen 1960 und 1999 ist die Methankonzentration in der Atmosphäre durchschnittlich 
sechs mal schneller angestiegen als in irgendeiner 40-jährigen Periode der zwei Jahrtausende 
vor 1800, d.h. es ist eine erhöhte Wachstumsrate des atmosphärischen methans zu verzeich-
nen, trotz der Einstellung der Emissionen um 1980 (langlebiges Treibhausgas).116 Es ist sehr 
wahrscheinlich (Wahrscheinlichkeitsgrad über 90 %), dass der Anstieg der Methankonzentra-
tion in der Atmosphäre auf menschliches Handeln zurückzuführen ist; in der Hauptsache ver-
ursacht durch Landwirtschaft und Nutzung fossiler Energieträger, wobei die relativen Anteile 
unterschiedlicher Quellen nicht gut erschlossen sind.117  
 
Die Ursprünge der Methanemission teilen sich in anthropogene und natürliche (biogene) 
Quellen.118  Anthropogene Methanquellen sind die Reiswirtschaft, der Viehbestand, die Müll-
entsorgung, Biomasseverbrennung und die Verbrennung fossiler Energieträger.119  Wobei die 
natürlichen Methanemissionsquellen die Auen, Torfmoore, Meere, Feuer, Methanhydrat, 
Termiten und Vulkaneruptionen sind.120  CH4-Emissionen korrelieren stark mit dem Pflanzen-
wachstum (der Höhe); jedes Klimaveränderungs-Szenario, dass im Ergebnis zu einem Anstieg 
von Biomasse im Reisanbau führt, wird die Methanemissionen verstärken.121  Allerdings hängt 
das Ausmaß, also die Menge der zunehmenden Emissionen in der Hauptsache von der Was-
serwirtschaft ab; so würde z.B. das Einführen von Entwässerungskanälen, die CH4-Emissionen 
aufgrund der Bodenbelüftung maßgeblich verringern (Die Luftdurchdringung vormals anae-
rober Zonen unterdrückt die Methanogenese).122 Einmal freigesetzt, bleibt Methan ca. 8.4 
Jahre in der Atmosphäre, bevor es in der Troposphäre hauptsächlich durch chemische Oxi-
dierung abgebaut wird.123  

Methanhydrat 

Das Klima beeinflusst ebenfalls die Stabilität der der großen Mengen von Methanhydrat, die 
tief im Ozean gelagert sind.124  Messungen von uralten Karbonaten auf dem Meeresboden, 
haben ergeben, dass es mehrere Vorkommnisse von Methanhydratablösungen in der Ver-
gangenheit gegeben hat, die jeweils mit schnell ansteigenden Wärmeperioden in Zusam-
menhang standen.125  Neueste Klimamodelle legen nahe, dass sich die heutigen Methanhyd-
ratvorkommen auf dem Meeresboden bei einem Temperaturanstieg der unteren Wasser-
schichten um 3°C zu 85 % vermindern würden; das vormals gebundene Methan würde in 
die Atmosphäre freigelassen werden.126  

Fluorchlorkohlenwasserstoff- (FCKW) Verbindungen 

Zurzeit steigt die atmosphärische Konzentration der H-FCKWs (teilhalogenierte Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe), dessen Produktion bis 2030 stufenweise abgebaut werden soll, wieder 
an; ebenso wie die der im Kyoto Protokoll benannten Fluorkohlenwasserstoffe (FKWs) und 

                                                 
115  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
116  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
117  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 3. 
118  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.1. 
119  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.1. 
120  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.1. 
121  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.2. 
122  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.2. 
123  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
124  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.2. 
125  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.2. 
126  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.1.2. 
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die Perfluorkohlenwasserstoffe (PFCs).127 Die atmosphärische Lebensdauer der Chlorfluorkoh-
lenstoffe reicht von 45 bis 100 Jahre, die der H-FCKWs 1-18 und für die FCKWs 1-270 Jahre, 
die Perfluorkohlenwasserstoffe (PFCs) bestehen tausende von Jahren in der Atmosphäre.128  
Die Konzentrationen wichtiger Halogen enthaltender Gase, unter anderem die der FKWs 
stabilisieren sich oder sinken an der Erdoberfläche aufgrund des Protokolls von Montreal über 
Substanzen, die die Ozonschicht abbauen.129 Die angestiegenen Halogenkohlenwasserstoff-
konzentrationen sind hauptsächlich vom Menschen verursacht.130 Die Freisetzung von Halo-
genkohlenwasserstoffen durch den Menschen hat zur Zerstörung des Ozons in der Strato-
sphäre und zum Ozonloch über der Antarktis geführt.131 Wesentliche Halogenkohlenwasser-
stoffe sind die Chlorfluorkohlenwasserstoffe, die weit verbreitet in Kühlanlagen und anderen 
industriellen Prozessen eingesetzt wurden, bevor ihre schädliche Wirkung, stratosphärisches 
Ozon abzubauen, erkannt wurde.132 Die Menge der Chlorfluorkohlenwasserstoffe nimmt 
aufgrund internationaler Abkommen zum Schutz der Ozonschicht ab.133  Als Gruppe trugen 
mit einem Anteil von +0.32 [±0.03] W m-2 zum Strahlungsantrieb 2005 bei; ihr Strahlungsan-
trieb erreichte 2003 seinen Höhepunkt und ist seit dem rückgängig.134  Allerdings hat die Kon-
zentrationen vieler Fluor enthaltender, im Kyoto Protokoll verzeichneter Gase, wie die teilha-
logenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffe –H-FCKW’s- und die vollhalogeniertern Fluorkoh-
lenwasserstoffe –PFC’s- haben zwischen 1998 und 2005 stark zugenommen.135  Ihr gemein-
samer Strahlungsantrieb 2995 lag bei +0.017 [±0.002] W m-2 mit einer prozentualen Steige-
rung von 10 % pro Jahr.136  

Wasserstoff (H2)   

Das gestiegene Interesse an atmosphärischen Wasserstoff begründet sich in seiner potentiel-
len Rolle als indirektes Treibhausgas und eventuelle Störungen in seinem Haushalt, insbeson-
dere im Lichte einer möglichen zukünftigen „Wasserstoffwirtschaft“.137 Mögliche Konsequen-
zen ansteigender atmosphärischer Wasserstoffkonzentrationen beinhalten die globale Ver-
minderung der Oxidationskapazität (H2 bildet 5-10 % der durchschnittlichen globalen OH-
Senke) und die verstärkte Wasserdampfbildung, was zu einer Zunahme der Federwolkenfor-
mation in der Troposphäre und polarer stratosphärischer Wolken (PSC) und damit zu einer 
zusätzlichen Kühlung der Stratosphäre, was wiederum zum Ozonabbau führt.138  Die tro-
posphärische Wasserstoffkonzentration wird durch seine Senken ungefähr ausgeglichen.139 
Circa die Hälfte des atmosphärisch entstehenden Wasserstoffes, entsteht durch die Formal-
dehydphotolyse (CH2O), die selber wieder aus der Oxidierung von CH4 und anderer flüchti-
ger organischer Verbindungen entspringt.140 Die andere Hälfte stammt hauptsächlich aus der 
Verbrennung fossiler Energieträger (z.B. Abgase) und Verbrennung von Biomasse.141 10 % 
des globalen Wasserstoffhaushalts lassen sich auf die Meeresbiochemie und die Stickstofffi-
xierung im Boden zurückführen.142 Hauptsächliche Senke atmosphärischen Wasserstoffes ist 
die Ablagerung und katalytische Vernichtung durch Bodenorganismen und möglicherweise 
                                                 
127  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
128  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
129  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.3.1.1. 
130  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
131  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
132  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
133  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
134  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
135  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
136  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2, Executive Summary. 
137  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3. 
138  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3. 
139  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3.  
140  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3.  
141  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3. 
142  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3. 



 
   

 

FVEE   Argumente 2009 

 18 

auch Enzyme.143 Die atmosphärische Lebensdauer beträgt Beobachtungen zufolge ca. 2 Jah-
re.144 Die Wasserstoffemissionen könnten sich in der Zukunft höchstens verdoppeln – Schät-
zungen wie viel Wasserstoff benötigt wird um ein zukünftig Kohlenstofffreies Energiesystem 
zu tragen sind hochgradig ungewiss; sie basieren sowohl auf den angewandten Technolo-
gien als auch auf dem Anteil, der durch Wasserstoff geleistet werden kann.145  

Das Hydroxid-Radikal 

Das freie Hydroxidradikal (OH), ist das Hauptoxidans in der Atmosphäre, das ca. 3.7 Gt Spu-
rengase, einschließlich CH4, aller Fluorkohlenwasserstoffe und teilhalogenierten Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe pro Jahr abbaut.146 Das freie Hydroxidradikal ist das hauptsächliche „Rei-
nigungsmittel“ der unteren Atmosphäre und damit die Hauptsenke vieler Treibhausgase 
(CH4, teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe, Schadstoffe wie Kohlenstoffmonoxid 
und nicht-methanhaltige Kohlenwasserstoffe).147  Da OH das Hauptoxidans vieler Treibhaus-
gase in der Atmosphäre ist, werden Veränderungen in der OH-Konzentration einen direkten 
Einfluss auf die Lebensdauer der Treibhausgase und somit ihres Einflusses auf das Klimasys-
tem haben.148 Durch photochemische Reaktionen mit Hydroxidradikalen wird ein großer Teil 
atmosphärischen Methans abgebaut; Methan und OH reagieren zu Wasserdampf in der At-
mosphäre. Anstiege in den CH4 und CO-Konzentrationen senken die OH-Konzentration in 
der Atmosphäre, dabei eben die CH4 Senke herabsetzend.149 Andererseits erhöht die Klima-
erwärmung den temperatursensiblen CH4 Oxidationskoeffizienten und die Zunahme von 
Wasserdampf und Stickoxidkonzentrationen, heben in der Tendenz das OH-Niveau wieder 
an.150  
 
Berechnungen über den Strahlungsantrieb langlebiger Treibhausgase werden aufgrund der 
beobachteten Tendenzen in den langlebigen Treibhausgaskonzentrationen gemacht.151  OH-
Trends werden gebraucht um den Haushalt der langlebigen Treibhausgase zu quantifizieren 
und festzustellen und um zukünftige Trends der LLGHGs und troposphärischem Ozon zu 
verstehen.152 

Andere anthropogene Einflüsse 

Weitere erhebliche vom Menschen verursachte Beiträge zum Strahlungsantrieb resultieren 
aus troposphärischen153 Ozonveränderungen aufgrund der Emission Ozon- bildender Chemi-
kalien (Stickstoffoxide, Kohlenstoffmonoxid und Kohlenwasserstoffe), mit einem Strahlungs-
antrieb von +0.35 (+0.25 bis +0.65) W m-2.154 Der direkte Strahlungsantrieb aufgrund von 
Halogenkohlenwasserstoffen beträgt +0.34 (+0.31 bis +0.37) W m-2.155 Veränderungen im 
Oberflächenrückstrahlvermögen infolge veränderter Landnutzung und Ablagerung von Ruß-
partikeln auf Schnee, üben einen Strahlungsantrieb von -0.2 (-0.4 bis 0.0) und +0.1 (0.0 bis 
+0.2) W m-2 aus.156  Veränderungen der solaren Bestrahlungsstärke seit 1750 verursachen 
                                                 
143  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3. 
144  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3. 
145  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.3.  
146  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.5. 
147  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.5. 
148  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.5.2.2. 
149  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.5.2.2. 
150  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 7.4.5.2.2. 
151  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.5. 
152  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.3.5. 
153  Die Troposphäre ist die unterste Schicht der Atmosphäre und reicht von der Erdoberfläche bis zur  Obergren-

ze der höchsten Wolken.  Sie ist die dichteste Schicht der Atmosphäre und enthält ca. 75% der atmosphäri-
schen Masse und fast den gesamten Wasserdampf und Aerosole.) 

154  Vgl. IPPC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 4. 
155  Vgl. IPPC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 4. 
156  Vgl. IPPC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 4, 5. 
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schätzungsweise einen Strahlungsantrieb von +0.12 (+0.06 bis +0.30) W m-2, weniger als die 
Hälfte der Schätzung aus dem dritten Sachstandsbericht des IPCC (TAR).157  
 
1.1.7 Ergebnisse 
 
Die Erwärmung des Klimas steht zweifelsfrei fest.158  Die Erwärmung des Klimas beweist sich 
durch Beobachtungen über den Anstieg der globalen durchschnittlichen Luft- und Wasser-
temperaturen, weit verbreitete Schneeschmelze und den global ansteigenden Meeresspie-
gel.159  
 
Elf der letzten zwölf Jahre (1995-2006) zählen zu den zwölf wärmsten Jahren seit der instru-
mentellen Messung der globalen Erdoberflächentemperatur (1850).160  Der lineare Erwär-
mungstrend über die letzten 50 Jahre (0.13°C pro Jahrzehnt) ist fast doppelt so hoch wie der 
der letzten 100 Jahre.161 Der totale Temperaturanstieg zwischen 1850-1899 und 2001-2005 
beträgt 0.76°C.162   
 
Klimawandel findet statt: vielfältige Langzeitveränderungen im Klima sind beobachtet wor-
den; darunter Veränderungen der arktischen Temperaturen und des Eises, großflächige Ver-
änderungen in der Niederschlagsmenge, dem Salzgehalt des Meeres, Windmuster und ex-
tremen Wetteraspekten wie Fluten, Dürren und Tropenstürmen.163  
 
Die ansteigenden CO2–Konzentrationen in der Atmosphäre sind vom Menschen verur-
sacht.164  Die Verbrennung fossiler Energieträger ist für 75 % der anthropogenen CO2-
Emissionen verantwortlich; der Rest entfällt hauptsächlich auf die Waldabholzung mit einem 
kleinen Anteil der Zementproduktion.165 
 
Der zusammengenommene Strahlungsantriebes aller Treibhausgase ist positiv, da jedes Gas 
abgehende Infrarotstrahlung in der Atmosphäre absorbiert.  Der Anstieg der Kohlendioxid-
konzentration hat den größten Antrieb über den zugrunde liegenden Zeitraum verzeichnet.  
Die Erhöhung der troposphärischen Ozonkonzentration hat ebenso zur Erwärmung der At-
mosphäre beigetragen, während die Abnahme stratosphärischen Ozons eine abkühlende 
Wirkung auf die Atmosphäre hat.166  
 
1.1.8 Globale Klimaänderungen – Projektionen 
 
  Für die nächsten zwei Jahrzehnte wird ein Temperaturanstieg von 0.2°C pro Jahrzehnt 

prognostiziert.167 Gleichbleibende oder ansteigende Treibhausgaskonzentrationen werden 
im 21. Jahrhundert weitere Klimaveränderungen hervorrufen, die mit großer Wahrschein-
lichkeit (> 90 %) größer sein werden, als die im 20. Jahrhundert.168  

                                                 
157  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 5. 
158  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 5. 
159

  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 5. 
160  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 5. 
161  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 5. 
162  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 5. 
163

   Vgl. IPCC 2007,WG I, Executive Summary, S. 7. 
164  Vgl. IPCC 2007,WG I, Kap. 7.3.1.1. 
165  Vgl. IPCC 2007,WG I, Kap. 7.3.1.1. 
166  Vgl. IPCC 2007, WG I, Kap. 2.2. 
167  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 12. 
168  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 13. 
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  Die Erwärmung führt zu einer verminderten Aufnahme atmosphärischen Kohlenstoffdi-
oxids durch Land und Ozeane, womit der Anteil anthropogener Emissionen die in der 
Atmosphäre verbleiben, vergrößert wird.169  

  Es wird erwartet, dass sich in den meisten Permafrostregionen der Welt die Schneedecke 
zusammenzieht und es zu einer Intensivierung der Schneeschmelze kommen wird.170  

  Es wird als sehr wahrscheinlich (> 90 %) eingestuft, dass Wetterextreme wir heftiger Re-
genfall und Hitzewellen mit häufigerer Frequenz auftreten werden.171  Weiterhin ist es 
wahrscheinlich (> 66 %), dass zukünftige tropische Wirbelstürme heftiger werden mit 
größeren Spitzenwindgeschwindigkeiten und stärkeren Schauern, die mit kontinuierlich 
ansteigenden tropischen Meeresoberflächentemperaturen in Zusammenhang gebracht 
werden.172  Es besteht wenig Zuversicht, dass sich die Anzahl tropischer Wirbelstürme ver-
ringern wird; der offenkundige Anstieg des Anteils schwerer Stürme seit 1970 in einigen 
Regionen ist viel größer, als von Modellen für diese Zeit simuliert wird.173  

  Selbst wenn die Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre stabilisiert werden 
könnten, könnte die anthropogen bedingte Klimaveränderung über Jahrhunderte wei-
tergehen aufgrund der Zeithorizonte die mit dem Klimaveränderungs- und Rückkoppe-
lungsprozess assoziiert sind.174  

  Die Abnahme der Niederschlagsmenge ist für die meisten tropischen und subtropischen 
Regionen um bis zu 20 % gilt als wahrscheinlich (>66 %).175   

  Sowohl vergangene und zukünftige anthropogene CO2-Emissionen werden zur Erder-
wärmung und zum Meeresspiegelanstieg länger als ein Jahrtausend beitragen; bedingt 
durch den zeitlichen Rahmen, den es braucht, um dieses Gas aus der Atmosphäre zu ent-
fernen.176  

1.2 Der Vierte Sachstandsbericht des zwischenstaatlichen Ausschusses für Kli-
maänderungen (IPCC), Beitrag der Arbeitsgruppe III: „Minderung des Kli-
mawandels“  

 
Dieser dritte und letzte Teilbericht des 4. Sachstandsberichts des International Panel on Cli-
mate Change 2007 der Vereinten Nationen beleuchtet aufgrund der naturwissenschaftli-
chen, im ersten Teilbericht ermittelten Fakten, die möglichen Maßnahmen zur Minderung 
des Klimawandels und mögliche Verlaufspfade zur Verminderung von Treibhausgasemissio-
nen in einer globalen Perspektive.  Die Betrachtungen gliedern sich in wissenschaftlich-
technische und dabei hauptsächlich ökonomische Analysen des Energiesektors und der ein-
zelnen Teilbereiche diesen, sowie schließlich der makro-ökonomischen und Politikinstrumen-
te für die energiesektorspezifische Regelung einen weitergehenden Klimawandel zu verhin-
dern.  
 
Die Verbrennung fossiler Energieträger dominiert nach wie vor den globalen Energiemarkt.177  
Die Treibhausgasemissionen aufgrund der Verbrennung fossiler Energieträger sind in jedem 
Jahr seit dem TAR (Third Assessment Report des IPCC 2001) trotz der verstärkten Entwick-
lung von Niedrig- und Null-Emissionstechnologien, der Einführung verschiedener politischer 
Maßnahmen durch viele Staaten, des Beginns von Emissionshandelsstrategien in einigen 
Regionen und einem immensen Preisanstiegs konventioneller Energieträger angestiegen.178  
                                                 
169  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 13. 
170  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 15. 
171  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 15. 
172  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 15. 
173  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 15. 
174  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 16. 
175  Vgl. IPCC 2007, WG I, Summary for Policymakers, S. 16. 
176  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 17. 
177  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
178  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
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Energiebedingte Treibhausgasemissionen, hauptsächlich aus der Verbrennung fossiler Ener-
gieträger, Wärmezufuhr, Elektrizitätsgewinnung und Transport, sind die Ursache für circa 
70 % der Gesamtemissionen (inklusive Kohlendioxid, Methan und Lachgasspuren).179  Die 
weitere Ausbeutung der konventionellen Energieträger bei jetziger oder steigender Ge-
schwindigkeit ist nicht mehr umweltverträglich.180 
 
Es gibt sowohl regionale als auch gesellschaftliche Unterschiede in der Nachfrage nach Ener-
giedienstleistungen.  Die höchste Pro-Kopf-Nachfrage ist in den OECD-Ländern zu verzeich-
nen, das schnellste Wachstum hingegen in Entwicklungsländern.181  Zugang zu Energie, Ver-
teilungsgerechtigkeit und nachhaltige Entwicklung werden durch die immer höher steigen-
den und stark fluktuierenden Energiepreise kompromittiert; die Aggregation dieser Faktoren 
kann sich in zwei Richtungen entwickeln: es kann ein verstärkter Anreiz entstehen Niedrig- 
und Null-Emissionstechnologien anzuwenden, oder aber die Marktaufnahme von Kohle und 
anderen billigeren unkonventionellen Kohlenwasserstofftechnologien (Ölsande, Ölwachs 
etc.) mit den folgenden Mehremissionen eintreten; letzteres ist wahrscheinlich besonders 
dann der Fall in den Ländern, wo ausreichende Ressourcen vorhanden sind und die die nati-
onale Versorgungssicherheit anstreben.182 Das heißt aber auch, nach reinen Marktbedingun-
gen, kann die Zukunft der Energietechnologien sich sowohl in die eine als auch andere Rich-
tung entwickeln.  Das wiederum bedeutet, dass politische Signale, teilweise sogar Interventi-
onen unabdingbar für eine klimafreundliche Zukunft sind. 

1.2.1 Wie schnell müssen die CO2-Emissionen gesenkt werden (auf welchem Niveau 
müssen sie stabilisiert werden)? 

 
Die globalen Treibhausgasemissionen sind allein zwischen 1970 und 2004 um 70 % ange-
stiegen.  In diesem Zeitraum ist die globale Konzentration von CO2, NH4, FCKWs, Perfluor-
kohlenstoffe (PFCs) und Schwefelhexafluorid (SF6) gemessen an ihrem global warming po-
tential (GWP)183 um 70 % von 28.7 auf 49 GtCO2-Äq angestiegen.184 
 
Bei einer Stabilisierung der globalen Treibhausgasemissionen auf einen Wert zwischen 445 
bis 490 ppm CO2-Äq und der Begrenzung des globalen mittleren Temperaturanstiegs auf 2,0 
– 2,4°C (entspricht der Zielsetzung der EU) gegenüber vorindustriellen Werten, muss der 
Anstieg der globalen Treibhausgasemissionen in den nächsten 15 Jahren gestoppt und die 
Emissionen im Jahr 2050 um 50-85 % unter die Emissionswerte des Jahres 2000 gesenkt 
werden.185 Wird ein Stabilisierungsniveau von 535 bis 590 ppm CO2-Äq angenommen, müss-
ten die Emissionen einen Höhepunkt erreichen und danach sinken; je niedriger das Stabilisie-
rungsniveau, desto schneller müsste der Emissionshöhepunkt erreicht werden.186 Die Minde-
rungsstrategien der nächsten zwei bis drei Jahrzehnte werden dabei maßgebenden Einfluss 
auf die Möglichkeiten ein niedrigeres Stabilisierungsniveau zu erreichen haben.187 
 
Wird davon ausgegangen, dass die Klimaveränderung sich bei gleich bleibenden Emissionen 
innerhalb von Jahrzehnten bewegt, so wird auch deutlich, dass heute gehandelt werden 
muss – das bedeutet vor allen Dingen auch Investitionen in Niedrigemissionstechnologien, 
da verzögerte Emissionsreduktionen kostenintensiver bei gleichem Emissionsminderungsziel 
sind, da sich die gesamte wirtschaftliche Infrastruktur weiter in Richtung Treibhausgasintensi-

                                                 
179  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
180  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
181  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
182  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
183  Siehe IPCC 2007, WG I. 
184  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers,  S. 3. 
185  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 15. 
186  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers,  S. 15. 
187  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers,  S. 15. 
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ve Infrastruktur hin entwickelt hätte („Lock-In-Effekt“) .188  Auch der langsame Kapitalum-
schlag reduziert die Möglichkeiten ein niedriges Stabilisierungsniveau zu erreichen, ebenso 
wie dadurch das Risiko ernsthaftere Folgen des Klimawandels zunimmt.189 
 
Die Maßnahmen, die im Bereich energieeffizienterer Technologien umgesetzt wurden, zu-
sammengenommen mit den Niedrig- und Null-Emissionstechnologien, werden die Emissio-
nen nicht wesentlich reduzieren.190  Ein Umstellungsprozess hin zu erneuerbaren Energien 
hat zwar begonnen, die schnelle Marktumsetzung ist aber blockiert durch regulatorische und 
Aufnahmebereitschaftshindernisse; das heißt, der Marktwettbewerb alleine muss nicht zwin-
gend zu niedrigeren Emissionen führen.191 
 
1.2.2 Der Anstieg der globalen Treibhausgasemissionen 
 
Die globalen Treibhausgasemissionen sind seit der vorindustriellen Zeit angestiegen, (Anstieg 
um 40 % allein zwischen 1970 – 2004) gewertet nach ihrem GWP (Global Warming Potenti-
al192) auf 49 GtCO2-Äq von vormals 28.7 GtCO2-Äq.193  Allein der derzeitige globale Kohlen-
dioxidausstoß beläuft sich auf 7 Milliarden (Giga-) Tonnen. Sektorspezifisch aufgegliedert 
stammten 2004 ca. 26 % der globalen Treibhausgasemissionen aus der Energieversorgung 
(Strom- und Wärmeerzeugung), 19 % aus dem Industriesektor, 14 % aus dem Agrarsektor 
und 17 % resultierend aus Landnutzung- und Landnutzungsveränderungen und 13% aus 
dem Transportsektor.194 Seit 1970 haben die Treibhausgasemissionen aus dem Energiever-
sorgungssektor um 145 % zugenommen, die aus dem Transportsektor um 120 %; damit 
sind Transport- und Energieversorgungssektor die beiden Sektoren mit dem am Abstand 
stärksten Emissionswachstum (im Vergleich sind die Emissionen aus dem Industriesektor um 
65 %, die aus Landnutzung- und Landnutzungsveränderungen sowie der Forstwirtschaft um 
40 % angestiegen, die Emissionen aus dem Agrarsektor stiegen um 27 % und die aus dem 
gewerblichen- und Siedlungsbereich um 26 %).195 
 
Die globale Energienachfrage hat sich von 1970 bis 2004 fast verdoppelt, von 225 EJ196 
(1970) auf 470 EJ (2004), bei einer jährlichen Wachstumsrate von durchschnittlich 2 %.197  
Dabei ist der Anteil fossiler Energieträger von 86 % 1970 auf 81 % 2004 zurückgegangen, 
hauptsächlich aufgrund des Anstiegs der Nuklearenergienutzung.198 Trotz des erheblichen 
Wachstums erneuerbarer Energien in den letzten 10 Jahren, hat sich ihr Anteil am globalen 
Primärenergieverbrauch seit 1970 nicht verändert.199 
 
Für die letzten dreißig Jahre waren der Anstieg des Pro-Kopf Einkommens und das Bevölke-
rungswachstum ursächlich für den Treibhausgasemissionsanstieg.200  Auf einem globalen 
Maßstab konnten abnehmende Kohlenstoff- und Energieintensität die Einkommenseffekte 
und das Bevölkerungswachstum nicht ausgleichen, daraus resultierend sind die Emissionen 

                                                 
188  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 18. 
189  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 13, 14, 18. 
190  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
191  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
192  Siehe IPCC 2007, WG I. 
193  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 3. 
194  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.3.7. 
195  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.3.7. 
196  EJ=Exajoule; 1 EJ=1 Milliarde Joule=277,8 Milliarden Kilowattstunden. 
197  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1.1. 
198  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1.1. 
199  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1.1.  
200  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1.2. 
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angestiegen.201 Dem Referenzszenario der Internationalen Energieagentur (IEA, 2006a) zufol-
ge, wird erwartet, dass dieser Trend bis 2030 beibehalten wird.202 
 
Sollte kein politischer Kurswechsel bezüglich des Energiemix stattfinden, wird die Zusam-
mensetzung der Energieressourcen für die globale Wirtschaft unverändert bleiben, mit einem 
Anteil der Energieversorgung aus fossilen Energieträgern von ca. 80 %.203  Das bedeutet, dass 
sich die Energiewirtschaft zwar entwickeln kann, aber keine radikalen Veränderungen statt-
finden werden, sollten keine politischen Signale gesetzt werden.204   

1.2.3 Das Minderungspotenzial 
 
Alle sektoralen und industrieweiten Analysen deuten an, dass ein erhebliches Wirtschaftspo-
tenzial zur Minderung des Klimawandels über die kommenden Jahrzehnte gegeben ist.205  
Ein Potenzial, dass die erwarteten globalen Emissionen kompensieren, oder aber sie unter das 
heutige Niveau senken könnte.206 Das Minderungspotenzial erhöht sich mit dem Preis pro 
Tonne CO2.207  Allerdings kann weder durch einen Sektor alleine, noch durch eine Technolo-
gie die gesamte Minderungsleistung erbracht werden.208 Den Minderungsstrategien stehen 
eine Reihe von Barrieren wie Verbraucherpräferenzen und mangelnde politische Rahmenge-
setzgebung zu ihrer Durchsetzung im Weg.209 
 
1.2.3.1 Zentrale Minderungstechnologien und sektorspezifische Verfahren  
 
  Eine verbesserte Versorgungs- und Verteilungseffizienz sind im Energieversorgungssektor 

zurzeit kommerziell verfügbar: Wärme und Energie aus erneuerbaren Energiequellen 
(Wasserkraftwerke, Solarenergie, Windenergie, Geothermie und Bioenergie), Kraft-
Wärme-Kopplung, anfängliche Anwendungstechniken CO2-Abscheidung- und Lagerung 
(CCS).210 Unter den entscheidenden Schlüsseltechnologien- und Anwendungen zur Min-
derung des Klimawandels, die vor 2030 kommerziell zur Verfügung stehen werden, wird 
als erstes CCS genannt, darauf folgt moderne weiterentwickelte Nukleartechnik (die neue 
Reaktorgeneration) und schließlich die erneuerbaren Energietechnologien (hier insbe-
sondere Gezeitenkraftwerke, Solarthermische Kraftwerke und Photovoltaik).211 
 

  Im Transportsektor sind die bereits kommerziell erhältlichen Technologien und Anwen-
dungen zur Emissionsreduzierung Kraftstoffsparende Fahrzeuge, Hybrid-Fahrzeuge, sau-
berere Dieselfahrzeuge, Biokraftstoffe sowie eine Verschiebung von Straßentransport hin 
zu Schienentransport und öffentlichen Verkehrsmitteln sowie zum nicht-motorisierten 
Transport (Laufen, Radfahren), Landnutzung und Transportplanung (z.B. Fahrgemein-
schaften und Routenplanung).212 Wobei  insbesondere bei der modalen Transportver-
schiebung auf nicht-motorisierte Alternativen die Durchsetzbarkeit noch überprüft wer-
den müsste.  Wobei die Zukunftstechnologien in diesem Sektor als zweite Generation der 

                                                 
201  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1.2. 
202  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1.2. 
203  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.2.1. 
204  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.2.1. 
205  Wirtschaftliches Potenzial ist das Minderungspotential, dass soziale Kosten und Gewinne (Leistungen) den 

sozialen Diskontsatz mit einfakturiert (der Wert, der dem Wohlergehen künftiger Generationen im Vergleich 
zur Gegenwart beigemessen wird). 

206  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 9. 
207  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 11, 13, 19. 
208  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 9. 
209  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 13. 
210  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10; siehe Kap. 4.3.6, 4.4. 
211  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10. 
212  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10. 
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Biokraftstoffe, effizienzgesteigerte Flugsysteme (z. B. bessere Auslastung), sowie weiter-
entwickelte Elektro- und Hybridfahrzeuge (insbesondere hinsichtlich leistungsstärkerer 
und betriebssicherer Batterien) benannt werden.213  Die Verbesserung der Fahrzeugeffi-
zienz kann in vielen Fällen einen positiven Effekt im Sinne der Treibstoffeinsparung erzie-
len, aber das Marktpotenzial ist wesentlich geringer als das ökonomische Potenzial auf-
grund des Einflusses anderer Verbraucherpräferenzen wie Leistung und Größe – Markt-
kräfte allein auch unter Betrachtung steigender Treibstoffpreise werden nicht zu einem 
wesentlichen Emissionsrückgang führen.214 
 

  Für den Gebäudesektor sind die bereits kommerziell zugänglichen Prozesse effizientere 
Beleuchtung und Nutzung von Tageslicht, sowie Stromsparende Haushaltsgeräte (z. B. 
im Sinne der EU-Ökodesign Richtlinie) und Heiz-Kühlelemente, Nutzung alternativer 
Kühlflüssigkeiten sowie die Rückgewinnung und Recycling fluorierter Gase; verbesserte 
Herdplatten sowie verbesserte Isolierung; passives und aktive Heiz-Kühlsolaranlagen.215  
Zu den Zukunftstechnologien in diesem Sektor gehören eine (gewerbsmäßig) integrierte 
Gebäudekonstruktion ausgestattet mit intelligenten Zählern, die Rückmeldung über den 
Einzelverbrauch bestimmter Geräte geben und damit eine effizientere Kontrolle von E-
nergieanwendungen erlauben, sowie ferner die Ausstattung mit Solar- und Photovoltaik-
anlagen.216  Energieeffizienzsteigerungen in Gebäuden, (durch Einführung von Standards 
für Neubauten und Sanierung von Altbauten) kann Kohlendioxidemissionen erheblich 
reduzieren und einen direkten ökonomischen Gewinn erzielen.217  Bis 2030 könnten 
30 % der Emissionen aus dem Gebäudesektor mit einem wirtschaftlichen Gewinn einge-
spart werden.218 Der Erschließung diesen Potenzials stehen noch vielfältige Hindernisse 
entgegen.219 Unter anderem die Verfügbarkeit von Technologien, Finanzierung, Armut, 
höhere Kosten für zuverlässigere Informationen, Begrenzungen in der (bestehenden) Ge-
bäudestruktur und der Mangel eines Angemessenen Maßnahmen- und politikflankiertem 
Portfolios.220  Das Ausmaß der Beschränkungen ist in Entwicklungsländern ungleich hö-
her. 
 

  Im Industriesektor ist bereits die effizientere und damit Stromsparende Nutzung elektri-
scher Anlagen, der Wärme- und Kraftwiedergewinnung möglich, ebenso wie Material-
Recycling- und Substitution; die Kontrolle von anderen Treibhausgasen ausgenommen 
Kohlendioxid, sowie eine Fülle Sektor- und prozessspezifischer Minderungstechnolo-
gien.221 Als kommerziell verfügbar vor 2030 gelten in diesem Bereich die fortgeschrittene 
Energieeffizienz, CCS für die Zement-, Ammoniak- und Eisenmanufaktur sowie inerte E-
lektroden für die Aluminiumproduktion.222 CO2-Einsparpotenziale im Industriesektor Sek-
tor finden sich hauptsächlich in der energieintensiven Wirtschaft.  Hier gilt für Industrie- 
wie Entwicklungsländer gemeinsam, dass die bestehenden Minderungstechnologien 
nicht ihrem möglichen Umfang nach genutzt werden, dabei sind es hauptsächlich alte 
Industrieanlagen, die umgerüstet werden müssten.223 Sektorspezifische Blockaden beste-
hen insbesondere in der langsamen Kapitalumwälzung (bezieht sich auf die Lebensdauer 
von Anlagen – über Kraftwerke bis hin zu Glühbirnen und Stereoanlagen), Mangel an fi-
nanziellen und technischen Ressourcen in Unternehmen zur Umsetzung, sowie Zugangs-

                                                 
213  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10; siehe Kap. 5, Executive Summary. 
214  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 13. 
215  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10, siehe Kap. 6.5. 
216  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10. 
217  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 13. 
218  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 13, 14. 
219  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 13. 
220  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
221  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10, siehe Kap. 7.5. 
222  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10. 
223  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
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barrieren und Informationsabsorptionsprobleme insbesondere kleiner und mittelständi-
scher Betriebe, sind der Grund warum bereits existierende Technologien nicht in vollem 
Maße umgesetzt werden.224 
 

  In der Agrarwirtschaft gibt es bereits Methoden zur Nutzungsverbesserung für Anbau- 
und Weideland, um die Kohlenstoffaufnahme im Boden zu erhöhen; die Widerherstel-
lung von bebautem Torfland und degradiertem Land (meist gerodetes Land zur Planta-
gennutzung); verbesserter Reisanbautechniken sowie Vieh- und Düngemanagement zur 
Verminderung der Methanemissionen; verbesserte Methoden zur Anwendung von Stick-
stoffdünger, um die Distickstoffoxid- (N2O) Emissionen zu senken und zweckbestimmter 
Anbau von Energiepflanzen zur Ersetzung fossiler Energieträger; ebenfalls wie auch die 
verbesserte Energieeffizienz dazugehört.225 Im Agrarsektor sind weitgehend alle nötigen 
Minderungstechnologien heute schon kommerziell verfügbar.  Die Forschung konzent-
riert sich daher nur noch auf eine Steigerung des Ernteertrags.226 Die Steigerung der Koh-
lenstoffaufnahme in der Landwirtschaft kann wesentlich zur Treibhausgasreduzierung 
beitragen, insbesondere, da sie eine Schnittstelle auch zu anderen Emissionsreduzieren-
den Techniken wie der nachhaltigen Landwirtschaft darstellt.227 
 

  Für die Forstwirtschaft stehen heute auch schon eine Reihe Emissionsmindernder Techno-
logien kommerziell zur Verfügung. Dazu gehören u. a. die Wiederaufforstung und die 
Bewaldung (Waldanbau), Waldmanagement, reduzierte Waldrodung, Produktmanage-
ment der Holzproduktion (hier gibt es z.B. schon einige Private-Public-Partnerships im 
Rahmen von Zertifikaten) und der Nutzen von Holzprodukten als Bioenergie.228 Kom-
mende Technologien und Anwendungen in der Holzwirtschaft sind die Optimierung von 
Baumarten zur Produktivitätssteigerung der Produktion von Biomasse durch genetische 
Veränderungen und Produktivitätsforschung zur Erhöhung der Kohlenstoffbindung durch 
Pflanzen; Verbesserung der Fernerkundungstechnologien der Vegetation und des Kohlen-
stoffbindungspotenzials des Erdbodens sowie die Kartographierung von Landnutzungs-
veränderungen- und Prozessen in einem großen Maßstab.229  Minderungsstrategien in 
diesem Sektor zeichnen sich durch ihre niedrigen Kosten und Synergieeffekte mit Anpas-
sungsmaßnahmen zum Klimawandel und der nachhaltigen Entwicklung aus.230 Circa 
65 % des gesamten Minderungspotenzials liegt in den Tropen, wovon allein 50 %  der 
Emissionen durch die Abnahme der Waldrodung verhindert werden könnten.231  Die ein-
hergehenden Vorteile von Minderungsstrategien in der Forstwirtschaft sind substantiell, 
sie betreffen das Schaffen von Arbeitsplätzen, Einkommensschaffung, Erhaltung der Ar-
tenvielfalt und Armutsminderung.232  
 

  Für den Entsorgungs- bzw. Abfallsektor ist die Rückgewinnung von Methan, sowie die 
Abfallverbrennung mit Energiewiedergewinnung, sowie das kompostieren von organi-
schem Abfall, kontrolliertes Wassermanagement sowie Recycling und Abfallminimierung 
bereits heute möglich.233 Die mittelfristige Forschung konzentriert sich in diesem Sektor 
auf Technologien zur Optimierung der Oxidierung von Methan, durch z.B. Biofilter.234 

 
                                                 
224  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
225  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10, siehe Kap. 8.4. 
226  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10. 
227  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
228  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10, siehe Kap. 9.4. 
229  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10. 
230  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
231  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
232  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 14. 
233  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10, siehe Kap. 10.4. 
234  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers,  S. 10. 
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Sektorübergreifend ist festzustellen, dass erneuerbare Energien nicht den gleichen Wettbe-
werbsbedingungen, bzw. fairen Voraussetzungen im Wettbewerb mit herkömmlichen Ener-
gieträgern unterstehen.235 Wobei als zentrale Hindernisse für die Marktdurchdringung erneu-
erbarer Energien insbesondere die Subventionen für die konventionellen Energieträger im 
Vergleich zu erneuerbaren Energien mit der Quote 6:1 für die konventionellen Energieträger, 
externe Effekte nicht internalisiert werden und sich daher nicht auf Energie- und Treibstoff-
preise auswirken, genannt werden.236 
 
1.2.3.2  Minderungspotenzial im Wirtschaftssektor als Funktion des Kohlendioxidpreises 
 
Das Minderungspotenzial steigt mit der Höhe des Preises für Kohlenstoff, wobei sektorspezi-
fisch die größten Einsparungen in den Bereichen der Rangfolge Gebäudesektor, Landwirt-
schaft, Industriesektor entsprechend, erreicht werden können.237  So liegt das Einsparungspo-
tenzial im Gebäudesektor bei einem Kohlendioxidpreis von $US 100, zwischen 5.3 und 6.7 
GtCO2-Äq jährlich.238 Im Landwirtschaftssektor können bei selbigem Kohlendioxidpreis 2.3 
bis 6.4 GtCO2-Äq Emissionen vermieden werden und im Industriesektor bei gleichen Bedin-
gungen 2.5 bis 5.5 GtCO2-Äq jährlich weniger emittiert werden.  Auf die globalen Emissio-
nen hochgerechnet zuzüglich der anderen Sektoren, die hier nicht aufgelistet sind (Energie-
versorgung, Transport, Forstwirtschaft und Abfallwirtschaft) ergibt sich ein globales Einspar-
potenzial/Minderungspotenzial von 4.0 – 7.2 GtCO2-Äq jährlich 2030, bei einem CO2-Preis 
von bis zu US $ 100/t CO2-Äq.239 Die größten Einsparpotenziale liegen dabei in den Nicht-
OECD-Ländern (EIT240- und Entwicklungsländer).  Das Gesamtminderungspotenzial für den 
Elektrizitätssektor 2030, sollte das weite Spektrum der zur Verfügung stehenden Niedrig- und 
Null-Emissionstechnologien aus allen Technologiebereichen (Wasserkraftwerke, Bioenergie, 
Hybridkraftwerke, CCS, Nukleartechnik und andere erneuerbare Energien) angewendet wer-
den, beläuft sich bei Kohlenstoffpreisen unterhalb $US 20 zwischen 2.0-4.2 GtCO2 jährlich, 
dabei könnten diese Technologien einen 45 % Anteil an der Gesamtstromversorgung leis-
ten.241 Dabei könnten diese Technologien einen 26 % Anteil an der Gesamtstromversorgung 
leisten.242  Mit steigenden Kohlendioxidpreisen, nimmt das CO2-Äq Minderungspotenzial zu, 
ebenso wie der Einsatz erneuerbarer Energietechnologien.243 
 
1.2.4 Beitrag der erneuerbaren Energien zur Minderung des Klimawandels 
 
15 % der Weltenergieversorgung wurden 2004 bereits durch erneuerbare Energien geleistet; 
darunter traditionelle Biomasse mit einem Anteil von 7-8 %, Wasserkraftwerke mit 5.3 % 
(16 % Anteil der erzeugten Elektrizität) und andere erneuerbare mit 2.5 %.244   
 
Die Kategorisierung der erneuerbaren Energien ist in vier Stadien aufgegliedert, die sich von 
der Grundlagenforschung bis hin zur Marktreife mit bereits etablierten Märkten in mehreren 
Ländern gliedern.  Zu den am weitesten fortgeschrittenen und ausgereiften Technologien 
mit bereits etablierten Märkten in mehreren Ländern gehören Wasserkraftwerke, Verbren-
nung hölzerner Biomasse, Geothermie,  Deponiegas, solare Warmwasseranlagen, Onshore-

                                                 
235  Vgl. Vigotti, R. (Chair of IEA Renewable Working Party): Renewable energy perspectives: recommendations  

from IEA. Energy and sustainable Development in the Mediterranean. Monaco 30 March 2007.  
236  Vgl. Vigotti, R. (Chair of IEA Renewable Working Party): Renewable energy perspectives: recommendations 

from IEA. Energy and sustainable Development in the Mediterranean. Monaco 30 March 2007. 
237  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers,  S. 11. 
238  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 11. 
239  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 9, Kap. 4, Executive Summary. 
240  EIT=Economies In Transition (Schwellenländer). 
241  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
242  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.4.1. 
243  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.4.1. 
244  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 



 
 
 

 

   FVEE   Argumente 2009   

   27 

Wind, Bioethanol aus Zucker und Stärke.245  Die als relativ neu bewerteten Technologien mit 
noch unausgereiften Märkten in wenigen Ländern gelten: Waste-to-Energy Anlagen, Anae-
robe Faulung, Biodiesel, Biomasse-Mitverbrennung, Solarthermische Kraftwerke, solar unter-
stützte Klimaanlagen, Mini- und Mikrowasserkraftwerke und Offshore Windanlagen.246  Als 
noch in der Entwicklung begriffene Technologien mit Demonstrationsmodell und/oder klei-
ner kommerzieller Verbreitung/ bevorstehenden breiteren Markteintritt, gelten Dünnschicht-
solarzellen, Sonnenwärmekraftwerke, Gezeiten- und Strömungskraftwerke, Wellenkraft, Ver-
gasung und Pyrolyse von Biomasse, Bioethanol aus Lignocellulose, Solarkraftwerke.247 Als 
noch im reinen Forschungsstadium begriffenen Technologien, gelten organische- und anor-
ganische Nanotechnologiesolarzellen, synthetische Photosynthese, biologische Wasserstoff-
produktion aus Biomasse, Algen und Bakterien, Bioraffinerien, Meereswärmekraftwerke, Os-
mose-Kraftwerke und Strömungskraftwerke.248   
 
Wasserstoff als Energieträger hängt von den gleichen Faktoren wie schon o.g. für andere 
Energieträger ab; als Speichermedium in Form von Wasserstoff-Brennstoffzellen, wird die 
kommerzielle Umsetzung aber nicht vor ein bis zwei Jahrzehnten erwartet.249  Die Wasser-
stoffherstellung aus fossilen Energieträgern in großem Umfang wird die Integration von CCS-
Systemen  brauchen, wenn Treibhausgasemissionen vermieden werden sollen (wobei Was-
serelektrolyse und einige Wasserstoffgewinnungsmöglichkeiten aus solarer Energie ebenfalls 
zumindest technisch, aber noch nicht kostengünstig möglich sind); für die Zukunft heißt das 
eine mögliche Koppelung der Wasserstoff-Treibstoffproduktion mit CCS zur Herstellung e-
missionsfreien Treibstoffs.250 
 
Die ausgereiftesten und fortgeschrittensten Technologien (große Wasserkraftwerke, Biomasse 
Verbrennung und Geothermie) konnten sich in heutigen Energiemärkten auch ohne politi-
sche Unterstützung durchsetzten.251 Standortabhängiger Wettbewerb existiert heute auch 
schon bei Solarstrom für entlegene Gegenden, Solarer Warmwasseranlagen, Windfarmen, 
Bioethanol aus Zuckerrohr und der Kraft-Wärme-Kopplung mit Biomasse.252  In den Ländern, 
mit den am weitesten fortgeschrittenen Märkten für erneuerbare Energien und in denen die 
externen Kosten konventioneller Energieträger in die Energiepreise mit einfakturiert sind, 
können einige der „neuen“ Technologien auf durchschnittlicher Kostenbasis mit konventio-
nellen Energieträgern konkurrieren.253 In weniger entwickelten Märkten (aufgrund z.B. weni-
ger optimaler Ressourcen, höherer Kosten im Vergleich zu kommerziellen Energieträgern und 
einer Bandbreite von Sozialen- und Marktbarrieren) brauchen diese Technologien staatliche 
Unterstützung.254 
 
Neben nicht perfekten Märkten (Einfakturierung aller externer Kosten in den Preis), wirkt sich 
wettbewerbsnachteilig aus, dass erneuerbare Energiekraftwerke durchschnittlich kosteninten-
siv mit 1000-2500 $US/kW sind, an den besten Standorten jedoch aufgrund niedrigen Be-
triebs-, Wartungs-, und Treibstoffkosten  Energie schon für 30-40 $US/MWh produzieren.255 
Aufgrund der standortspezifischen Ressourcenvielfalt hingegen entstehen starke Kosten-
schwankungen.256 

                                                 
245  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
246  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
247  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
248  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
249  Vgl. IPCC 2007, WG III,  Kap. 4.3.4, 4.3.4.3. 
250  Vgl. IPCC 2007, WG III,  Kap. 4.3.4.3. 
251  Vgl. IPCC 2007, WG III,  Kap. 4.3.3. 
252  Vgl. IPCC 2007, WG III,  Kap. 4.3.3. 
253  Vgl. IPCC 2007, WG III,  Kap. 4.3.3. 
254  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
255  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
256  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
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Viele erneuerbare Energieträger unterliegen zeitlichen und/oder saisonalen Variabilitäts-
schwankungen, weshalb insbesondere für Wind, Wellen und Solarenergie Speichertechnolo-
gien gebraucht werden – alternativ können gespeicherte Wasserkraft oder geothermische 
und Bioenergiesysteme und Wasserkraftwerke überbrückend eingesetzt werden.257 Die Unbe-
ständigkeit vieler erneuerbarer Energietechnologien verlangt eine gute Kombination und 
Logistik sowie Stromnetzkopplungsmechanismen und Speichertechnologien. 
 
Die Finanzierungszusicherungen auf der Internationalen Konferenz für erneuerbare Energien 
2004 in Bonn belaufen sich auf ein Gesamtvolumen von $US 50 Milliarden – wobei die Ge-
samtinvestitionen in erneuerbare Energiekapazitäten 2005 $US 38 Milliarden betrug, ohne 
Wasserkraftwerke, die selber noch einmal $US 15-20 Milliarden ausmachten.258  Dementspre-
chend haben einige Große Unternehmen wie Siemens, Shell und BP weiter in erneuerbare 
Energie investiert – ebenso sind einige große Handelsbanken in Finanzierungsprojekte einge-
stiegen und Investmentbanken wie Goldman Sachs und Morgan Stanley kaufen erneuerbare 
Energie Unternehmen; d. h. es entwickelt sich langsam ein globaler Markt für erneuerbare 
Energietechnologien- und Unternehmen. 

Elektrizität aus Wasserkraft 

Große Wasserkraftwerke mit einer Leistung über 10 MW haben 2004 über 2800 TWh globa-
ler Verbraucherenergie bereitgestellt, mit einem Anteil von 16 % der globalen Elektrizitäts-
versorgung, was über 90 % des Beitrags zur Elektrizitätsgewinnung aus erneuerbaren Ener-
gien bedeutet.259 Zurzeit laufende Projekte könnten den Anteil der Wasserkraft an der Elektri-
zitätsgewinnung um weitere 4.5 % anheben und neue Projekte könnten ökonomisch umge-
setzt werden und weitere 6000 TWh/a oder mehr generieren, hauptsächlich in Entwicklungs-
ländern.260 Dort, wo die Ausweitung von Wasserkraftwerken stattfindet, insbesondere in Chi-
na und Indien, hat sich aufgrund der Auswirkungen der Kraftwerke auf den Menschen, sozia-
le Probleme aufgrund von Umsiedlungen, Dammbauten und Zunahme der durch Wasser 
übertragener Krankheiten) und auf die Natur (Flussökosysteme und Fischereien, sowie Was-
serverlust durch Verdunstung), öffentlicher Widerspruch gebildet.261 
 
Kleine (<10 MW) und Mikro (<1 MW) Wasserkraftwerke, meist in Form von Laufwassermo-
dellen eignen sich für und erzeugen Elektrizität in vielen ländlichen Gemeinden in Entwick-
lungsländern – global liegt ihr technisches Potenzial derzeit bei 150-200 GW mit vielen noch 
ungenutzten Ressourcenstandorten.262 Und der hohe Flexibilitätsgrad der Wasserkraftwerke 
erlaubt es selbst Nachfragespitzenlasten zu bedienen.263 Obwohl die Energieerzeugungskos-
ten bei 20-90 $US/MWh liegen plus zusätzlichen Kosten für Energieanschluss- und Vertei-
lung, können diese Kosten in entlegenen Gegenden trotzdem verhindernd wirken, selbst für 
Mininetze; dementsprechend ist und wird irgendeine Form finanzieller Unterstützung aus 
Entwicklungshilfe- oder staatlichen Programmen oft notwendig bleiben.264 
 
Forschungsgebiete im Bereich der Wasserkraftwerke konzentrieren sich zurzeit auf hybride 
Wind/Wassersysteme und Wasser/Wasserstoffsysteme.265 Ob allerdings Wasserkraftwerke für 
die ärmsten Bevölkerungen von Vorteil sind, ist trotz ihrer Mehrfachvorteile (Bewässerung, 

                                                 
257  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
258  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3. 
259  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
260  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
261  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
262  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
263  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
264  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
265  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
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Herstellung einer Wasserversorgung, schnelle Reaktion auf nachfragebedingte Stromnetzfluk-
tuationen, Schaffung einer Freizeitlandschaft und Hochwasserregulierung) hinterfragt wor-
den.266 

Windenergie  

Der Windenergiebeitrag zur globalen Elektrizitätsproduktion 2004 lag bei 0.5 % der Gesamt-
leistung von 17,408 TWh, wobei das technische Potenzial Onshore sowie Offshore bei wei-
tem noch nicht ausgenutzt ist.267 Die Windenergieleistung ist von 2.3 GW 1991 auf 59.3 GW 
2005 angestiegen mit einer Energieleistung von 119 TWh und einem durchschnittlichen 
Nutzungsgrad von 23 %.268 Neuinstallationen sind seit 2002 um ca. 28 % jährlich gewach-
sen; in der Hauptsache aufgrund staatlicher Unterstützung durch Einspeisungstarife und 
RECS-Zertifikate (Renewable Energy Certificate System), sowie technologischen Fortschrit-
ten.269 
 
Die Gesamtleistung der Offshore Windfarmen Ende 2005 betrug 679 MW mit einem proji-
zierten starken Wachstum aufgrund geringeren öffentlichen Widerstands und höherer durch-
schnittlicher Windgeschwindigkeiten, die die relativ höheren Kosten ausgleichen.270 
 
Die Kosten für Onshore Windanlagen variieren zwischen 1000-1400 $US/kW in Abhängigkeit 
des Standortes, Straßenzugang, Auslastungsgrad etc.271  Betriebs- und Wartungskosten 
schwanken zwischen 1 % der Investitionskosten pro Jahr, bis zu 4.5 % nach 15 Jahren – an 
guten Standorten mit entsprechender Oberflächegüte (eben) und einem Leistungsausnut-
zungsgrad von 35 %, kann Energie für 30-50 $US/MWh erzeugt werden.272  Auch hier gibt 
es ein noch großes ungenutztes Standortpotenzial: geeignet wären nordeuropäische Gebiete 
wie z.B. die Nord-Ost und Nord-Westküste Kanadas und der USA, die Great Lakes Region in 
den USA, sowie der südliche Zipfel Südamerikas und Tasmaniens.273 Die Standorte – meistens 
ihre Entfernung zum Verbraucher ist der Umstand, der die Kosten in Form von Transmissi-
onskosten vergleichsweise hoch hält. Ein technisches Potenzial von 72 Twh/a global instal-
lierter Antriebsleistung bei einer Arbeitsauslastung von 20 % würden 126,000 TWh/a an 
Strom generieren, was fünf Mal soviel wie die angenommene globale Elektrizitätsproduktion 
im Jahr 2030 ist.274 Das Global Wind Energy Council prognostiziert eine Veränderung des 
derzeitigen Investitionsverhaltens, was hauptsächlich von Europa, Japan, China, den USA und 
Indien getragen wird und projiziert eine Ausweitung der installierten Antriebsleistung auf 
1250 GW bis 2020, was 12 % zur globalen Elektrizitätsversorgung beitragen würde.275 Die 
EWEA (European Wind Energy Association) hat ein Ziel von 75 GW (168 Twh) für die EU-15 
für 2010 und eine Kapazität von 180 GW (425 TWh) für 2020 festgelegt.276  Neben der EU 
haben noch andere Staaten solche ambitionierten Ziele vorgelegt, insbesondere die USA und 
Australien – nicht aber um fossile Energieträger und die Nuklearenergie abzulösen, sondern 
in der Hauptsache um der wachsenden Energienachfrage beizukommen.277 Um über 20 % 
zur globalen Stromversorgung beizutragen, bräuchte es genauere Windvorhersagen und 
Regulationen, die versichern, dass Windenergie Priorität bei der Netzeinspeisung hat sowie 

                                                 
266  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.1. 
267  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
268  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
269  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
270  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
271  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
272  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
273  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
274  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
275  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
276  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
277  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
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ferner die Entwicklung von Speichertechnologien.278 Die Kosten für Backup Energiesysteme 
und Übertragungskosten sinken drastisch bei einer Hochskalierung, d.h. bei einer Netzaus-
weitung, großflächigeren Verteilung von Windanlagen und Massenproduktion der Turbinen 
– um die Kosten für Backup Systeme zu senken, ist der Standort von Windfarmen in der Nä-
he flexibler Wasser- und Erdgaskraftwerke günstiger.279 

Biomasse und Bioenergie 

Biomasse ist nach wie vor die weltgrößte Nahrungsmittelquelle für Mensch und Tier als auch 
eine Kohlenwasserstoffquelle, die für die Herstellung von Wärme, Elektrizität, flüssige und 
gasartige Brennstoffe (Methanol, Ethanol, Butanol, Biodiesel, sowie Synthesegas, Biogas und 
Wasserstoff) und Chemikalien benutzt werden kann.280 Biomasse  ist dabei ein Sammelbegriff 
verschiedenster natürlicher Energieträger.  Zu ihnen zählen Wald, Land- und Viehwirtschafts-
rückstände, Kurzumtriebspflanzungen, Energiepflanzen (nachwachsende Rohstoffe), der or-
ganische Anteil des Siedlungsabfalls und andere organische Abfälle (Abfallströme aus der 
Nahrungsmittelindustrie, Algen und kontaminierte organische Abwässer aus der Industrie).281 
Moderne Biobrenn- und Treibstoffe stammen hauptsächlich aus Agrarenergiestoffen (tieri-
sche-, landwirtschaftliche Nebenprodukte und Energiepflanzen).282   
  Kosten: Die Biorohmasse hat eine geringere Energiedichte pro Volumeneinheit im Ver-

gleich zu vergleichbaren fossilen Energieträgern; das erhöht die Sammel-, Transport-, 
Speicher-, und Bearbeitungskosten.283 Diese Kosten ließen sich verringern, wenn die Bio-
masse von einem Standort her bezogen werden könnte, wo sie bereits in angereicherter 
Form vorliegt, wie z. B. in Holzverarbeitungsresten oder Zuckerfabriken.284 Die Kosten für 
Elektrizität aus Biomasse variieren zurzeit zwischen 0.05-0.12 $U.S./kWh; diese Kosten 
ließen sich dort senken, wo die Biomassebeseitigungskosten entfallen würden, durch 
technischen Fortschritt, Substitution von Arbeit durch Kapital, Massenproduktion und 
durch Erfahrung und Praxis.285 

  Globale Leistung: 46 EJ (Exajoule286) aus Bioenergie sind gleichbedeutend mit einem 10% 
Primärenergieanteil (wobei über zwei Drittel in Form traditioneller Biomasse in Entwick-
lungsländern für den Haushaltsgebrauch verwendet werden).287 

  Verwendung: 8.6 EJ aus moderner Biomasse werden für Wärme- und Energiegewinnung 
benutzt.288 2002 wurden in den OECD Ländern 5.6 EJ Biomasse für den industriellen Pro-
zess verwendet.289 

  Quelle/Ursprung: Nicht nachhaltige Nutzung von Biomasse wie z. B. einheimischer Vege-
tation.290 

  Energieumwandlung: Meistens ineffektive Verbrennung in Verbindung mit erheblicher 
örtlicher oder Innenraumschadstoffbelastung.291 

  Leistung moderner Bioenergiekraftwerke: 6 EJ/a.292 (Anteil Siedlungsabfall inkl. Plastik: 1 
EJ/a; Deponiegas: 0.2 EJ/a.) 

                                                 
278  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
279  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.2. 
280  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
281  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
282  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
283  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
284  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
285  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
286  1 EJ=1Billion Joule=277,8 Milliarden Kilowattstunden. 
287  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
288  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
289  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
290  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
291  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 
292  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.3. 



 
 
 

 

   FVEE   Argumente 2009   

   31 

Geothermie 

  Globale Produktion (nutzbarer Wärme): 2 EJ/a.293 
  Arbeitsausnutzungsfaktor der Anlagen: Beträgt zwischen 40-95 %, folglich sind einige 

dieser Anlagen für den Grundlastbetrieb geeignet.294 
  Quelle: Natürliche Heißdampf-Felder (Hochenthalpie-Felder) sind selten, die meisten Fel-

der sind eine Mischung aus Wasserdampf und heißem Wasser und benötigen single oder 
double flash Systeme um das Wasser abzuscheiden, was dann entweder direkt oder in 
binären Anlagen zur Wärmeerzeugung genutzt wird.295 Hierbei sind die binären Systeme 
(Nutzen Wärme aus Niedrigtemperatur-Lagerstätten zur Stromerzeugung) die aktuellsten 
und auf dem neuesten Technikstand basierenden Systeme, oft aber mit Zusatzkosten 
verbunden.296 

  Nachhaltigkeit:  Bedenken bezüglich Landabsenkungsgefahren, dass die Wärmeentnah-
me den natürlichen Wärmeerzeugungsgrad übersteigt, Arsenbelastung von Wasserwegen 
und daran angeschlossene CO2-Emissionen haben zur Ablehnung einiger Anlagevorha-
ben geführt.297 

  Kosten:  Seit den 1980er Jahren haben sich die Kosten für alle geothermischen Anlagen 
ca. halbiert und liegen bei ungefähr 1500-2500 $US/kWh.298  Energieerzeugungskosten 
variieren mit Hoch- und Niedrigenthalpie-Feldern, mit der Feldtiefe und der Feldgröße, 
der Ressourcentemperatur und der Anwendung von extra Wärme, aber auch von politi-
schen Bedingungen wie Genehmigungsverfahren.299 

  Vor- und Nachteile: Es gibt keine saisonalen und tageszeitlichen Schwankungen und eine 
nachfragegerechte Energiebereitstellung kann ebenfalls gewährleistet werden, ist quasi 
regenerativ mit einem sehr hohen Erzeugnispotenzial und grundsätzlich standortunab-
hängig.  Andererseits ist die Technik von den lokalen und regionalen Gegebenheiten ab-
hängig, der Stromwirkungsgrad ist gering und diese Technologie erfordert hohe An-
fangsinvestitionen und es gibt noch keine Marktdurchdringung. 

Solarthermische Kraftwerke 

Zu den Solarthermischen oder Sonnenwärmekraftwerken mit Bündelung der Direkteinstrah-
lung gehören die Parabolrinnenkraftwerke, Fresnel-Kollektoranlagen, Solarturmkraftwerke 
und Paraboloidkraftwerke. 
 
  Produktivität: An günstigen Standorten  (hohe direkte Sonneneinstrahlung) können auf 1 

km2  aus einer 50 MW Anlage bei einer 10 % Umwandlung in Elektrizität 125 GWh/a 
gewonnen werden.300  Dementsprechend könnte 1 % der weltweiten Wüstenfläche 
(240.000 km2), wenn diese mit den Nachfragezentren über Hochspannungsleitungen 
verbunden wäre, in der Theorie die gesamte globale Elektrizitätsnachfrage so wie sie bis 
2030 vorausgesagt ist, decken.301   

  Anwendungsgebiete: In einigen Regionen könnten solarthermische Kraftwerke an Entsal-
zungsanlagen angeschlossen werden oder benutzt werden um Wasserstofftreibstoff oder 
Metalle zu produzieren.302 

  Forschungsstand:  Die am weitesten ausgereiften Technologien sind die Parabolrinnen 
mit einem Spitzenwirkungsgrad von 21 % im Sinne von direkter Sonnenenergieumwand-

                                                 
293  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
294  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
295  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
296  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
297  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
298  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
299  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.4. 
300  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
301  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
302  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
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lung in Netzstromelektrizität.303  Weiter fortgeschrittene Technologien sind Parabolrinnen 
mit direkter Dampferzeugung, Fresnel-Kollektoranlagen, die die Kosten um 20 % senken 
können und Speichertechnologien.304  

  Installierte Kapazität: 345 MWe
305

  Die installierte Antriebsleistung beschränkt sich auf 9 
Anlagen in Kalifornien in der Größenordnung von 14-80 MWe mit über 2 Millionen m2 
Parabolrinnen  - an das Stromnetz zwischen 1984-1991 angeschlossen, generierten sie 
400 GWh/a bei 100-126 $US/MWh.306 

  Geplante Projekte:  Neue Projekte mit einer Gesamtleistung von 1400 MW sind in 11 
Ländern im Bau oder Geplant, teilweise durch Einspeisungstarife finanziert.307 Die gesam-
te Antriebsleistung von 21.5 GWe, wenn bis 2020 fertig gestellt, würde 54.6 TWh/a pro-
duzieren, was zu einer 5 % Deckung der globalen Elektrizitätsnachfrage 2040 führen 
würde.308 

  Technisches Potenzial:  Spannbreite zwischen 630 GWe installiert bis 2040 und 4700 GWe 
bis 2030 installiert.309 

Photovoltaik 

Photovoltaik ist die direkte Umwandlung von Strahlungsenergie (Sonnenstrahlung) in Elektri-
zität.  
 
  Technisches Potenzial: Mindestens 450.000 TWh/a; die Realisierung dieses Potenzials 

wird jedoch erheblich erschwert durch Energiespeicher-, Land-, und Investitionsbe-
schränkungen.310 

  Installierte Antriebsleistung:  Schätzungen variieren hier erheblich zwischen der Spitzen-
antriebsleistung von 2400 MW bis zu 3100 MW und über 4000 MW bis zu 5000 MW mit 
einer Energiegewinnung von über 21 TWh.311  Rund die Hälfte dieses Potenzials könnte 
an das Stromnetz angeschlossen sein, insbesondere in Deutschland, Japan und Kalifor-
nien, wo sich die jährlichen Wachstumsraten zwischen 50-60 % bewegen im Vergleich zu 
moderaterem Wachstum von 15-20 % für nicht ans Stromnetz angeschlossene Photovol-
taikanlagen.312 

  Wachstumsraten:  In Entwicklungsländern, wo in 2004 ca. 20 % der neuen globalen PV-
Anlagen installiert waren, lässt sich eine Erweiterung der Kapazitäten um 30 % verzeich-
nen.313  Die Anlagen befinden sich hauptsächlich in ländlichen Gegenden wo es kein 
Stromnetz gibt oder dieses nur unzuverlässig arbeitet.314  Diese Form der dezentralisierten 
Elektrizitätsgewinnung ist bereits wirtschaftlich, insbesondere in weit vom Stromnetz ent-
legenen Dörfern, wo dadurch eine Grundstromversorgung gewährleistet werden kann.315  
Die Wachstumsraten jährlicher Modulproduktion wuchsen von 740 MW in 2003 auf 
1700 in 2005, wobei Japan Weltmarktführer ist und über die Hälfte der jährlichen Pro-
duktion herstellt.316 

  Anteil an der globalen Stromversorgung:  0.004%.317 

                                                 
303  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
304  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
305  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
306  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
307  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
308  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
309  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
310  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
311  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
312  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
313  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
314  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
315  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
316  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
317  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
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  Kosten:  Die Kosten für PV-Anlagen hängen vom zukünftigen Siliziumpreis, der Steige-
rung des Wirkungsgrades von Solarzellen (durch F&E Investitionen), Massenproduktio-
nen und projektbezogenem Lernen ab.318  Möglichkeiten zur Kostenreduzierung bieten 
unter anderem dünnere Zellmaterialien wie Dünnschichtsiliziumzellen, kostengünstigere 
Polymer-Materialien, Entwicklung neuer Materialien und die Verbindung von Sonnen-
wärmekraftwerken mit PV-Energiegewinnung.319 

 
Solarthermiekraftwerke und Solarzellen können theoretisch ein Maximum von 1-2 % anteilig 
am globalen Elektrizitätstechnologien-Mix erzielen, selbst bei hohen Produktionskosten.320  
Allerdings reicht die Bandbreite der Schätzungen von 0.008 % in 2030 bis zu einem 20 % 
Anteil in 2040.321  Für Sonnenwärmekraftwerke wird eine Preissenkung vorausgesagt, die 
einen Wettbewerb bei einem Preis von 80-120 $US/MWh in 2030 voraussieht.322  Installati-
onskosten für Solarzellen könnten auf zwischen 60-250 $US/MWh sinken (die große Band-
breite kommt durch die unterschiedlichen Technologien zustande); allerdings wird eine 
Marktdurchdringung für OECD- und EIT-Länder nicht erwartet, sondern die Anwendungsge-
biete werden sich voraussichtlich auf die Elektrifizierung von Entwicklungsländern konzentrie-
ren.323 

Solares Heizen und Kühlen 

Solares Heizen und Kühlen insbesondere in Gebäuden kann den konventionellen Energie-
verbrauch reduzieren und auch die Elektrizitätsspitzenlast verringern.324  
  Anwendungen:  Solarsysteme zur direkten Wärmegewinnung werden hauptsächlich in 

kleinem Umfang und bei niedriger Temperatur z.B. in Warmwasserinstallationen, Gebäu-
debeheizung, Schwimmbecken, für Herde, industrielle Prozesse wie Entsalzungsanlagen 
und einige landwirtschaftliche Anwendungen genutzt.325  China ist der Weltmarktführer 
nicht verglaster Solarkollektoren für häusliche Warmwassersysteme mit Europa auf dem 
zweiten Platz.326 Der geschätzte jährliche Energiegewinn liegt zwischen 400 kWh/m2 in 
Deutschland und 1000 kWh/m2 in Israel.327   

  Kosten:  Der Einzelhandelspreis für einen Solar-Wasser-Erhitzer für eine Familie unter-
scheidet sich nach Gebiet und staatlichen Unterstützungsmechanismen und variiert da-
her zwischen $US 700 in Griechenland, $US 2300 in Deutschland und $US 200-300 in 
China.328 

 
Es existieren nahezu 100 solare Heiz- und Kühltechnologien in Europa – sie haben ein hohes 
Energiesparpotenzial gegenüber konventionellen Klimaanlagen, aber sie können trotzdem 
den höheren Preis nicht ausgleichen.329 

Meeresenergie 

Das Gesamtpotenzial der Meeresenergie ist riesig, allerdings das Potenzial, was unter wirt-
schaftlichen Bedingungen ausgeschöpft werden kann ist gering (mit der Ausnahme von drei 
bereits installierten Tidenhub Stauanlagen mit einer Energieleistung von 250 MW), da alle 

                                                 
318  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
319  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.5. 
320  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.3.3. 
321  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.3.3. 
322  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.3.3. 
323  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.3.3. 
324  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.7. 
325  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.7. 
326  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.7. 
327  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.7. 
328  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.7. 
329  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.7. 



 
   

 

FVEE   Argumente 2009 

 34 

verwandten Technologien sich noch in einem frühen Stadium befinden und es nur zwei 
kommerzielle Wellenkraftwerke mit einer Energieleistung von 750 kW gibt.330 Um Installatio-
nen in dieser in der Regel rauen Umgebung vorzunehmen, sind die Investitionskosten meis-
tens hoch.331 Das technische Potenzial beläuft sich auf ca. 500 GW bei einem Nutzungsgrad 
von 40 %, wobei das gesamte wirtschaftliche Potenzial deutlich darunter fällt, mit Energie-
gewinnungsschätzkosten von 80-100 $US/MWh (wobei dieser Schätzwert auf sehr unsiche-
ren Füßen steht, da bislang keine Anlage in der Größenordnung eines kommerziellen Maß-
stabs existiert).332 Energie aus Meeresströmungskraftwerken könnte über 10 TWh/a (0,4 EJ) 
generieren, wenn große Flussarme und Meeresmündungen angezapft werden könnten, wo-
bei allerdings die Kosten zwischen 450-1300 $US/MWh rangieren – zusätzlich wären hier die 
Umweltauswirkungen z.B. auf Sandbänke, Watvögel, auf wirbellose Tiere etc. zu untersu-
chen; ebenso bräuchten diese neuen Technologien anhaltende staatliche finanzielle und öf-
fentliche Unterstützung um in den Mark einzudringen.333 Osmose-Kraftwerke und thermische 
Kraftwerke sind noch im Forschungsstadium, wobei es hier noch zu früh für Prognosen ist, 
der Anwendungsbereich z.B. aber schon eingeschätzt werden kann und besonders von Nut-
zen für kleine entlegene Inseln sein kann, die zurzeit mit teuren Dieselgeneratoren arbei-
ten.334 
 
1.2.5 Wie sollte der Energie-Mix der Zukunft aussehen? 
 
Der Energiemix wird zunächst einmal auch für die kommenden Jahrzehnte von herkömmli-
chen Energieträgern dominiert sein werden.335   
 
Für die Zukunft sind neben „nur“ dem eigentlichen Energieträger-Mix ebenso wichtig Ver-
änderungen in infrastrukturellen Maßnahmen (diese beziehen sich sowohl auf den Industrie- 
als auch den Kapitalsektor).  Die Möglichkeiten wie zukünftige Investitionen am besten die 
entstehende Energienachfrage bedienen und gleichzeitig ein Treibhausgasstabilisierungsziel 
erreichen können pendeln zwischen folgenden Extremszenarios: 
Es wird für die Zukunft ein hohes Nachfragewachstum, das hohe Produktivitätssteigerungen  
und Wohlstandssteigerungen nach sich zieht prognostiziert.336  Technologie- und Ressour-
cenintensität und damit Investitionen in technologischen Fortschritt, würden zu einem er-
höhten Kapitalumschlag führen, mit den sich anschließenden Verbesserungen in Energiein-
tensität und Effizienz.337  Dieses Szenario ist möglicherweise die wahrscheinlichere Option. 
 
Ein anderes Szenario spricht von einer erwarteten niedrigeren Energienachfrage, mit dem 
Ziel die globalen CO2-Emissionen um 1 % pro Jahr bis 2100 zu reduzieren – ein solches Ziel 
ist nicht nur technologisch eine Herausforderung, es würde eine beispiellose anhaltende in-
ternationale Kooperation voraussetzen, die sich explizit auf die Entwicklung einer Niedrig-
Emissionswirtschaft, die nachhaltig und gerecht ist, konzentriert.338  Ein solcher Ansatz ver-
langt gravierende Verbesserungen in der Endnutzereffizienz und vor allen Dingen aggressive 
Veränderungen in der Lebensführung hin zu Ressourcenkonservierung und Entmaterialisie-
rung.339  Dieser zweite Pfad ist so etwas wie Utopia – es würde eine globale Initiative und 
Kooperation nicht nur zwischen den einzelnen Ländern sondern auch eine Bereitschaft aller 

                                                 
330  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.8. 
331  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.8. 
332  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.8. 
333  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.8. 
334  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.3.8. 
335  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
336  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
337  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
338  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
339  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
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Zivilgesellschaften bedeuten gravierende und einschneidende Maßnahmen im persönlichen 
Lebenswandel und gegen den Klimawandel mit zu tragen. 
 
Für den eigentlichen Energiemix ergibt sich eine wahrscheinliche Steigerung der Nutzung 
von Gasen – also einer graduellen Umstellung von konventionellem Öl hin zu Kohle-zu-Gas 
und unkonventionellem Öl (Ölsande, Ölschiefer, Ölwachs) und moderner Biomasse.340  Ein 
tragfähiges Energieportfolio wird verlangt, eines das sich nicht nur auf eine Energie oder E-
nergietechnologie konzentriert, sondern anteilig aus allen besteht: fossilen/konventionellen 
Energieträgern, erneuerbarer Energie und Nuklearenergie.341 Ein solches Energieportfolio 
kombiniert mit dem stetigen Anstieg der Endnutzereffizienz, wird zunächst erst einmal die 
ansteigende Energienachfrage, insbesondere auch in den Entwicklungsländern befriedigen 
können.342 Dieser Nachfrage kann nur durch technologische Entwicklung, dezentralisierter 
Energieversorgungsnetzwerke, einer Vielfalt der Energieversorgungssysteme und bezahlbarer 
Energieversorgung beigekommen werden.343 
 
Insbesondere wichtig für den zukünftigen Energiemix ist, dass von allen Energietechnolo-
gien, von denen zukünftig eine Emissionssenkung erwartet wird, diese weiterhin durch For-
schung und Entwicklung zu unterstützen ihr technologisches Potenzial zu realisieren und ihre 
Arbeitsleistung und ihren Betrieb zu verbessern, sowie die Kosten zu senken und ihre gesell-
schaftliche Akzeptanz zu steigern.344 
 
Dafür sind insbesondere angemessene institutionelle als auch politische Anreize zu schaffen, 
um die Verbreitung und den Transfer dieser Technologien zu gewährleisten.345  Dabei darf 
nicht vergessen werden, dass die Gesamtablösung dominanter Technologien  immer ein 
langwieriger Prozess ist, so haben entscheidende Energietechnologiewandel in der Vergan-
genheit meistens über fünfzig Jahre gebraucht.346 
 
1.2.6 Wie sieht der Energiemix wahrscheinlich aus? 
 
Niedrigemissionstechnologien- und systeme im Energiesektor werden nicht verbreitet zum 
Einsatz kommen, außer sie werden günstiger als traditionelle Energieträger, oder aber ihre 
Marktintegration wird durch politische Maßnahmen unterstützt.347  Eine Analyse der globalen 
Energienachfrage kommt über den Zeitraum von 2002 als Basis Jahr bis 2030 zu folgendem 
Energiemix-Ergebnis: der Anteil Kohle (44 %) am primären Kraftstoffgemisches im Jahr 2002 
sinkt auf 42 % in 2030, der Öl-Anteil sinkt von 8 auf 4 %, der Erdgasanteil erhöht sich von 
21 auf 29 %, der Anteil der Nuklearenergie nimmt von 18 auf 12 % ab, Wasserkraft bleibt 
unverändert bei 6 %, der Biomasseanteil verzeichnet eine Zunahme von 2 auf 4 % und an-
dere erneuerbare Energieträger erhöhen ihren Anteil von 1 auf 3 %.348  Insgesamt bedeutet 
das, dass Kosten und technische Potenziale hochgerechnet auf 2030 zeigen, dass primäre 
Energieträger reichlich vorhanden sind und verfügbar sein werden (auch Uranvorkom-
men).349  Trotz der Unsicherheit aufgrund einer großen Vielzahl von Vermutungen und An-
nahmen über erneuerbare Energietechnologien- und Systeme, können sie die globale Pri-
märenergienachfrage bis weit über 2030 hinaus  bewältigen.350  Die nachgewiesenen und 

                                                 
340  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1, 4.3.1. 
341  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
342  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
343  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
344  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 3.4.1.2. 
345  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 3.4.1.2. 
346  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 3.4.1.2. 
347  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
348  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.3. 
349  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.3.2.4, 4.4.2, 4.4.4. 
350  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.2. 
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wahrscheinlichen fossilen Energieträgervorkommen sind ebenso groß, aber Umweltbeden-
ken könnten einen Übergang zu erneuerbaren Energieträgern begünstigen, ein solcher Ü-
bergang hängt aber unter anderem auch von der Geschwindigkeit ab, mit der Investitions-
kosten für erneuerbare Energieträger gesenkt werden können und einer fundierten und rea-
listischen Lebenszyklus-Analyse-Berechnung sowie sie für Nuklearenergie, CCS und erneuer-
bare vorgenommen wurde. Ebenso hängt der Übergang von dem Zeitpunkt ab, an dem 
externe Kosten der Energieträger internalisiert werden und sich im Energiepreis widerspie-
geln und natürlich davon, welche politischen Maßnahmen zur Energiesicherheit und Minde-
rung von Treibhausgasemissionen unternommen wurden.351 
 
Die Wahl der zukünftigen Technologien bestimmt sich durch die zeitliche Berechnung für die 
erfolgreiche Entwicklung der nächsten Reaktorgeneration, CO2-Abscheidung- und Lagerung, 
sowie der zweiten Generation erneuerbarer Energien.352 Die jetzt schon technologisch ausge-
reiften und marktintegrierten erneuerbaren Energieträger sind die Biomasseverbrennung, 
Geothermie und Wasserkraftwerke.  Andere Technologien, wie CCS, die zweiten Generatio-
nen von Biokraftstoffen und Solarenergie (Solarkraftwerke), Meeresenergie (Wellen- und Ge-
zeiten-, Strömungskraftwerke) sowie die thermische Vergasung von Biomasse könnten einen 
zusätzlichen Beitrag zu gegebener Zeit leisten.353  Um den notwendigen Wandel hierfür her-
beizuführen, bedarf es mehr nachhaltiger staatlicher und privater Investitionen in den Berei-
chen Forschung, Entwicklung, Demonstration und Anwendung.354 

Welche ordnungspolitischen Maßnahmen müssen getroffen werden, um den Einsatz 
erneuerbarer Energietechnologien zu beschleunigen? 
 
Die relevante Literatur impliziert, dass politische Maßnahmen technologischen Wandel indu-
zieren können.355  Wobei es für jedes Politikinstrument Vor- und Nachteile gibt.  Der Evaluie-
rung von Politiken und Instrumenten werden vier Kriterien zugrunde gelegt: Umwelteffektivi-
tät, Kosteneffektivität, Verteilungseffekte (Verteilungsgerechtigkeit) und institutionelle Durch-
setzbarkeit.356 
  Integration in den Entwicklungshilfezusammenfang: die Integration von Klimapolitiken in 

die weitere Entwicklungshilfe-(Zusammenarbeit)   erleichtert die Umsetzung und verein-
facht die Überwindung von Marktbarrieren.357 

  Regulierungen und Standards:  Sie geben einen Grad an Gewissheit über die Höhe der 
Emissionen; sie induzieren wahrscheinlich keinen  technologischen Fortschritt.358 

  Steuern und Abgaben: Sie können einen Kohlenstoffpreis bestimmen, aber kein bestimm-
tes Emissionsniveau; dafür internalisieren sie auf effektive Weise die Kosten der Treib-
hausgasemissionen.359 

  Handelbare Emissionsrechte:  Auch sie werden einen Kohlenstoffpreis festlegen. Das Volu-
men der genehmigten Emissionen bestimmt ihre Umwelteffizienz.360 

  Freiwillige Vereinbarungen:  Zwischen der Industrie und Regierungen  erhöhen sie die Be-
wusstheit bei den Interessenvertretern, sowie sie oft auch schon eine Rolle in der Formu-
lierung  nationaler Politiken gespielt haben – der Großteil dieser Abkommen hat jedoch 
nicht zu einer Emissionsreduzierung geführt.361 

                                                 
351  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.4.2. 
352  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
353  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
354  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
355  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 3.4, 3.4.3.1. 
356  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
357  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
358  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
359  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
360  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
361  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
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  Informationskampagnen: Sie können immerhin dazu beitragen eine  informierte Wahl zu 
treffen und möglicherweise auch zu Verhaltensenderungen beitragen.362 

 
Politische Regulierungen, die einen realen oder impliziten Kohlenstoffpreis vorgeben, können 
wichtige Anreize für Produzenten sowie auch Konsumenten darstellen, erheblich mehr in 
treibhausgasarme Produkte, Technologien- und Prozesse zu investieren; solche Maßnahmen 
könnte aus wirtschaftlichen Instrumenten, Fördergeldern und Regulationen bestehen.363  So 
könnte ein effektives Kohlenstoffpreissignal erhebliches Minderungspotenzial in allen Sekto-
ren erschließen.364  Dabei zeigt ein Preisniveau von $US 80 GtCO2-Äq in 2030 und $US 155 
GtCO2-Äq in 2050 eine Vergleichbarkeit mit einem Stabilisierungsniveau von ca. 550 ppm 
CO2-Äq im Jahre 2100.365  Die meisten Modelle gehen ebenfalls davon aus, dass ein Kohlen-
stoffpreis zwischen $US 20-50 GtCO2-Äq über Jahrzehnte gleich bleibend oder ansteigend 
den Energiesektor in 2050 zu einem Niedrigemissionssektor umgestalten kann und damit 
viele Minderungsstrategien in den Endnutzerbereichen wirtschaftlich attraktiv machen 
kann.366 
 
Genauso wenig, wie es eine technologisch wirtschaftliche Lösung zur Reduktion der Treib-
hausgaskonzentration gibt, ist es ebenso unmöglich, dass nur ein politisches Instrument aus-
reichen soll, die gewünschte Umstellung zu einer versorgungssicheren Niedrigemissionswirt-
schaft zu leisten.  Ebenso notwendig ist es, mit den Maßnahmen auch die Verursacher zu 
treffen, d.h. dort mit Maßnahmen anzusetzen, wo die Emissionen verursacht werden.  Dabei 
ergeben sich folgende Werte:  Circa 45 % der Endverbraucherenergie wird für Niedrig-
Temperatur Wärme (Kochen, Wassererhitzung, Raumwärme, trocknen), 10 % für Hochtem-
peratur Industrieprozesse, 15 % für elektrische Motoren, Beleuchtung und Elektronik und 
30 % für den Transportsektor verbraucht.367  Die Kohlendioxidemissionen, die aus der De-
ckung dieser Nachfrage entstehen, hauptsächlich mittels fossiler Energieträger, machen ca. 
80 % der globalen Emissionen aus.368  Die Gesamtenergienachfrage wird mit den sich entwi-
ckelnden Wirtschaften und dem Bevölkerungsanstieg weiter steigen. Folglich muss es einen 
Maßnahmenkatalog geben. 
 
Konkrete Maßnahmen für die Schaffung eines Marktes für Niedrigemissionstechnolo-
gien in diesem Sinne bedeuten: 
  Reduzierung der Subventionen konventioneller Energieträger 
  Steuern oder Kohlenstoffabgaben auf fossile Energieträger 
  Einspeisungstarife-/Quoten 
  Verpflichtungen zu erneuerbaren Energien 
  Subventionen für Produzenten erneuerbarer Energien 
  Biokraftstoffmischung, CO2-Standards für Straßentransport 
  Steuern auf Fahrzeugkäufe 
  Gerätestandards- und Kennzeichnung im Gebäudesektor 
  Gebäudecodes und Zertifizierungen 
  Nachfragemanagement Programme 
  Gezielte Auftragsvergabe (Vorreiterprogramme im Öffentlichen Sektor) 
  Einsetzen von Benchmarks 
  Emissionshandel 
  Mindeststandards/Leistungsstandards 
  Schaffen von finanziellen Anreizen  
                                                 
362  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
363  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
364  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
365  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
366  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 19. 
367  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1. 
368  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4.1  
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Für eine schnellere Ausbreitung erneuerbarer Technologien sind politische Interventionen in 
den komplexen und in gegenseitigen Beziehungen stehenden Bereichen der Versorgungssi-
cherheit, dem Abbau struktureller Vorteile fossiler Energieträger, Minimierung der damit 
verwandten Umweltschäden und das Erreichen des Ziels der nachhaltigen Entwicklung Vor-
aussetzung.369 
 
Mit den aktuellen und laufenden Maßnahmen zur Abschwächung des Klimawandels und 
den dazugehörigen Verfahren für eine nachhaltige Entwicklung, werden die globalen Treib-
hausgasemissionen in den nächsten Jahrzehnten weiter ansteigen.370  Für den Fall, dass keine 
Maßnahmen zur Milderung des Klimawandels getroffen werden, wird ein Anstieg der globa-
len Treibhausgasemissionen von 9.7 GtCO2-Äq auf insgesamt 36.7 GtCO2-Äq in den Jahren 
von 2000 bis 2030 prognostiziert.371  In diesen Nicht-Eingriffszenarien, wird angenommen, 
dass die fossilen Energieträger ihre dominante Marktposition innerhalb des globalen Ener-
giemix bis 2030 und darüber hinaus beibehalten werden.372  Dementsprechend wird erwar-
tet, dass die Kohlendioxidemissionen aus dem Energieverbrauch im Zeitraum von 2000 bis 
2030 um 45-110 % ansteigen werden.373  Andererseits wird erwartet, dass zwei Drittel, bis 
Dreiviertel dieses Emissionsanstiegs aus Entwicklungsländern, die nicht im Annex I374 genannt 
werden, stammen wird.  Die geschätzte durchschnittliche CO2 Pro-Kopf Emission  hingegen 
2030 bleibt in Nicht-Annex I-Ländern Projektionen zufolge substantiell niedriger (2.8-5.1 
GtCO2/per capita) als die in den Annex I-Ländern (9.6-15.1 GtCO2/per capita.375  Wobei die 
Wirtschaften der Nicht-Annex I-Ländern weiterhin nicht Energieeffizient arbeiten werden.376 
 
1.2.7 Mit welchen Mitteln muss die Forschung und Entwicklung der erneuerbaren 

Energien gefördert werden? 
 
Grundsätzlich gilt, je höher der Preis pro Tonne CO2, desto mehr Emissionen können ver-
mieden werden. 
 
Hier gilt es vor allen Dingen zunächst einmal festzustellen, dass die vom IPCC III untersuch-
ten Emissionsminderungsszenarien mit bereits heute existierenden Technologien erreicht 
werden können – und zwar mit Technologien, die heute schon kommerziell verfügbar sind, 
bzw. solche, deren Marktreife für die kommenden Jahrzehnte erwartet wird.  Voraussetzung 
ist allerdings, dass angemessene Anreize für Investitionen und Kostenminderung sowie die 
Weiterentwicklung CO2-armer bzw. Nullemissionstechnologien geschaffen werden. 
 
Je niedriger das angestrebte Emissionsziel, desto breiter das Portfolio notwendiger Technolo-
gien, womit ebenfalls die Kosten für Investitionen, Forschung und Entwicklung sowie An-
wendung ansteigen werden. 
 
Ein verzögerter Beginn der Emissionsminderung würde zu erhöhten Kosten führen, da sich 
die gesamte wirtschaftliche Entwicklung und insbesondere die Infrastruktur aufgrund der 

                                                 
369  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
370  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 4. 
371  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 4. 
372  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 4. 
373  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 4. 
374  Der Annex I der Klimarahmenkonventionen von 1992 (in geänderter Fassung 1998) listet alle Länder auf, die 

im Rahmen dieser Konvention die Selbstverpflichtung zur Treibhausgasemissionsreduktion bis 2000 auf das 
Niveau von 1990 übernommen haben.  Auf dieser Liste stehen alle OECD-Länder (außer Korea und Mexiko, 
sowie alle osteuropäischen Länder (außer Jugoslawien und Albanien). Daher wird der Termini Annex I-Länder 
oft auch Synonym für Industrieländer benutzt.             

375  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 4,Technical Summary, S. 30, Kap. 1.3.2.4. 
376  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 4, Kap. 1.3.1.2. 
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langsamen Kapitalumwälzungen und der (langen) Lebensdauer großer Industrieanlagen (wie 
z. B. Kernkraftwerke, Kohle-, Elektrizitätskraftwerke) auf höhere Emissionen eingestellt hätten.  
Damit wären die Optionen zum Erreichen eines niedrigen Stabilisierungsniveaus erheblich 
eingeschränkt, ebenso wie die Risiken gravierender Schäden durch einen verstärkten Klima-
wandel erheblich ansteigen würden. 
 
Niedrigemissionstechnologien müssen weltweit Anwendung finden – dafür braucht es Inves-
tition und technologische Optimierung aus öffentlicher sowie privater Hand, um ein niedri-
ges Emissionsstabilisierungsniveau und Kostenreduktion zu erreichen.377  Je niedriger das Sta-
bilisierungsniveau, insbesondere diejenigen unter 550 ppm CO2-Äq, desto größer der Bedarf 
an effizienteren Forschung- und Entwicklungsansätzen und Investitionen in den kommenden 
Jahrzehnten.378 
 
Grundsätzlich gilt, dass der Privatsektor in den Bereichen der Forschung und Entwicklung 
eine bedeutende Rolle einnimmt, je näher diese der kommerziellen Anwendung kommt.379  
Die Privatwirtschaft ist global federführend in der Forschung und Entwicklung von Technolo-
gien, die kurz vor der Marktreife stehen, während staatliche Förderung maßgeblich notwen-
dig für die längerfristige- und Grundlagenforschung ist.380  Die Beschleunigung der Nutzbar-
keit von fortgeschrittenen und neuen Technologien ist integraler Bestandteil zur Kohlendi-
oxidemissionsreduktion aus Energie- und anderen Quellen.381  Innovation ist konstitutiv not-
wendig um das Ziel die Emissionen zu reduzieren zu erreichen; ebenso braucht es für dieses 
Ziel Investitionen in alle Komponenten des Innovationssystems.382 
 
1.2.8 Kurzzusammenfassung 
 
  Der Klimawandel findet statt. 
  Der Klimawandel ist vom Menschen verursacht. 
  Die globalen Treibhausgasemissionen sind seit dem vorindustriellen Zeitalter angestie-

gen: von vormals 28.7 GtC02-Äq auf 49 GtC02-Äq heute.  Ein Anstieg um 40 % der glo-
balen Treibhausgasemissionen ist allein zwischen 1970 und 2004 zu verzeichnen. 

  Die Emissionen müssen zwischen 445-490 ppm C02-Äq begrenzt werden (heutiger Wert: 
230 ppm CO2-Äq); wenn ein globaler mittlerer Temperaturanstieg über 2.0-2.4°C ver-
mieden werden soll. 

  Eine Emissionsstabilisierung bei 500 ± 50 ppm CO2 würde bedeuten, dass der jährliche 
CO2-Ausstoss von 7 GtCO2 für die nächsten 50 Jahre beibehalten werden würde und 
nicht weiter ansteigt (auch wenn der globale Kurs zurzeit eher in Richtung Verdoppelung 
dieses Werts geht). 

  Die laufenden und geplanten Minderungsstrategien sind in ihrem Maßstab zu schwach, 
um den Klimawandel effektiv aufzuhalten. 

  Einige Auswirkungen des Klimawandels sind nicht mehr zu verhindern. 
  Je höher der Preis pro Tonne Kohlendioxid, desto mehr Emissionen können vermieden 

werden. 
  Die makroökonomischen Kosten für ein Treibhausgasstabilisierungsniveau von 445-535 

ppm CO2-Äq werden unterhalb von 3 % des globalen BIP eingeschätzt. Der maximale 
Wert von 3 % entspricht einer Verminderung des jährlichen BIP-Wachstums (Kaufkraft) 
von weniger als 0.12 %.  Diese Kosten sinken jedoch, wenn eine aktive Klimaschutzpolitik 
verstärkt den technischen Wandel stimuliert, indem sie etwa Einnahmen aus einer CO2-

                                                 
377  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 17. 
378  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 17. 
379  Vgl. IPCC 2007, WG III Kap. 2.7.2.1. 
380  Vgl. IPCC 2007, WG III Kap. 3.4.2. 
381  Vgl. IPCC 2007, WG III Kap. 3.4.2. 
382  Vgl. IPCC 2007, WG III Kap. 3.4.2. 
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Steuer direkt in die Entwicklung CO2-armer und klimafreundlicher Technologien inves-
tiert.   

  Die Beiprodukte einer effektiven Klimapolitik sind eine Verminderung gesundheitlicher 
Risiken (durch geringere Luftverschmutzung), Energiesicherheit, Handelsvorteile und 
Schaffung von Arbeitsplätzen. 

  Der für den Klimaschutz zusätzliche Investitionsbedarf reicht, gemessen an den ohnehin 
notwendigen Investitionen, von vernachlässigbar bis zu 5-10 %. 

  Der Anstieg  der Emissionen aus dem Straßenverkehr gehört zu den stärksten innerhalb 
aller Endverbrauchersektoren. 

  Grundsätzlich gilt: je höher der Preis fossiler Brennstoffe, desto wettbewerbsfähiger sind 
die erneuerbaren Energien. 
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Durchschnitt für immer anfallen, könnten aber verhindern, dass global 10 %-20 %506 des BIP 
für immer verloren gehen würde.507 D. h. die Kosten zur Reduzierung der Treibhausgasemis-
sionen sind eine Investition, die verhindert, dass viel höhere Summen in der Zukunft durch 
die negativen Folgen des Klimawandels verloren gehen würden.508  Die Kosten der Klima-
wandelfolgenminderung bestimmen sich großteils über eine notwendige stetige Kostenre-
duktion von Niedrigemissionstechnologien und Verbesserungen in der Energieeffizienz.509  
 
Die Untersuchung zeigt weiter, dass der Klimawandel, wenn nicht gegen ihn vorgegangen 
wird, wirtschaftliches Wachstum negativ beeinflussen wird.510  Der Stern Report deutet an, 
dass die Handlungen der nächsten Jahrzehnte wirtschaftliche uns soziale Risiken der Größen-
ordnung der zwei Weltkriege und der wirtschaftlichen Rezession zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts in sich bergen und diese Prozesse schwer bis gar nicht mehr umkehrbar sind.511  
 
2.8 Kommentar 
 
Der Stern Report beziffert als erste Untersuchung global die Kosten des Klimawandels.  An-
greifbar macht sich der Stern Report durch seine umfassende Analyse, in die viele Vermutun-
gen und Annahmen kaum quantifizierbarer Größen, die oft auch keinen ihnen zuzuordnen-
den Markpreis besitzen, miteinfließen. Aber was den Stern Report eben doch auszeichnet, ist 
das er die Kehrtwende in der Wahrnehmung vollzieht weg von der Frage wie teuer der Kli-
mawandel ist hin zu wie teuer es ist, nichts zu tun.  Der Stern Report vollzieht die Internalisie-
rung der Umweltkosten in die Wirtschaft; er bedeutet daher einen Paradigmenwechsel in der 
Wirtschaftswissenschaft in dem er die betriebswirtschaftliche Rechnung in Zusammenhang 
mit der volkswirtschaftlichen Rechnung setzt. 
 
Im Folgenden sollen zentrale Studien- und Strategieentwürfe der Bundesregierung in Zu-
sammenhang mit der zunehmenden Internationalisierung der Klimapolitik gestellt werden 
und in Bezug auf die Umsetzung internationaler Richtlinien analysiert werden. 

                                                 
506  Im Finanzmodell niedrig angesetzte Diskontraten lassen die Kosten eines BAU-Pfades ansteigen; diese sind ein 

übliches Mittel um Investitionen, die sich erst langfristig rentieren zu rechtfertigen. 
507  Vgl. Stern Review, S. 285. 
508  Vgl. Stern Review, S. 285. 
509  Vgl. Stern Review, S. 211. 
510  Vgl. Stern Review, Executive Summary, S. ii. 
511  Vgl. Stern Review, Executive Summary, S. ii. 
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3 Die Leitstudie des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU Leitstudie 2007 und 2008) 

3.1 Zusammenfassung 
 
Die Leitstudie 2007 des BMU ist eine deskriptiv zielorientierte Studie, die darlegt, wie die 
Ziele der Bundesregierung zur Emissionsreduktion um 20 % des Wertes von 1990, ohne Nut-
zung der Kernenergie umgesetzt werden können. Das in der Leitstudie vorgestellte Szenario, 
stellt die notwendigen Maßnahmen und Umstrukturierungen dar, die notwendig sind, um 
das langfristige Klimaschutzziel der Bundesregierung fristgerecht zu erreichen.512  Dabei bil-
den die drei Teilstrategien: 
  „Erhöhte Nutzungseffizienz in allen Sektoren (EFF)“, „Erhöhte Umwandlungseffizienz 

durch deutlichen Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)  
  effizientere Kraftwerke“  
  „Einstieg in die substantielle Nutzung erneuerbarer Energien (EE)“ mit ihren Synergieef-

fekten die Kernelemente des Ansatzes.  Das Szenario aus der energiewirtschaftlichen Refe-
renzprognose (EWI/Prognos 2005) wurde auf den Zeitrahmen bis 2050 erweitert und 
dient als Vergleichs- und Bezugsbasis.513   

 
Ebenfalls im Auftrag des BMU entstand zum Zeitpunkt dieser Arbeit eine neue Fassung der 
Leitstudie 2008, die noch nicht als Abschlussbericht vorlag, sondern nur als nicht veröffent-
lichter vorläufiger Bericht, hier als Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007) bezeichnet.  Das Ar-
beitspapier 5/2007 stellt das aktuelle Leitszenario dar.  Das darin vorgestellte Leitszenario 
wird auf der Basis Energie- und volkswirtschaftlicher Daten der Jahre 2006, 2007 erarbeitet.514  
Darin werden auch die zukünftigen Beiträge der Effizienzstrategie in die Nutzung und Um-
wandlung mit einbezogen.515  Die Effizienzstrategie bildet dabei das notwendige Fundament 
für einen volkswirtschaftlich tragfähigen Ausbau der erneuerbaren Energien.516  Aufgrund 
deutlich gestiegener Energiepreise werden die zukünftigen Energiepreispfade entsprechend 
angepasst.  Ebenso werden Maßnahmen zum Klimaschutz, wie. z.B. der Emissionszertifikate-
handel mit einbezogen.  Diese beiden Komponenten (Anpassung der Energiepreispfade auf-
grund gestiegener Energiepreise und CO2-Zertifikatehandel) entscheiden hierbei ganz maß-
geblich über den Zeitpunkt der volkswirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit einer Klimaschutzstra-
tegie mit dem Schwerpunkt erneuerbare Energien.517 Eine Emissionsminderung zu erreichen 
ist maßgeblich, soll die CO2 –Konzentration in der Atmosphäre nicht den kritischen Wert von 
450 ppm518 überschreiten (entspricht einer mittleren globalen Temperaturerhöhung von 2°C 
gegenüber der Periode 1980-99).519  Zwischen 1906 und 2005 nahm die die bodennahe 

                                                 
512  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 6. 
513  Vgl. Ebda., S. 3. 
514  Siehe http://www.dlr.de/tt/desktopdefault.aspx/tabid-2885/4422_read-11353/ 
515  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 3. 
516  Vgl. Ebda., S. 4. 
517  Siehe http://www.dlr.de/tt/desktopdefault.aspx/tabid-2885/4422_read-11353/ 
518  Parts per million. 
519  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007).  Diese Werte machen deutlich, dass eine Emissionsminderung auf 

dem politisch gewünschten Soll-Wert erstens schnell gehen muss und daher besonders teuer ist im Vergleich 
zu langsameren Stabilisierungspfaden, deren Emissionswerte aber insgesamt wesentlich höher liegen.  Eine 
Stabilisierung der Konzentration bei 450ppm CO2-Äq würde bedeuten, dass die globalen Emissionen binnen 
den nächsten 10 Jahren ihren Höhepunkt erreichen und dann in einer Rate von über 5% pro Jahr fallen müss-
ten, so dass globale Emissionen im Jahr 2050 70 % unter dem jetzigen Wert liegen müssen. Andererseits sind 
in diese Berechnungen nicht die mit den Minderungsstrategien (potentiell) einhergehenden Vorteile mit ein-
berechnet, wie z.B. der Aufwand von Steuergeldern aus einer CO2-Steuer zur Finanzierung von Niedrigemis-
sionstechnologien – solche und ähnlich Rückkoppelungseffekte sowie Umverteilungsmechanismen finden in 
den Modellen zur Berechnung der Kosten des Klimawandels keinen Eingang. Z. B. können allein die mit den 
Minderungsstrategien einhergehenden Gesundheitsvorteile aus verringerter Luftverschmutzung erstens für 
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Erdoberflächentemperatur bereits um 0,74°C zu – die globale Mitteltemperatur darf also 
nicht mehr als weitere 1,2°C steigen. Diese Zielsetzung soll ohne Nutzung der Kernenergie 
erreicht werden.520  Die Bedingungen, um das ehrgeizigere Reduktionsziel (eine CO2-
Emissionsreduktion von 40 % gegenüber dem Basiswert – 1990) 2020 zu erreichen, liegen 
bei einem weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien, weiterhin verstärkter Effizienzan-
strengungen und bei einer engen Grenzziehung des Zubaus neuer Kohlekraftwerke.521 
 
Zur Umsetzung dieser Ziele bleibt auch nach 2020 ein weiteres stabiles Wachstum der er-
neuerbaren Energien erforderlich, wenn die erneuerbaren Energien bis 2050 bei der Energie-
versorgung von Deutschland dominieren und damit die 50 % Marke beim Endenergiebei-
trag überschreiten sollen – dieses Gelingen hängt vom Erreichen der 2020 Ziele ab.522  Das 
aktuellste Leitszenario, also das in Nitsch 2008 vorgestellte Leitszenario, kann als Referenz-
szenario betrachtet werden, dessen Strukturverordnungen mindestens umgesetzt werden 
müssen, wenn die erneuerbaren Energien ihren Beitrag gemäß den wesentlichen Klima- und 
energiepolitischen Zielen rechtzeitig erreichen sollen.523  Das heißt hinsichtlich der Zeitstruk-
tur des Ausbaus der erneuerbaren Energien, stellt das Leitszenario aus Nitsch 2008 die Un-
tergrenze dar.524 
 
Der notwendige Umbau der Energieversorgungsstruktur gliedert sich dabei in verschiedene 
Phasen bzw. Teilstücke mit spezifischen Merkmalen und Zeitfenstern.  Dabei entscheidet der 
Zeitraum bis 2010, ob die notwendigen Weichenstellungen für einen Erfolg versprechenden 
Weg in eine nachhaltige Energieversorgung vorgenommen werden.525  In einem zweiten 
Zeitabschnitt – bis 2020 zeigt sich im Leitszenario der BMU Leitstudie 2007, dass selbst bei 
optimalen Rahmenbedingungen für die Entwicklung, der Ausbau und der Optimierung er-
neuerbarer Energietechnologien, es weiterhin flankierender Maßnahmen aus Umwelt- und 
Energiepolitik bedürfen wird.526  Innerhalb dieses zweiten Zeitabschnitts bis 2020 wird sich 
zeigen, ob die extern stimulierte Ausbaudynamik zu selbsttragenden Märkten der erneuerba-
ren Energien führen wird – ob diese stabil bleiben werden und ob sich der für den weiteren 
Ausbau erforderliche Exportmarkt für erneuerbare Energie erfolgreich etabliert hat.527 Die 
Beibehaltung der stabilen Ausbaudynamik der erneuerbaren Energien und die Umsetzung 
dieser Ausbaudynamik in einen selbstragenden Markt, bildet den Grundpfeiler für die Ent-
wicklung nach 2020 – nur mit ihrem Erfolg kann der Ausbau erneuerbarer Energien erfolg-
reich verwirklicht werden.528 Die Ausbaustrategie erneuerbare Energien beruht auf einer ef-
fektiven Aufgabenteilung von Effizienz- (Effizienzsäule) und erneuerbare Energiestrategien 
(erneuerbare Energien Säule).529  Dabei halten sich beide Strategien in ihren Bedeutungen die 
Waage: 47 % der zwischen 2005 und 2020 vermiedenen Emissionen sollen auf verstärkte 
Energieeffizienz zurückzuführen seien und 53 % auf den weiteren Ausbau erneuerbarer Ener-
gien.530  Von der Marktetablierung erneuerbarer Energien und ihrer vollen Wirtschaftlichkeit 
kann dann das Leitszenario der BMU Leitstudie 2007 zufolge im Jahr 2020 ausgegangen 
werden.531   

                                                                                                                                                         
sich selbst substanziell sein und zweitens auch zu einem erheblichen Teil in die Gegenrechnung der Kosten 
für die Minderungsstrategien eingehen.  Vgl.  Stern Report, S. 296, vgl.  Executive Summary, S. 15, 16, 26. 

520  Vgl. Ebda. 
521  Vgl. Ebda., S. 7. 
522  Vgl. Ebda., S. 6. 
523  Vgl. Ebda., S. 3. 
524  Vgl. Ebda. 
525  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 3. 
526  Vgl. Ebda. 
527  Vgl. Ebda. 
528  Vgl. Ebda. 
529  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 4. 
530  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 5. 
531  Vgl. Ebda. 



 
 
 

 

   FVEE   Argumente 2009   

   55 

 
Dabei sind die Leitszenarien keine festen Größen, ihre Hochrechnungen und Preispfade er-
geben sich aus wirtschaftlichen Daten, so dass diese Szenarios jährlich neu bewertet, bzw. 
korrigiert werden müssen. Dementsprechend haben Wirtschaftsdaten Einfluss auf die mittel- 
bis langfristigen Zielvorstellungen. Das bedeutet z. B. auch, dass ein Festhalten an zu konser-
vativen Zielwerten eine starke Wachstumsdrosselung bewirken würde – so wird z.B. das Ziel, 
den Anteil erneuerbarer Energien an der Gesamtstromerzeugung auf 20 % zu erhöhen, be-
reits 2012-13 erreicht sein.532  Umgekehrt kann auch der Fall einer zu optimistischen Ein-
schätzung eintreten, so geschehen beim Stromverbrauch, der trotz zahlreicher Empfehlun-
gen für eine effizientere Nutzung, deutlich höher ausgefallen ist, als in allen aktuellen Szena-
rien angenommen.533  
 
Entscheidend ist das Jahr 2020, bis dahin werden erneuerbare Energietechnologien aufgrund 
ihrer allgemein höheren Kosten noch einer gezielten energiepolitischen Unterstützung be-
dürfen. Diese müssen bis dahin deutlich gesenkt werden, damit ihre Anteile an der Gesamt-
energieversorgung stetig ansteigen. Bis 2020 ist ebenfalls der entscheidende Zeitraum für 
Investitionen in den Ausbau erneuerbarer Energien, um die notwendige Kosteneffizienz zu 
erreichen, also die Kostensenkung erneuerbarer Energietechnologien pro kWh unter die kon-
ventioneller Energieträger. Für das BMU ist folglich Demarkationslinie zur Erreichung ihrer 
Klima- und Energieziele und damit das Nadelöhr für die weitere Entwicklung, das Jahr 2020. 

3.2 Anteil und Entwicklung der erneuerbaren Energien an der Bruttostromer-
zeugung in Deutschland bis 2006 

 

0,00%

2,00%

4,00%

6,00%

8,00%

10,00%

12,00%

14,00%

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Primärenergieverbrauch

Bruttostromverbrauch

Energieverbrauch Wärme

Kraftstoffverbrauch
Straßenverkehr
Gesamt Endenergie

 
 
Der durchschnittliche Zuwachs erneuerbarer Energien an der Endenergie zwischen 2000-
2005 betrug 50 PJ/a.  2006 stieg dieser Anteil auf 130 PJ/a.  Beiträge von Strom und Wärme 
verdoppelten sich nahezu auf 39 PJ/a und 31 PJ/a.  Der Zuwachs bei Kraftstoffen stieg mit 62 
PJ/a auf das 4,5 fache an. 

Quelle: BINE:  Erneuerbare Energien in Deutschland – Zahlen, Daten & Trends 2007. 
                                                 
532  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 2. 
533  Vgl. Ebda. 
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  Zwischen 1995-2000 betrug die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der erneuer-

baren Energien in allen Bereichen (der Strombereitstellung, Wärmebereitstellung und 
Kraftstofferzeugung) zum Endenergiebeitrag in Deutschland 6 %, zwischen 2000-2005 
stieg diese  auf 11 % p.a. an und erreichte mit einem Anteil von 19 % p.a. im Jahr 2006 
den bisherigen Höhepunkt.534 

  2006 war insbesondere der Beitrag der Bioenergie mit 85 % des Gesamtzuwachses und 
einer Leistung von 36 TWh/a besonders hoch.535 

  Der Anteil von Photovoltaik und Kollektoren an der Endenergie 2006 betrug 2-3 %.536 
  Der Beitrag erneuerbarer Energien zur gesamten Endenergie in Deutschland 2006 betrug 

10 % (was einer Leistung von 203 TWh/a entspricht).537 
  Bei den Annahmen zur Bruttostromerzeugung sind die Szenarien für den dritten Energie-

gipfel der Bundesregierung bemerkenswert: sie gehen von beträchtlichen Reduktions-
möglichkeiten nach 2010 aus: mit einer Bruttostromerzeugung von 544 TWh/a in 2020 
(die derzeitige Bruttostromerzeugung liegt bei ca. 625 TWh/a), ist ein Wert benannt 
worden, der noch deutlich unter den Energieleitszenarios sowohl alt (BMU Leitstudie 
2007) als neu (Nitsch 2008) liegt.538  Wobei die unterstellten Einsparpotenziale technisch 
und strukturell umsetzbar sind.539 

3.3 Annahmen aus den vorläufigen Daten der Leitstudie 2008 des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) für den 
Ausbaustrategie erneuerbare Energien 

 
Das neue Leitszenario bezieht die aktuelle Ausbaudynamik erneuerbarer Energien mit ein, 
ebenso wie die aktuellen Rahmenbedingungen für eine wirksame Klimaschutzpolitik und 
schließlich auch die neuesten Zielsetzungen der Bundesregierung und der EU: Neue ener-
giepolitische Ziele, die von der Leitstudie 2008 (Arbeitspapier 5/2007) mit einbezogen und 
neu vorgestellt werden können, sind z. B. die 30-40 % Reduktion der Treibhausgase bzw. 
CO2-Emissionen – und die Untersuchung ihrer Auswirkungen auf den Umbau der deutschen 
Energieversorgung mittels aktueller Daten.540  
 
Als Basis der zukünftigen Energienachfrage wird von einer Verdopplung der Energieprodukti-
vität bis 2020 gegenüber 1990 ausgegangen.541 Voraussetzung für die Hochrechnung ist ein 
stabiles nicht übermäßig beschleunigtes Inlandswachstum im Strombereich.542 Daraus ergibt 
sich eine Reduktion des Primärenergieverbrauchs um 18 %  bis 2020 gegenüber 2006.543 Der 
gesamte Endenergieverbrauch sinkt um 14 %, Strom allerdings nur um 2 % gegenüber 
2006.544 Dieser Ausgangslage entsprechend erreicht das Leitszenario (Nitsch 2008) im Jahr 
2020 eine CO2-Reduktion von 35 % gegenüber 1990, womit das Ziel von einer 30 prozenti-
ge Reduktion erreicht wird, das ehrgeizigere Ziel von 40 % aber verfehlt wird. 545 Die Bedin-
gungen, um das ehrgeizigere Reduktionsziel zu erreichen liegen bei einem weiteren Ausbau 

                                                 
534  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 1. 
535  Vgl. Ebda. 
536  Vgl. Ebda. 
537  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 1. 
538  Vgl. Ebda., S. 2. 
539  Vgl. Ebda. 
540  Vgl. Ebda. 
541  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 3. 
542  Vgl. Ebda. 
543  Vgl. Ebda. S. 5. 
544  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 5. 
545  Vgl. Ebda., S. 7. 
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der erneuerbaren Energien, weiterhin verstärkter Effizienzanstrengungen und bei einer engen 
Grenzziehung des Zubaus neuer Kohlekraftwerke.546 
 
Wichtig ist ebenfalls, dass auch nach 2020 ein weiteres stabiles Wachstum der erneuerbaren 
Energien erforderlich bleibt (dabei ist durchschnittlich zwischen 2020 und 2050 ein Anteil 
erneuerbarer Energien an der gesamten Endenergie von 53 PJ/a erforderlich), wenn die er-
neuerbaren Energien bis 2050 bei der Energieversorgung von Deutschland dominieren und 
damit die 50 %-Marke beim Endenergiebeitrag überschreiten sollen – dieses Gelingen hängt 
vom Erreichen der 2020 Ziele ab.547 
 
Diesem Leitszenario (Nitsch 2008) für 2020 weiter folgend, liegt der Anteil erneuerbarer E-
nergien an der Stromgestehung 2030  bei 45 % und steigt 2050 auf 77 %:  Insgesamt 
kommen die erneuerbaren Energien bis 2050 auf einen etwa 50%igen Anteil an der Primär-
energie in Deutschland. Ebenso wird der Primärenergieverbrauch 2050 um 44 % gegenüber 
2006 sinken, die Endenergie um 36 %, Strom um 16 %.548   
 
Das aktuelle Leitszenario (Nitsch 2008), kann als Referenzszenario betrachtet werden, dessen 
Strukturverordnungen mindestens umgesetzt werden müssen, wenn die erneuerbaren Ener-
gien ihren Beitrag gemäß den wesentlichen klima- und energiepolitischen Zielen rechtzeitig 
erreichen sollen.549  Das heißt hinsichtlich der Zeitstruktur des Ausbaus der erneuerbaren E-
nergien, stellt das Leitszenario aus Nitsch 2008 die Untergrenze dar.550  Für die einzelnen 
Sektoren ergeben sich folgende Prognosen: Im Wärmebereich zeigt sich eine noch erforderli-
che Wachstumsbeschleunigung der erneuerbaren Energien, die durch das erneuerbare Wär-
megesetz allein nicht erreicht werden dürfte.551 Vor allen Dingen wird im Leitszenario 2008 
der Wärmenutzung aus erneuerbaren Energien stärkeres Gewicht beigemessen und daher 
der verstärkte Ausbau von Solarkollektoren empfohlen – so steigt der Anteil der Solarwärme 
2020 auf 85 PJ/a gegenüber den 58 PJ/a aus dem Leitszenario 2007; dafür ist langfristig ein 
stabiler Ausbau des Kollektormarktes auf mindestens 10 bis 12 Mio. m2/a  erforderlich.552  Im 
Verkehrssektor wird es aufgrund der streng berücksichtigten ökologischen Grenzen der 
nachwachsenden Rohstoffe  zu geringeren Anteilen der erneuerbaren Energien, insbesondere 
des Anteils von Biokraftstoffen der ersten Generation kommen.553 

3.4 Wie sollte der Energiemix in der Zukunft aussehen? 
 
In der Leitstudie 2007 gliedert sich der Umbau der Energieversorgungsstruktur in verschie-
dene Phasen bzw. Teilstücke mit spezifischen Merkmalen und Zeitfenstern.  Dabei entschei-
det der Zeitraum bis 2010, ob die notwendigen Weichenstellungen für einen Erfolg verspre-
chenden Weg in eine nachhaltige Energieversorgung vorgenommen werden.554  In einem 
zweiten Zeitabschnitt – bis 2020 zeigt sich im Leitszenario der BMU Leitstudie 2007, dass 
selbst bei optimalen Rahmenbedingungen für die Entwicklung, der Ausbau und der Optimie-
rung erneuerbarer Energietechnologien, es weiterhin flankierender Maßnahmen aus Umwelt- 
und Energiepolitik bedürfen wird.555  Innerhalb dieses zweiten Zeitabschnitts bis 2020 wird 
sich zeigen, ob die extern stimulierte Ausbaudynamik  zu selbsttragenden Märkten der er-
neuerbaren Energien führen wird – ob diese stabil bleiben werden und ob sich der für den 

                                                 
546  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 7. 
547  Vgl. Ebda., S. 6. 
548  Vgl. Ebda., S. 5. 
549  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 3. 
550  Vgl. Ebda. 
551  Vgl. Ebda. 
552  Vgl. Ebda., S. 9 
553  Vgl. Ebda. 
554  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 3. 
555  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 3. 
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weiteren Ausbau erforderliche Exportmarkt für erneuerbare Energie erfolgreich etabliert 
hat.556 Die Beibehaltung der stabilen Ausbaudynamik der erneuerbaren Energien und die 
Umsetzung dieser Ausbaudynamik in einen selbstragenden Markt, bildet den Grundpfeiler 
für die Entwicklung nach 2020 – denn nur mit ihrem Erfolg kann der Ausbau erneuerbarer 
Energien den folgenden Szenarien nach erfolgreich  verwirklicht werden.557 Die aus der BMU-
Leitstudie 2007 resultierenden Szenarien ab 2020 beruhen auf dem erfolgreichen Abschluss 
dieser ersten Phase. Von der Marktetablierung erneuerbarer Energien und ihrer vollen Wirt-
schaftlichkeit kann dem Leitszenario der BMU Leitstudie 2007 zufolge im Jahr 2020 ausge-
gangen werden.558 Die Ausbaustrategie erneuerbare Energien beruht auf einer effektiven 
Aufgabenteilung von Effizienzstrategie (Effizienzsäule) und erneuerbare Energiestrategie (er-
neuerbare Energien Säule).559  
 
Dabei halten sich beide Strategien in ihren Bedeutungen die Waage: 47 % der zwi-
schen 2005 und 2020 vermiedenen Emissionen sind auf verstärkte Energieeffizienz zu-
rück zu führen und 53 % auf den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien.560  Im Jahr 
2020 ist daher von einer CO2 Emissionsreduktion durch erneuerbare Energien von 
181 Mio. t CO2/a auszugehen.561 
 
Volkswirtschaftlich lohnt sich der Umstieg auf eine stärker technologiebasierte und von (kon-
ventionellen) Energierohstoffen unabhängige Energieversorgung auf längere Sicht.562 Schnel-
le Preisanstiege konventioneller Energieträger können zu einer früheren Wirtschaftlichkeit 
erneuerbarer Energietechnologien führen und damit zu höheren Marktanteilen. Große Teile 
des Effizienzpotenzials lassen sich sogar kostensparend und damit preisdämpfend umsetzen. 
Klimaschutz verlangt nur innerhalb eines begrenzten Zeitraums zusätzliche Aufwendungen, 
danach profitieren die Volkswirtschaften von einem nahezu unbegrenzten umweltfreundli-
chen energietechnologischen Potenzial, was gleichzeitig die Aufhebung eines alten ange-
nommenen Widerspruchs zwischen Ökonomie und Ökologie bedeutet.563 Die dazu notwen-
digen (Kapital-) Vorleistungen sollten noch im jetzigen Zeitfenster erschwinglicher Rohstoff-
preise erbracht werden, um zu vermeiden, dass Volkswirtschaften in ihrer Leistungsfähigkeit 
zu stark gemindert werden und dann Investitionen in innovative Energietechnologien ganz 
oder aber auch im notwendigen Umfang ausbleiben.564  Folglich muss der Wechsel der Ener-
gietechnologien parallel eingeleitet und die Hauptlast der Investitionen und der Energieinfra-
strukturleistungen zu einem Zeitpunkt vermieden werden, wo Energierohstoffe schon nicht 
mehr erschwinglich sind, so dass eine Umstellung des gesamten Energiesystems in kurzer 
Zeit mit hohen Kosten für die Volkswirtschaft die Folge wäre. Und gerade dort, in der Ener-
giepolitik besteht noch großer Handlungsbedarf, soll der Ausbau erneuerbarer Energietech-
nologien fristgerecht erfolgen.565  Ebenfalls muss sich die Wachstumsdynamik jenseits der 
bereits etablierten Technologien ausdehnen, wie z.B. auf Offshore Wind, Geothermie und 
europäischer Stromverbund.566 Dabei fehlt es zurzeit aber noch an wesentlichen Vorausset-
zungen zur zeitgerechten Umsetzung der notwendigen energiepolitischen Maßnahmen – so 
sind die für das Jahr 2020 angestrebten Ziele zwar grundsätzlich erreichbar – jeder weitere 
Zeitverlust führt aber zu einer Schmälerung des Korridors, so dass ab einem gewissen Zeit-

                                                 
556  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 3. 
557  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 3. 
558  Vgl. Ebda. 
559  Vgl. Ebda., S. 4. 
560  Vgl. Ebda., S. 5. 
561  Vgl. Ebda. 
562  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 13; Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 10. 
563  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 13. 
564  Vgl. Ebda. 
565  Vgl. Ebda. 
566  Vgl. Ebda. 
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punkt die energiepolitischen Ziele innerhalb des angestrebten Zeitraums nicht mehr erreich-
bar sein werden.567 

3.5 Welchen Beitrag können die erneuerbaren Energien zum Energiemix der 
Zukunft leisten? 

                    

 
 
 
 
  Unter EEG-Bedingungen, also unter Beibehaltung der seit dem Jahr 2000 angestoßenen 

Wachstumsdynamik, können erneuerbare Energien 2020 einen Anteil von 27,3 % zur 
Bruttostromversorgung leisten.568  

  Möglicher Anteil am Primärenergieverbrauch: 15,7 %.569 
  Anteil erneuerbarer Energie am Primärenergieverbrauch 2030: 25 % 
  Die erneuerbaren Energien erreichen 2050 einen fast 50%igen Anteil am Primärenergie-

verbrauch; anteilsmäßig decken die erneuerbaren Energien den Stromverbrauch zu 
80 %, Wärmeverbrauch zu 48 % und den Kraftstoffverbrauch zu 42 %.570 

  47 % der zwischen 2005 und 2020 zusätzlich vermiedenen 177 Mio. t CO2/a sind auf 
verstärkte Energieeffizienz und 53 % auf den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien zu-
rückzuführen. 

  Dem Leitszenario 2007 entsprechend, wäre der erforderliche Anlagezubau in der Photo-
voltaik in Höhe einer kumulierten Leistung bis 2020 von 10 GWp, dem 6-fachem des 
derzeitigen Wertes, erforderlich.571 

  Unter Beibehaltung von EEG-Bedingungen, also der seit etwa 2000 entstanden Wachs-
tumsdynamik, bis 2020, wird sich der Anteil erneuerbarer Energien an der  Stromerzeu-
gung auf 27,3 % erhöhen und das ursprünglich gesetzte Ziel von „mindestens 20 %“ 
mit großer Wahrscheinlichkeit deutlich übertroffen werden572. Der Anteil der Kraft-

                                                 
567  Vgl. Ebda. 
568  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung,  S. 3,6. 
569  Vgl. Ebda., S. 3,4. 
570  Vgl. Ebda. 
571  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 6. 
572  Vgl. Ebda., S. 3. 
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Wärme-Kopplung (KWK) an der Stromerzeugung liegt im Jahr 2020 bei 19 % (110 
TWh/a). 

 
Leitstudie 2008 (Arbeitspapier 5/2007): Beiträge erneuerbarer Energien im aktualisierten 
Leitszenario 2007 für 2020.573 
 
  Anteil erneuerbarer Energien an der Bruttostromerzeugung: 27,5 %. 
  Anteil erneuerbarer Energien an der Primärenergie: 15,7 %. 
  Anteil erneuerbarer Energien an der Endenergiemenge: 15,1 %. 
  Anteil erneuerbarer Energien an der Gesamtenergie: 18 %. 
  Anteil EEn Endenergie Strom: 31,5 %. 
  Anteil EEn Endenergie Wärme: 15,1 %. 
  Anteil EEn Endenergie Verkehr (Kraftstoffe insgesamt ohne Stromanteil): 12,7 %. 
  Durchschnittlicher Zuwachs erneuerbarer Energien an der Endenergie 2000-2005 betrug 

50 PJ/a.  2006 ist dieser Anteil auf 130 PJ/a angestiegen.  Die Beiträge von Strom und 
Wärme verdoppelten sich nahezu auf 39 PJ/a und 31 PJ/a.  Der Zuwachs bei Kraftstoffen 
stieg mit 62 PJ/a auf das 4,5fache an. 

 
Eine generelle Fortschreibung dieser hohen und hinsichtlich der Kraftstoffe unausgewogenen 
Wachstumsdynamik des Jahres 2006 ist auf Dauer unrealistisch – es würde die Vernachlässi-
gung der Effizienzpotenziale, die einen ähnlichen Ausbau erfahren müssen, bedeuten.574  
Denn es muss zu einer volkswirtschaftlich sinnvollen Energieversorgungsstruktur kommen.575 

3.6 Welche Ordnungspolitischen Maßnahmen müssten getroffen werden? 
 
Die Bewertung der Vorteilhaftigkeit eines Ausbaus erneuerbarer Energietechnologien hängt 
maßgeblich von der Einschätzung über die Verfügbarkeit zukünftiger fossiler Rohstoffe und 
von wirksamen Klimaschutzmaßnahmen ab576.  Nur ein Anstieg der Energiepreise und eine 
wirksame und effektive Klimaschutzpolitik können den notwendigen Antrieb zum effektiven 
Ausbau erneuerbarer Energietechnologien geben.  Ein schneller Preisanstieg bei den Energie-
preisen und rasch umgesetzte Klimaschutzmaßnahmen (wie Emissionshandel) könnten zu 
einer früheren Wirtschaftlichkeit erneuerbarer Energietechnologien führen und damit wie-
derum zu einer Erhöhung ihres Marktanteils beitragen.577 
 
Wichtig für den Bereich Energiepolitik ist, dass energiewirtschaftliche Szenarien in umfassen-
den Entwicklungen über mehrere Jahrzehnte hinweg betrachtet werden müssen – wobei klar 
wird, dass es sowohl für Veränderungen aber auch für Stabilität in diesem Bereich von Be-
deutung ist, dass bestimmte energiepolitische Rahmenbedingungen über mehrere Legisla-
turperioden hinaus abgesichert sind.578 

3.7 Kosten erneuerbarer Energietechnologien – notwendige Degressionen 
 
Kostendegressionen sind bei allen stromerzeugenden erneuerbaren Energietechnologien zu 
verzeichnen, bei der Biomasse ist zusätzlich die Kostenentwicklung der Brennstoffe zu beach-
ten, die eine steigende Tendenz haben wird.579  Für alle Technologien erneuerbaren Energien 
wird längerfristig ein Stromgestehungspreisniveau von 4 bis 6 ct/kWhel angenommen, ledig-

                                                 
573  Alle Werte aus Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 5. 
574  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 5. 
575  Vgl. Ebda. 
576  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 13. 
577  Vgl. Ebda., S. 6. 
578  Vgl. Ebda., S. 10. 
579  Vgl. Ebda., S. 7. 
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lich die Photovoltaik wird in Mitteleuropa noch bei einem Preis um 10 ct/kWhel liegen.580  Der 
Kostenmittelwert erneuerbarer Energietechnologien wird kurzfristig, bis 2010 eine steigende 
Tendenz haben  (der Mittelwert der Kosten neu installierter Anlagen 2005 im Leitszenario 
2006 lag bei ca. 10 ct/kWhel, ohne Potovoltaik 8,1 ct/kWhel) – aufgrund deutlichen Wachs-
tums der Potovoltaikbranche, von Biogasanlagen und der Installation von Offshore Windan-
lagen.581  Bis 2030 ist eine Preissenkung auf 6 ct/kWhel und bis 2050 eine weitere Senkung 
auf 5,4 ct/kWhel zu erwarten.582 Von essentieller Bedeutung ist, dass diese Kostenentwicklung 
langfristig und stabil ist, da sie lediglich von den technologischen Entwicklungen und dem 
dafür notwendigen Kapitalaufwand abhängig ist, nicht aber von verknappenden Ressourcen, 
geopolitischen Interessen und anderem kritischen Entwicklungen.583  Dabei wird der Großteil 
der Kostensenkungen bereits bis 2020 erreicht sein.584 
 
Bei der Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien (ohne KWK-Wärme) liegen Kostenein-
sparpotenziale bei den noch kostenintensiven Kollektoren, wenn größere Anlagen in Kombi-
nation mit Nahwärmenetzwerken und saisonalen Speichern in größerem Umfang Marktzu-
gang erhalten.585  Dabei ergeben sich weitere Kosteneinsparpotenziale bei der Erdwärme, 
insbesondere bei hydrothermischen Anlagen.586 In Bezug auf die energetische Umwandlung 
von Biomasse hingegen, werden technologische Fortschritte weitgehend durch den Preisan-
stieg der Brennstoffmaterialen kompensiert werden, so dass hier nicht mit Kostensparpoten-
zialen gerechnet werden kann.587 Insgesamt ergibt sich daraus ein Preisniveau in der Wärme-
erzeugung aus erneuerbaren Energien zwischen 7 und 9 ct/kWhth.588 
 
Der dem Leitszenario der BMU Leitstudie 2007 zugrunde liegende erneuerbare Energiemix 
wird nach 2025 (2020 ohne Potovoltaikzubau) bereits kostengünstiger als die fossile Strom-
bereitstellung sein.589  Während die Strombereitstellung aus fossilen Energieträgern weiter 
steigen wird, wird durch den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien das Stromkosten-
niveau auf einer Mittelspannungsebene bei ungefähr 7,4 ct/kWhel liegen, mit Tendenz zu 
langfristig weiteren Preissenkungen.590  Die Summe der Differenzkosten erneuerbarer Ener-
gietechnologien wird 2015 einen Maximalwert von 3,8 Mrd. Euro/a erreichen (entsprechend 
einer Umlage von 0,8 ct/kWh), um 2026 die Nulllinie zu erreichen.591 
 

3.8 Ergebnisse und Kommentar 
 
Die Leitszenarios sind keine festen Größen, ihre Hochrechnungen und Preispfade ergeben 
sich aus wirtschaftlichen Daten, so dass diese Szenarios jährlich neu bewertet, bzw. korrigiert 
werden müssen. Dementsprechend haben Wirtschaftsdaten Einfluss auf die mittel- bis lang-
fristigen Zielvorstellungen.  Das bedeutet z. B. auch, dass ein Festhalten an zu konservativen 
Zielwerten eine starke Wachstumsdrosselung bewirken würde – so wird z. B. das Ziel, den 
Anteil erneuerbarer Energien an der Gesamtstromerzeugung auf 20 % zu erhöhen, bereits 
2012-13 erreicht sein.592 Umgekehrt kann auch der Fall einer zu optimistischen Einschätzung 

                                                 
580  Vgl. Ebda., S. 8. 
581  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 7. 
582  Vgl. Ebda. 
583  Vgl. Ebda. 
584  Vgl. Ebda. 
585  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 8, 9. 
586  Vgl. Ebda., S. 9. 
587  Vgl. Ebda. 
588  Vgl. Ebda. 
589  Vgl. Ebda. 
590  Vgl. BMU Leitstudie 2007; Zusammenfassung, S. 9. 
591  Vgl. Ebda., S. 11. 
592  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 2. 
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eintreten, so geschehen beim Stromverbrauch, der trotz zahlreicher Empfehlungen für eine 
effizientere Nutzung, deutlich höher ausgefallen ist, als in allen aktuellen Szenarien ange-
nommen.593  Die vielleicht deutlichsten Unterschiede des Leitszenarios 2007 zum Leitszenario 
2008, ergeben sich aus den Annahmen zur Bruttostromerzeugung und dem Primärenergie-
verbrauch.  So wird im Leitszenario 2008 sowohl von einer leicht höheren Bruttostromerzeu-
gung und einem ebenfalls höherem Primärenergieverbrauch ausgegangen, als im Leitszena-
rio 2007594  Ebenso untersucht das Leitszenario 2008 bereits die Auswirkungen neuer Ziele 
auf den Umbau der Energieversorgung in Deutschland hin.595 
 
Als weitere Bausteine einer neuen Energieinfrastruktur und einer Energiewende, kommen der 
Energieeffizienz und damit der Effizienzstrategie eine maßgebliche Bedeutung für den Ener-
giestrukturwandel in Deutschland zu: nur wenn die technisch-strukturellen Einsparmöglich-
keiten im Effizienzbereich, also das Einsparen von Energie durch Einsatz technischer Mittel 
realisiert werden, kann auf die Kernenergie verzichtet werden, um weiterhin den CO2-
Ausstoß zu mindern.596  
 
Entscheidend ist das Jahr 2020, bis dahin werden Technologien erneuerbare Energien noch 
einer gezielten energiepolitischen Unterstützung bedürfen, aufgrund ihrer allgemein höheren 
Kosten.  Bis dahin müssen die Kosten erneuerbarer Energietechnologien deutlich gesenkt 
werden, damit ihre Anteile an der Gesamtenergieversorgung stetig ansteigen.  Bis 2020 ist 
der entscheidende Zeitraum für Investitionen in den Ausbau erneuerbarer Energien, um die 
notwendige Kosteneffizienz zu erreichen, d.h., dass die Kosten erneuerbarer Energietechno-
logien pro Kilolwattstunde (kWh) unter die konventioneller Energieträger fallen. 
 
Windenergie wird mit Strom aus Kohle oder Erdgaskraftwerken voraussichtlich zwischen 
2015-2020 konkurrenzfähig sein.597  Bei der Biomasse wird sich diese Konkurrenzfähigkeit 
vermutlich erst später einstellen, da parallel damit gerechnet werden muss, dass sich die ein-
gesetzten Biomassebrennstoffe bei steigender Nachfrage verteuern werden.598  Werden diese 
Tendenzen gemittelt, wird Strom aus erneuerbaren Energien etwa im Jahr 2021 insgesamt 
kostengünstiger sein als Strom aus rein fossilen Kraftwerken.599 
 
 
 
 
 

                                                 
593  Vgl. Ebda. 
594  Vgl. Ebda., S. 3. 
595  Vgl. Nitsch 2008 (Arbeitspapier 5/2007), S. 3. 
596  Vgl. Hessischer Rundfunk. Hörfunk: Bildungsprogramm. Redaktion: Dr. Regina Oehler. Sendung: Wissenswert: 

Was ist Energie? (5) Ressourcen. Von Johannes Kaiser.  Sendung vom 23.03.2007 von  8:30-8:45. Interview u.a. 
mit Joachim Nitsch. 

597  Vgl. Ebda. 
598  Vgl. Ebda. 
599  Vgl. Ebda. 
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4 Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltver-
änderungen (WBGU)600: Politikpapier (5):  „Neue Impulse für die Kli-
mapolitik:  Chancen der deutschen Doppelpräsidentschaft nutzen“ 

4.1 Zusammenfassung 
 
Die Leistungsfähigkeit der erneuerbaren Energien ist in der Lage (bzw. hat das Potenzial) die 
globale Energieversorgung zu gewährleisten.601 Dementsprechend ist eine globale Energie-
wende, die den gefährlichen anthropogenen Klimawandel verhindert, technologisch mach-
bar und wirtschaftlich profitabel.602  Um das 2°C Ziel einzuhalten, ist es notwendig, dass die 
globale Energiewende in den nächsten 10-20 Jahren umgesetzt wird und flankiert wird von 
Klimaschutzanstrengungen in anderen Bereichen (z.B. Schutz der Tropenwälder, Aufhalten 
von Bodendegradation etc.).603 Sollte dieses misslingen, könnte der Klimawandel zukünftig 
eine Quelle politischer Krisen und wirtschaftlicher Konflikte um Ressourcenverteilung, Migra-
tion und regionaler Destabilisierung werden.604  
 
Die Orientierung für die Frage nach den Säulen, die eine ökologische Transformation der 
Energiewirtschaft haben sollte, wird das WBGU-Gutachten „Neue Impulse für die Klimapoli-
tik:  Chancen der deutschen Doppelpräsidentschaft nutzen“ als Bezugspunkt gewählt.  Die 
folgende Auswertung beruht auf diesem WBGU-Politikpapier; akzessorische werden ebenfalls 
das Hauptgutachten: „Welt im Wandel – Sicherheitsrisiko Klimawandel“, sowie ferner das 
Hauptgutachten: „Welt im Wandel – Energiewende zur Nachhaltigkeit“ behandelt.605  Der 
WBGU-Bericht606 nimmt dabei die in den internationalen Studien vorgestellten Erkenntnisse 
zum Klimawandel auf und macht sie zum Ausgangspunkt der Studie und der Klima- und 
energiepolitischen Empfehlungen für Deutschland.607  In den darin formulierten so genann-

                                                 
600  Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU), wurde 1992 im 

Vorfeld der Rio-Konferenz 1992 als wissenschaftliches Beratergremium eingerichtet.  Zu seinen Hauptaufgaben 
gehört unter anderem die Analyse globaler Umwelt- und Entwicklungsprobleme und über diese in Gutachten 
im Sinne der Frühwarnung zu berichten und auf neue Problemfelder hinzuweisen.  Ebenso gehört es zu seinen 
Aufgaben Forschungsdefizite aufzuzeigen und neue Impulse für die Wissenschaft zu geben, sowie nationale und 
internationaler Politiken zur Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung zu beobachten und zu evaluieren.  Der 
WBGU ist in seiner Themenwahl der alle zwei Jahre erstellten Hauptgutachten frei.  Die Bundesregierung kann 
den WBGU mit der Erstellung von Sondergutachten und Stellungnahmen beauftragen. 

601  WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
602  WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
603  WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
604  WBGU Politikpapier 5, S. 7; siehe WBGU Hauptgutachten: Welt im Wandel. Sicherheitsrisiko Klimawandel. 

Mai 2007 
605  Das erstgenannte Hauptgutachten bezieht sich auf die internationale Sicherheitsdimension des Klimawandels: 

Ebenso wie das der Analyse zugrunde liegende Politikpapier, behandelt und betont das Hauptgutachten die 
Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit und partnerschaftlichen Beziehungen insbesondere mit den 
Schwellen- und Entwicklungsländern in Bezug auf deren Recht zur Entwicklung und wie dieses umgesetzt 
werden kann, ohne in kohlenstoffintensive Pfadabhängigkeiten zu geraten.  Im Gutachten „Welt im Wandel - 
Energiewende zur Nachhaltigkeit“ wurde ein exemplarischer Pfad zur Ausgestaltung der globalen Energie-
wende zur Nachhaltigkeit entwickelt, der sich über den Klimaschutz hinaus an sozioökonomischen und öko-
logischen Leitplanken orientiert – die dort entwickelte Vision einer globalen nachhaltigen Energieversorgung 
ist nach wie vor aktuell und bildet den Bezugsrahmen des Politikpapiers 5: Neue Impulse für die Klimapolitik: 
Chancen der deutschen Doppelpräsidentschaft.  Das Politikpapier, entworfen, um die Nutzung der Chancen ei-
ner effektiven Gestaltung der Klimapolitik unter deutschem G8+5 Vorsitz darzustellen, behandelt als Kernthe-
se und essentielle Notwendigkeit, um den Dreh- und Angelpunkt des Klimaschutzes, die globale Energie-
wende zu erreichen, den verstärkten Ausbau der erneuerbaren Energien und die Erhöhung der Energieeffi-
zienz sowohl in Nutzung als auch in Erzeugung.  

606  Welt im Wandel: Energiewende zur Nachhaltigkeit, 2003 WBGU, Berlin 
607  Die Beweislage, dass der Mensch für den derzeitigen Klimawandel verantwortlich ist, ist erdrükend  

Unter Klimawissenschaftlern ist unbestritten, dass sich die Kohlendioxidkonzentration durch die Einwirkung   
des Menschen um ein Drittel von 280 ppm CO2 auf 380 ppm CO2 erhöht hat.   
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ten Leitplanken einer nachhaltigen Energiepolitik ist dieses Gutachten eins der umfassends-
ten und aktuellsten Analysen hinsichtlich der Energiewirtschaft, bezogen sowohl auf die 
deutsche als auch auf die internationale Situation, der hier aufgrund des Umfangs nur ver-
kürzt, bezogen auf die Thematik dargestellt werden kann.  Die Hauptbezüge des Gutachtens 
Vorschläge für den G8-Gipfel in Heiligendamm und für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 
werden hier ausgeklammert und nur kurz in Bezug auf die Meseberg-Eckpunkte weiter unten 
besprochen. 
 
Hinsichtlich des Ausbaus erneuerbarer Energien werden anspruchsvolle Innovationsziele und 
konkrete Maßnahmen zur ihrer Umsetzung innerhalb der EU gefordert, ebenso wird die Ab-
kehr von der Subventionspolitik konventioneller Energieträger gefordert.608  Dafür schlägt der 
WBGU die Fortschreibung bestehender Ziele vor: Erhöhung des Anteils erneuerbarer Ener-
gien an der Stromerzeugung bis 2020 auf 40 % und den Anteil erneuerbarer Energien an der 
Primärenergie auf 25 % verbindlich festzuschreiben, um sektorspezifische Ziele zu ergän-
zen.609  Für den Ausbau erneuerbarer Energien ist ebenso die Umsteuerung von Energiesub-
ventionen von Bedeutung.  Schätzungen der Europäischen Umweltbehörde (EEA) zufolge 
werden zwei Drittel europäischer Energiesubventionen in der EU-15 (ungefähr 22 Mrd. Euro) 
für die Produktion fossiler Brennstoffe bereitgestellt.610  Dagegen  werden erneuerbare Ener-
gien lediglich mit einem Sechstel der EU-Energiesubventionen begünstigt.611  Dem WBGU 
zufolge ist diese Ausrichtung der Subventionen mit einer an Nachhaltigkeit orientierten E-
nergiepolitik nicht vereinbar.612  Diesen Missstand gilt es zu korrigieren: so sollten die Sub-
ventionen sowohl für fossile Brennstoffe als auch die Kernenergie sukzessive abgebaut wer-
den.613  Dazu müssen deutlich entschiedener verbindlich Ausstiegspläne vorangebracht wer-
den.614 
 
Um eine Abschwächung des Klimawandels zu erreichen sind neben nationalen Zielen auch 
internationale Zielsetzungen einmal zur Minderung der Treibhausgasemissionen und zur An-
passung an den Klimawandel erforderlich, wobei auf der Internationalen Ebene die Signale 
durchaus auf Umdenken gestellt zu sein scheinen: große Schwellenländer (wie China) erken-
nen, dass Klimaschäden  überproportional in ihren Breiten auftreten werden.615  Dement-
sprechend waren die Erwartungen an den Klimagipfel hoch, besonders auch, da Deutsch-
land sich zur Vorreiterrolle in der Klimapolitik bekannt hat.616  Dieser Rolle gemäß waren die 
Erwartungen des WBGU mit Hinblick auf den G8-Gipfel in Heiligendamm nicht geringer als 
der internationalen Klimapolitik eine neue Dynamik zu verleihen.617 Auf der Grundlage des 
Gleneagles Dialogs sollte die internationale Klimapolitik in Heiligendamm entscheidend vo-

                                                                                                                                                         
Die Annahme, dass Kohlendioxid ein Treibhausgas ist, dessen Akkumulation in der Atmosphäre zur Erwär-
mung der Erde führ, ist unbestritten. Es hat in den letzten 100 Jahren eine Durchschnittstemperaturerhöhung 
von 0,8°C gegeben. 
Eine Alternative wissenschaftliche Erklärung zu den beobachteten Phänomenen gibt es nicht. 
Die Auswirkungen des Klimawandels sind global bemerkbar und nachweisbar. 
Ein ungebremster Klimawandel zöge gravierende Folgen nach sich: nicht nur würde sich der Alltag vieler 
Menschen in Industrie- und Entwicklungsländern erheblich ändern, der Klimawandel würde auch zur Desta-
bilisierung von Gesellschaften beitragen, internationale Sicherheitsprobleme heraufbeschwören und Migrati-
onsströme auslösen, sowie die Weltwirtschaft massiv beeinträchtigen. 

608  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 16. 
609  Vgl. Ebda. 
610  Vgl. Ebda. S. 18. 
611  Vgl. Ebda. 
612  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 16. 
613  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 16. 
614  Vgl. Ebda. 
615  Vgl. Ebda. 
616  Vgl. Ebda. 
617  Vgl. Ebda. 
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rangebracht werden.618 Der WBGU schlägt die Konkretisierung des Gleneagles-
Aktionsprogramms, in dem bereits auf die Bedeutung technologischer Innovationen und die 
erhebliche Steigerung von Investitionen für klimafreundliche Energiesysteme hervorgehoben 
wird, durch einen „Innovationspaket zur Dekarbonisierung“, als G8+5 Pakt vor, der allen in-
teressierten Staaten offen steht.619  Der WBGU hebt in diesem Zusammenhang die essentielle 
Bedeutung des Aufbaus emissionsarmer Energiesysteme über Technologiekooperationen her-
vor und betont die Notwendigkeit eines erleichterten Zugangs zu modernen Energietechno-
logien für Schwellen- und Entwicklungsländer, um die Klimaziele zu erreichen.  Denn ohne 
den erleichterten Zugang zu modernen Energietechnologien, wird es in Schwellen- und 
Entwicklungsländern wahrscheinlich nicht zur Herausbildung nachhaltiger Energiesysteme 
kommen, sondern eher zu schwer umkehrbaren Pfadabhängigkeiten.620  
 
Um die internationalen Klimaziele zu erreichen, hält der WBGU die inhaltlich konkrete Aus-
gestaltung der Klimarahmenkonvention (UNFCCC) für notwendig.  Daher sollten die globa-
len Emissionen in den nächsten 10 Jahren zunächst stabilisiert und dann gesenkt werden.621  
Zur Erreichung des Ziels der Klimarahmenkonvention sind sowohl ein Technologiewandel 
wie auch ein Bewusstseinswandel notwendig.622  Um diesen umzusetzen, schlägt der WBGU 
vor, muss sich international auf die 2°C-Leitplanke geeinigt werden (Quantifizierung des in 
Art. 2 der UNFCCC festgeschriebenen Ziels) – das entspricht dem Temperaturanstieg, der bei 
einer Stabilisierung der Treibhausgasemissionen bei 450 ppm CO2-Äq zu erwarten ist und 
bietet nach heutigem Wissenstand eine realistische Chance, dass das 2°C Ziel erreicht wer-
den kann.623  Dazu ist weiterhin die Halbierung der globalen Treibhausgasemissionen bis 
2050 (im Vergleich zum Basisjahr 1990) notwendig.624  Der WBGU erachtet es derzeit jedoch 
als unwahrscheinlich, dass eine Quantifizierung des Art. 2 der UNFCCC auf die 2°C-
Leitplanke derzeit international durchsetzbar ist – demzufolge aber sollten sich wenigstens 
die G8 auf dieses Ziel einigen.625 
 
Die Ergebnisse des G8-Gipfels waren dann jedoch ernüchternd.  Es fehlten insgesamt konkre-
te Zusagen weitere Dialoge zu führen.  Ein weitergehender Zeitplan für die Aufstockung von 
Entwicklungshilfe wurde nicht verabschiedet. Ebenso wurden konkrete Ziele zur Reduktion 
der Treibhausgasemissionen nicht vereinbart.  Die G8 verpflichte sich lediglich zu Maßnah-
men, die eine Halbierung der Emissionen bis 2050 vorsehen, „ernsthaft zu prüfen“.  Diese 
Einigungsformel wird hingegen von Klimaexperten als vage und zu unverbindlich bezeich-
net. Die G8 jedoch bekräftigen noch einmal ihre Sichtweise, dass die fossilen Energieträger in 
den nächsten 15 Jahren, weiterhin die wichtigste Energiequelle bleiben werden. Zusätzlich 
bestätigten alle Staaten mit Ausnahme Deutschlands, das beim Thema Kernenergie eine ein-
deutige Beschlusslage für einen Ausstieg hat, diese weiterhin als wichtigen Bestandteil einer 
sicheren und klimafreundlichen Energiepolitik.  Ebenso haben sich wichtige Schwellenländer 
wie China nicht auf feste Zusagen zur Reduzierung von Treibhausgasen eingelassen. 
 

                                                 
618  Vgl. Ebda. 
619  Vgl. Ebda. 
620  Vgl. ebda., S. 15. 
621  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 11. 
622  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 11. 
623  Um das 2°C Ziel einzuhalten, ist es notwendig, dass die globale Energiewende in den nächsten 10-20 Jahren 

umgesetzt wird und flankiert wird von Klimaschutzanstrengungen in anderen Bereichen (z.B. Schutz der Tro-
penwälder, Aufhalten von Bodendegradation etc.).623 Sollte dieses Misslingen, könnte der Klimawandel zukünf-
tig eine Quelle politischer Krisen und wirtschaftlicher Konflikte um Ressourcenverteilung, Migration und regi-
onaler Destabilisierung werden.  Vgl.  WGBU Politikpapier 5, S. 7, 11. Siehe WBGU Hauptgutachten: Welt im 
Wandel. Sicherheitsrisiko Klimawandel. Mai 2007. Zum 2°C-Ziel: erstmals definiert und festgesetzt im WBGU-
Jahresgutachten 1995, weiterentwickelt im WBGU-Sondergutachten 2006, WBGU-Jahresgutachten 2008. 
Daraus leiten sich Emissionszenarien ab, dazu: IPCC, 2007, WG III, Tabelle 3.5, 13.7. 

624  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 11. 
625  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 11. 
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Ein weiteres Kernelement der Gespräche betraf den Ausbau des Schutzes geistigen Eigen-
tums (intellectual property rights: IPRs).  Die G8 Staaten fordern einen verstärkten Schutz 
geistigen Eigentums – Ländern in Asien und Afrika sollen technische Hilfsmittel zur Verfü-
gung gestellt werden, so dass sie den Handel mit Nachahmerprodukten besser bekämpfen 
können. Ziel ist die Vernetzung der Zoll- und Strafverfolgungsbehörden zum Aufbau eines 
internationalen elektronischen Zoll-Informationssystems.  Gerade aber der starke Schutz geis-
tigen Eigentums wirkt sich Diffusionshemmend auf erneuerbare Energietechnologien und 
damit auf die Möglichkeiten zur Minderung des Klimawandels in Schwellen- und Entwick-
lungsländern aus.   
 
Immerhin aber hat die Kanzlerin die USA dem G8 Mainstream angenähert und die Unter-
stützung der USA bei der Einigung, dass zukünftige Klimaverhandlungen unter dem Dach 
der Vereinten Nationen gebündelt werden sollen, gesichert. Ein weiterer vielleicht symbol-
trächtiger Erfolg ist, dass die G8 durch die präzedenzielle Einbindung der Schwellenländer 
ein Signal dafür gesetzt haben, dass die G8 alleine die globalen Probleme nicht mehr lösen 
können.  Andererseits und insgesamt aber ist der Gipfel angesichts der Erwartungen und der 
im Politikpapier des WBGU dargestellten Chancen und Möglichkeiten in der inhaltlichen 
Ausgestaltung über symbolträchtige Rhetorik und allgemeine Absichtserklärungen hinaus 
weit zurückgeblieben – die Kluft zwischen Notwendigem und Möglichem hätte kaum größer 
sein können. 
 
Der WBGU stellt dabei fest, dass die konkreten Maßnahmen, insbesondere auch auf der nati-
onalen Ebene der internationalen Zielsetzung nicht gerecht werden.626  Um hingegen dem 
Klimawandel effektiv entgegenzuwirken sind dringend Maßnahmen gefordert, die in ihrer 
Dringlichkeit aber zurzeit die eher von Langwierigkeit ausgezeichnete und schleppende Dy-
namik internationaler Klimaverhandlungen – die dem WBGU zufolge neue Impulse braucht, 
um die Klimarahmenkonvention zu erreichen –  überfordern.627 

4.2 Wie schnell müssen die CO2-Emissionen gesenkt werden? 
 
Der WBGU hält eine Temperaturerhöhung von 2°C gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
als Leitplanke für den gerade noch tolerierbaren Klimawandel fest; inzwischen ist dies auch 
die offizielle Politik Deutschlands und der EU.628  Eine Erwärmung der durchschnittlichen glo-
balen Oberflächentemperatur und darüber hinaus, würde dem WBGU zufolge Klimaschäden 
außerhalb des tolerablen Maßes nach sich ziehen.629  Um eine realistische Umsetzung der 
2°C-Leitplanke zu erreichen, müssten die Treibhausgaskonzentrationen dauerhaft unter 450 
ppm CO2-Äq stabilisiert werden.630  Das ebenfalls, wie im Stern Report z.B. diskutierte Ziel 
einer Treibhausgasstabilisierung bei 550 ppm CO2-Äq würde zu einer globalen Erwärmung 
um 3°C führen – eine Erwärmung die nach WBGU Maßgaben außerhalb des erträglichen 
Bereiches läge und eine Vernachlässigung der Verpflichtung zur Vermeidung eines „gefährli-
chen Klimawandels“ nach UNFCCC Prämissen bedeuten würde.631 Weiterhin ist zur Einhal-
tung des 2°C Ziels als Zwischenziel bis 2050 die Senkung der globalen Treibhausgasemission 
um ca. 50 % gegenüber dem Niveau von 1990 notwendig.632 
 
Seit 1990 sind die globalen Treibhausgasemissionen um mehr als 20 % gestiegen – dieser 
Trend muss möglichst innerhalb der nächsten 10 Jahre umgekehrt werden.633 Da sich die 

                                                 
626  Vgl. WGBU Politikpapier 5, S. 5. 
627  Vgl. Ebda., S. 5, 11. 
628  WBGU Politikpapier 5, S. 4. 
629  WBGU Politikpapier 5, S. 4. 
630  WBGU Politikpapier 5, S. 4. 
631  WBGU Politikpapier 5, S. 5. 
632  WBGU Politikpapier 5, S. 5. 
633  WBGU Politikpapier 5, S. 5. 
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Treibhausgase in der Atmosphäre anreichern, führt jede Verzögerung in ihrer Reduktion da-
zu, dass immer höhere Reduktionsraten erforderlich werden, um das angestrebte Stabilisie-
rungsniveau doch noch zu erreichen – so kann eine Verzögerung der Trendwende um nur 
10 Jahre eine Verdoppelung der späteren Reduktionsrate bedingen.634 Weitere Verzögerun-
gen können dazu führen, dass schließlich das angestrebte Stabilisierungsniveau überhaupt 
nicht mehr erreicht werden kann; ebenso birgt spätes Handeln das Risiko, Pfadabhängigkei-
ten zugunsten CO2-intensiver Technologien zu erzeugen oder auch zu verstärken.635  Da die 
Entwicklung emissionsarmer Systeme langwierig ist und durch spätes Handeln verschleppt 
wird, so dass emissionsarme Technologien nicht rechtzeitig zur Verfügung stehen –
verringern sich folglich die Kosten der Emissionsreduktion, je früher Innovations- und Lern-
prozesse angestoßen und die politischen Weichen gestellt werden.636  

4.3 Kosten und Schäden verursacht durch den Klimawandel 
 
Die Kosten für eine Treibhausgasstabilisierung im angestrebten Bereich von 450 ppm CO2 
belaufen sich Schätzungen zufolge auf unter 1,5 % des globalen Bruttoinlandsprodukts.637  
Um diesen Kostenbereich zu erreichen muss davon ausgegangen werden können, dass strin-
gente Klimapolitiken  technologische Entwicklungen anstoßen und dass über die Energie-
wende hinaus nachhaltige Emissionsreduktionen erzielt werden (insbesondere im Bereich der 
Forstwirtschaft und Landnutzungsveränderungen ebenso wie aus anderen Quellen langlebi-
ger Treibhausgase).638 Im Ergebnis wird von Schätzungen zu Klimapolitik und ihren Kosten 
davon ausgegangen, dass die 2°C-Leitplanke demnach auch volkswirtschaftlich lohnend 
ist.639  
 
Im Vergleich dazu belaufen sich die Kosten für einen ungebremsten Klimawandel auf Grund-
lage des Stern Berichts (2006) dauerhaft auf mindestens 5 % des globalen Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) jährlich.640  Diese Kosten könnten sogar noch weiter auf bis zu 20 % des jährli-
chen globalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) steigen, wenn Schäden durch extreme und ab-
rupte Naturereignisse, Schäden an marktmäßig nicht berücksichtigten Gütern (wie gesund-
heitliche Schäden, Verlust der Artenvielfalt), stärkere Rückkoppelungseffekte und die verhält-
nismäßig hohen Wohlstandsverluste in armen Ländern stärker gewichtet werden.641   Der 
Stern Report bezieht aufgrund der hohen Unsicherheiten bewusst plausible aber extreme 
Szenarien in seine Analyse mit ein – dementsprechend liegen die Zahlen und Ergebnisse des 
Stern Reports am oberen Ende bisher veröffentlichter Schätzungen.642   
 
Bei einer aktiven Klimapolitik können die durch die Klimaveränderungen verursachten Schä-
den und Kosten zum größten Teil vermieden werden – darin besteht ein ganz wesentlicher 
Nutzen einer aktiven Klimapolitik.643  

4.4 Handlungsnotwendigkeiten auf internationaler Ebene 
 
Auf internationaler Ebene ist bereits ein Konsens über die Notwendigkeit zum Gegensteuern 
gegen den vom Menschen verursachten Klimawandel vorhanden – Der WBGU bekräftigt 
dazu seinen Vorschlag, das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) in den Rang 
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einer UN-Sonderorganisation zu heben und damit dessen Rolle zu stärken.644  Weiterhin setzt 
der WBGU sich dafür ein, einen hochrangigen Rat für Globale Umwelt und Entwicklung in-
nerhalb des UN-Systems anzusiedeln.645 Dem WBGU zufolge kann dauerhaft und langfristig 
nur ein international akzeptiertes Vertragswerk die Einhaltung der Klimaschutzziele garantie-
ren.646  Der WBGU fordert daher zur nachdrücklichen Weiterentwicklung der Klimarahmen-
konvention und des Kioto-Protokolls auf.647 Der Klimawandel ist ein globales Problem, das 
nur unter Beteiligung aller Staaten gelöst werden kann – langfristig bedarf es daher ein inter-
nationales Vertragswerk, das von allen Beteiligten als gerecht empfunden wird und das nach 
dem Prinzip der gemeinsamen aber unterschiedlichen Verantwortung ausgerichtet ist.648  

 
Die konkreten Maßnahmen, insbesondere auch auf nationaler Ebene hingegen hinken dem 
weit hinterher.649  
 
Um dem Klimawandel effektiv entgegen zu wirken sind dringend Maßnahmen gefordert. Die 
ist dringlich überfordert aber eher von Langwierigkeit ausgezeichnete, schleppende Dynamik 
internationaler Klimaverhandlungen – die dem WBGU zufolge neue Impulse braucht, um die 
Klimarahmenkonvention zu erreichen. 650 So stehen z. B. den Entwicklungsländern meistens 
keine Finanzmittel zur Bekämpfung des Klimawandels zur Verfügung – dementsprechend 
sollten die Industrieländer über die bereits bestehenden Finanzierungsstrukturen wie dem 
GEF (Global Environmental Facility) und der GEERER der EU sowie über den Schuldenerlass 
Hilfestellung geben.651 Der Privatsektor sollte ebenfalls über Private-Public-Partnerships (PPPs) 
und Einbindung in die Arbeit multilateraler Entwicklungsbanken einbezogen werden.652 Der 
Ausbau von Mikrokreditstrukturen könnte lokale Akteure ebenfalls beim Auf- und Ausbau von 
Energieeffizienz unterstützen.653  Anpassung an den Klimawandel und Entwicklungszusam-
menarbeit sind oft in sich überschneidenden Arbeitsfelder tätig.  Wirtschaftliche Entwicklung 
und der Aufbau von Informations- und Kommunikationsstrukturen erlaubt eine bessere An-
passung an den Klimawandel – dementsprechend sind Projekte, die die wirtschaftliche Ent-
wicklung fördern, gleichzeitig Maßnahmen zur Förderung der Anpassung an den Klimawan-
del.  
 
Der WBGU ruft daher die politisch und wirtschaftlich handlungsfähigsten Staaten auf, Im-
pulsgeber und Motor einer neuen Dynamik in der Klimarahmenkonvention zu werden und 
ebenso wie bei der dringend erforderlichen Energiewende eine Vorbildrolle einzunehmen.654 
Dabei  hält der WBGU die globale Zuteilung gleicher Pro-Kopf-Emissionsrechte als ein Ziel, 
das langfristig – ab 2050 umsetzbar –  anzustreben ist, für eine zentrale Handlungsnotwen-
digkeit auf internationaler Ebene.655 

 
Um die Klimarahmenkonvention (UNFCCC) erfolgreich umzusetzen und weiter zu entwi-
ckeln sieht der WBGU Empfehlungen vor, die notwendig sind, um einen umfassenden Erfolg 
beim Klimaschutz zu erzielen, die aber zurzeit noch schwer umsetzbar sind.  So empfiehlt der 

                                                 
644  Vgl. WBGU Hauptgutachten (Zusammenfassung für Entscheidungsträger): Welt im Wandel Sicherheitsrisiko 

Klimawandel. Berlin, 2007, S. 8. 
645  Vgl. WBGU Hauptgutachten (Zusammenfassung für Entscheidungsträger): Welt im Wandel Sicherheitsrisiko 

Klimawandel. Berlin, 2007, S. 8. 
646  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
647  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
648  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 11. 
649  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 5. 
650  Vgl. WGBU Politikpapier 5, S. 5, 11. 
651  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
652  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
653  Vgl. WGBU Politikpapier 5, S. 10. 
654  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
655  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 11. 



 
 
 

 

   FVEE   Argumente 2009   

   69 

WBGU die 2°C-Grenze international verbindlich zu machen, die Emissionsreduktionsziele für 
die Industrieländer ehrgeiziger zu gestalten, differenzierte bzw. flexiblere Verpflichtungen für 
die Schwellenländer zu vereinbaren und schließlich die Finanzierung von Anpassungsmaß-
nahmen zu sichern.656 
 
Aus ihrer historischen Verantwortung, der hohen Pro-Kopf-Emissionen und angesichts ihrer 
technologischen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ergibt sich dem WBGU zufolge für 
die Industrieländer eine Verpflichtung zu hohen Emissionsreduktionen (in der Größenord-
nung von 30 % effektiver Treibhausgasemissionsreduktion bis 2020 gegenüber 1990).657 Im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit sollten Pfadabhängigkeiten von konventionellen 
Energieträgern und deren Infrastruktur vermieden werden und anstelle der nachhaltigen 
Entwicklung von Energiesystemen zur Überwindung von Energiearmut, Vorrang eingeräumt 
werden.658  Dabei muss der Klimaschutz als sektorübergreifendes Thema bereits bei der For-
mulierung von Armutsbekämpfungsstrategien verankert werden.659  

4.5 Maßnahmen, um die Klimaziele für Deutschland und die EU (im Rahmen 
der EU-Präsidentschaft) zu erreichen 

 
Je mehr Möglichkeiten zur Anerkennung flexibler Mechanismen und Ziele existieren oder 
geschaffen werden, desto höher müssen die Reduktionsziele ausfallen – der WBGU erachtet 
daher ein Reduktionsziel von 40 % für Deutschland als angemessen.660  
 
Eckpunkte einer ambitionierten Klimapolitik wie sie vom WBGU für Deutschland im Rahmen 
der EU Präsidentschaft vorgeschlagen werden, umfassen als Kernelemente eine enorme Stei-
gerung der Energieeffizienz, den verstärkten Ausbau erneuerbarer Energien, sowie auf inter-
nationaler Ebene eine intensivere Zusammenarbeit im Bereich Energie, die sich auch speziell 
mit den Bedürfnissen von Schwellen- und Entwicklungsländern auseinandersetzt. Für die 
Umsetzung des Aktionsplans für Energieeffizienz, das ein Einsparpotenzial von 20 % bis 2020 
veranschlagt, werden zur Umsetzung dieser Effizienzrevolution konsequentere Vorschriften 
bezüglich der beschleunigten Altbausanierung gefordert.661 Diese soll sich durch ambitionier-
te nationale Zielforderungen, bindende europäische Standards und die konsequente Umset-
zung bestehender Regelungen, auszeichnen.  So wird als Teil der Effizienzstrategie z.B. die 
Revision der Gebäuderichtlinie (2002/91/EG), mit dem Ziel der Orientierung an den Passiv-
hausstandard (15kWh pro m2 und Jahr), gefordert. 
 
Ferner wird für neue Personenkraftwaren eine über die freiwillige Selbstverpflichtung der 
Automobilindustrie hinausgehende bindende europäische Regelung zu weitergehenden E-
missionsreduktionen gefordert – vorgesehen ist hierfür die schrittweise Reduktion von Koh-
lendioxid auf 120g CO2 pro km bis 2012, 100g CO2 pro km bis 2015 und 80g CO2 pro km 
bis 2020).662 Für den Ausbau erneuerbarer Energien werden anspruchsvolle Innovationsziele 
und konkrete Maßnahmen zur ihrer Umsetzung innerhalb der EU gefordert.663  Der WBGU 
schlägt die Fortschreibung bestehender Ziele vor: Erhöhung des Anteils erneuerbarer Ener-
gien an der Stromerzeugung bis 2020 auf 40 %  und den Anteil erneuerbarer Energien and 
der Primärenergie auf 25 % verbindlich festzuschreiben, um sektorspezifische Ziele zu ergän-
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zen.664  Dabei darf dieser Ausbau nicht zur Last anderer Dimensionen (z.B. Bioenergie und 
Wasserkraft) gehen.665 Dabei ist einer der wichtigen Voraussetzungen für den Ausbau erneu-
erbarer Energien die Fertigstellung des EU-Binnenmarktes für Strom und Gas, verbunden mit 
leistungsfähigen transeuropäischen Netzen.666 Für den Ausbau erneuerbarer Energien ist e-
benso die Umsteuerung von Energiesubventionen von Bedeutung.  Schätzungen der Europä-
ischen Umweltbehörde (EEA) zufolge werden zwei Drittel europäischer Energiesubventionen 
in der EU-15 (ungefähr 22 Mrd. Euro) für die Produktion fossiler Brennstoffe bereitgestellt.667  
Dagegen  werden erneuerbare Energien lediglich mit einem sechstel der EU-
Energiesubventionen begünstigt.668  Dem WBGU zufolge ist diese Ausrichtung der Subventi-
onen mit einer an Nachhaltigkeit orientierten Energiepolitik nicht vereinbar.669  Diesen Miss-
stand gilt es zu korrigieren: so sollte die Subventionen sowohl für fossile Brennstoffe als auch 
die Kernenergie sukzessive abgebaut werden.670  Dazu müssen deutlich entschiedener ver-
bindlich Ausstiegspläne vorangebracht werden.671 
 
Auf europäischer Ebene wird der Ausbau eines effektiven und effizienten Emissionshandels-
systems vorgeschlagen, was bedeutet, dass das bestehende europäische Emissionshandels-
system (ETS) weiterentwickelt und verbessert werden muss.672 Ferner wird die Einbeziehung 
des Luftverkehrs vorgeschlagen, um eine Emissionsrechtsknappheit zu induzieren.673   Die EU 
sollte die Option der Versteigerung in wesentlich höherem Maße als bisher (max. 10 % der 
Emissionsberechtigungen) erlauben und in Zukunft eine Untergrenze der zu versteigernden 
Emissionen festlegen.674 Langfristig soll sich ein regional übergreifendes kompatibles Emissi-
onshandelssystem herausbilden – dafür gilt es die notwendigen Voraussetzungen zu prü-
fen.675  
 
Die Wende zum nachhaltigen Konsum muss von der breiten Öffentlichkeit getragen werden, 
dementsprechend wird der Vorbildcharakter des öffentlichen Sektors in diesem Zusammen-
hang besonders unterstrichen – dies geschieht wesentlich leichter, wenn die Wende zum 
nachhaltigen Konsum von den Initiatoren getragen und gelebt wird.676   Die EU-Staaten soll-
ten zur Nachfragesteigerung emissionsarmer Produkte und energiesparender Verfahren sel-
bige bei der öffentlichen Beschaffung, bei Bauaufträgen und bei der Gebäudenutzung be-
vorzugt in die Planung einbeziehen.677 Der wirtschaftliche Entscheidungsmaßstab sollte die 
Gesamtkosten nur noch im Sinne von „Lebenszykluskosten“ und nicht die Einkaufspreise 
berücksichtigen.678  
 
Die Betonung des Vorbildcharakters des öffentlichen Sektors soll die Umsetzung des Aktions-
programms nachhaltiger Konsum unterstützen und glaubwürdig machen.  Gegenstand die-
ses Aktionsprogramms ist die  Einbeziehung des privaten Konsums und Verkehrs in Klima-
schutzmaßnahmen.679  Die  Umsetzung des auf dem Johannisburg Gipfel beschlossene und 
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2003 in Marrakesh präzisierte zehnjährige Aktionsprogramm „Nachhaltiger Konsum“ fordert 
zu global nachhaltigen Produkten und Konsummustern auf.680  Das Prinzip der gemeinsamen 
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten fordert die Industrieländer auf, die Führungsrolle 
bei der Herausbildung nachhaltiger Konsummuster zu übernehmen.681  Wichtig sind hierfür 
sind einheitliche Standards und  Regelungen, dementsprechend soll auch eine Harmonisie-
rung der zahlreichen Produktlabels und Kennzeichnungen innerhalb der EU sollten ange-
strebt werden.682  
 
Auf der internationalen Ebene wird die Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit im 
Bereich Energie gefordert, dabei sollte die EU ihre Kompetenzen nutzen, um den Ausbau 
erneuerbarer Energien weltweit zu fördern – dies sollte sich auch in der bilateralen Zusam-
menarbeit zwischen Schwellen- und Entwicklungsländern und internationalen Finanzinstitu-
tionen widerspiegeln, in dem Akzente auf den Ausbau erneuerbarer Energien und Steigerung 
der Energieeffizienz gesetzt werden.683 Als Signal and die Schwellen- und Entwicklungsländer, 
sollte der GEERF, der europäische Energiefonds aufgestockt werden.684 Ebenso wird eine stär-
kere Rolle für Anpassung im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit: gefordert, wobei 
spezifische Projekte und Strategien zur Anpassung mittels verbindlicher Zusagen der Indust-
rieländer finanziert werden sollten.685  Als eine weitere Maßnahme wird die Verbindung der 
Poverty Reduction Strategy Papers (zur Erreichung der Milleniumsziele) mit Anpassungsmaß-
nahmen – Verknüpfung von Armutsbekämpfung und Anpassung an den Klimawandel, vor-
geschlagen.686  Auch hier könnte die EU Vorreiter sein und ihren Einfluss in den für die Anpas-
sung wichtigen multilateralen Organisationen wie Weltbank, regionalen Entwicklungsbanken 
und UN Organisationen geltend machen um diesem Thema ein Forum zu geben und es auf 
die Agenda zu setzten.687  

4.6 Die Rolle der Schwellen- und Entwicklungsländer im internationalen Kli-
madialog 

 
Zur Einbindung der Entwicklungs- und Schwellenländer in den Klimaschutz empfiehlt der 
WBGU eine flexible Zielgestaltung über z.B. sektorale Zielvorgaben oder no-lose-targets vor-
stellbar, die erst ab einer Überschreitung bestimmter Grenzwerte, wie z. B. des Pro-Kopf Ein-
kommens in verpflichtende sektorübergreifende Ziele umgewandelt werden.688  Weiterhin ist 
eine Differenzierung innerhalb der Gruppe der Schwellen- und Entwicklungsländer notwen-
dig.689  So sollten Schwellenländer mit bereits hohen und weiter ansteigenden Gesamtemis-
sionen bereits schneller bzw. vorrangig in ein verbindliches System eingebunden werden.690  
Insbesondere Indien und China, die in der Weltwirtschaft und internationaler Politik bereits 
eine bedeutende Rolle haben, sollten diese auch auf den Klimaschutz erstrecken und eine 
Vorreiterrolle für die Entwicklungsländer einnehmen womit sie dem Prinzip der gemeinsa-
men aber unterschiedlichen Verantwortung zum Klimaschutz beitragen würden.691 Dement-
sprechend sollten sich alle Schwellen- und Entwicklungsländer mittelfristig auf flexible und 
langfristig zu festen Zielsetzungen verpflichten.692  Dabei bildet die Vermeidung von Emissio-
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nen aus Landnutzungsveränderungen, besonders durch Entwaldung einen wichtigen Wir-
kungsbereich für den Klimaschutz in Entwicklungsländern.693  Neben der Verantwortung, die 
Schwellen- und Entwicklungsländer im Klimaschutz zukünftig übernehmen sollen, ist die 
Anpassung dieser Länder, die zuerst und am schwersten von den Auswirkungen des Klima-
wandels betroffen sein werden, im Vordergrund. 
 
Der WBGU hebt die Anpassung an den Klimawandel insbesondere für die besonders betrof-
fenen und ärmsten Länder hervor – dazu reichen die vorhandenen Mittel zurzeit nicht aus 
(spezifische Fonds, Entwicklungszusammenarbeit).694 Im Sinne des Verursacherprinzips wer-
den erhebliche zusätzliche Mittelleistungen der Annex-I Länder gefordert.695 Dazu zählt ins-
besondere die konzeptionelle und politisch-institutionelle Herausforderung der Erarbeitung 
eines operationalisierbaren Regimes zur Generierung ausreichender Transfers zur Kompensa-
tion für Klimaschäden und Finanzierung von Anpassungsstrategien – ein solches System 
muss eine faire Verteilung sowie eine effektive Mittelverwendung garantieren.696 
 
Die Entwicklungsländer werden besonders stark von den Auswirkungen des Klimawandels 
betroffen sein – daher sollten Anpassungsstrategien wesentlicher Bestandteil nationaler Poli-
tiken sein; ihnen aber fehlen gerade die notwendigen Fähigkeiten und Kapazitäten, um wirk-
same Anpassungsstrategien zu entwickeln.697  Insbesondere aber auch erhöht sich die Anfäl-
ligkeit fragiler Staaten, deren staatliche Struktur ohnehin schon stark angegriffen ist und de-
ren Anpassungsfähigkeit durch die Auswirkungen des Klimawandels weiter vermindert 
wird.698  Gerade aber diese Einsicht, nämlich die weitere Destabilisierung ohnehin schon fra-
giler Staaten und der damit verbundenen mannigfaltigen Sicherheitsrisiken – also der Wir-
kungszusammenhang des den Folgen des Klimawandels mit nur inadäquaten, wenn über-
haupt, Anpassungsstrategien ausgesetzt zu sein und einer internationalen Sicherheitsdimen-
sion aufgrund der Folgen weiterer Destabilisierung fragiler Staaten, ist sowohl in vielen deut-
schen als auch internationalen Entwicklungshilfeorganisationen noch nicht vollkommen an-
erkannt worden.699  Dabei sind die wichtigsten Sektoren, die an den Klimawandel angepasst 
werden müssen, der Agrarsektor, der Wassersektor und die Katastrophenvorsorge.700  Es gilt 
das Wassermanagement an den Klimawandel anzupassen, um Wasserkrisen zu verhindern:  
d.h. um das Wassermanagement an den Klimawandel anzupassen ist es notwendig Erkennt-
nisse und Modelle über die regionalen Auswirkungen des Klimawandels auf die Wasserver-
fügbarkeit mit einzubeziehen – besonders den Entwicklungsländer fehlt hier der Zugang zu 
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen, gerade deshalb auch sind für sie internationale 
Kooperationen unerlässlich, sowie den Aufbau einer internationalen Datenbank zu erwä-
gen.701 
 
Dabei steht Europa unter Erfolgsdruck: Um andere Länder von der Machbarkeit und Wirk-
samkeit einer Klimapolitik zu überzeugen, muss Europa durch messbare Erfolge die Realisier-
barkeit der Umstrukturierung seiner Energiesysteme sowie die Durchsetzung der Energie-
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nachfrage beweisen.702  Damit die EU ein glaubwürdiger Verhandlungspartner innerhalb der 
Klimarahmenkonvention sein kann, muss die EU eine Vorreiterrolle einnehmen und durch die 
Einhaltung ihrer Emissionsziele und durch Umstrukturierung ihrer Energiesysteme sowie einer 
Nachfragedämpfung durch Effizienzgewinne die Machbarkeit einerseits und messbare Erfol-
ge andererseits demonstrieren.703 Der WBGU hält Emissionsreduktionen für Europa für 2020 
um 30 % gegenüber dem Basisjahr 1990 und 80 % bis 2050 für eine angemessene Zielset-
zung im Sinne der europäischen Vorreiterrolle in der Klimapolitik.704  Voraussetzung für die 
erfolgreiche und effiziente Integration der erneuerbaren Energien ist der ungehinderte Netz-
zugang zu den nationalen Netzen als auch der Aufbau eines leistungsfähigen transeuropäi-
schen Netzes.705 

4.7 Wie lange reichen die fossilen und atomaren Ressourcen 
 
Neben dem forcierten Ausbau erneuerbarer Energien geht der WBGU von einer Übergangs-
zeit aus, in der weiterhin fossile Energieträger genutzt werden – in dieser Übergangszeit gilt 
es als unerlässlich zur sicheren Endlagerung, CO2 Abscheidungs- und Lagerungstechnologien 
zu verbinden.706  So leistet die Wasserkraft bereits heute einen größeren Anteil an der globa-
len Energieversorgung als die Atomkraft.707  Demzufolge empfiehlt der WBGU aus Gründen 
der begrenzten Uranvorräte (und der damit einhergehenden Gefahr des Einstiegs in die Plu-
toniumwirtschaft, mit der ein hohes militärisches und terroristisches Sicherheitsrisiko gege-
ben ist), sowie der allgemeinen Sicherheitsproblematik und der Endlagerungsschwierigkei-
ten, den Ausstieg, bzw. das Auslaufen dieser Technologie.708 
 
Die derzeitige Problematik ist vor allem durch einen Energienachfrageanstieg gekennzeich-
net. Dem Energiesektor entstammen zurzeit 60 % der globalen Treibhausgasemissionen.709 In 
den Industrienationen und den Schwellenländern sorgen weiterhin sinkende Haushaltsgrö-
ßen für steigenden Pro-Kopf Verbrauch ebenso wie veränderte und wachsende Ansprüche 
sowie der große Konsum-Nachholbedarf in den Schwellen- und Entwicklungsländern – bis-
herige Effizienzfortschritte bei Produkten und Technologien werden so überkompensiert.710  
Werden keine Maßnahmen eingeleitet, um der steigenden Energienachfrage nachhaltig und 
klimaschonend zu begegnen, droht die Gefahr eines business-as-usual Verlaufspfads.  Dem 
business-as-usual Szenario der IEA zufolge wird der weltweite Energiebedarf bis zum Jahr 
2030 um 53 % im Vergleich zu 2004 zunehmen, wobei vier wesentliche Ursachen für den 
steigenden Energiebedarf auszumachen sind der weiter steigende Konsum in den Industrie-
ländern: 
 
  die schnelle nachholende Entwicklung in bevölkerungsreichen Schwellenländern, 
  sowie die unentschlossene und zögerliche Umsetzung von Effizienzmaßnahmen in In-

dustrie und Gewerbe und 
  schließlich die schwache Nachfrage nach energieeffizienten Produkten und Dienstleis-

tungen. 
 
Dieser Trend birgt die Gefahr, schwer umkehrbare Pfadabhängigkeiten zu schaffen, dies trifft 
insbesondere auf die sich im Industrialisierungsprozess befindlichen Schwellen- und Entwick-

                                                 
702  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 16. 
703  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
704  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 17. 
705  Vgl. WBGU Hauptgutachten (Zusammenfassung für Entscheidungsträger): Welt im Wandel Sicherheitsrisiko 

Klimawandel. Berlin, 2007, S. 9. 
706  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 7. 
707  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 7. 
708  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 7. 
709  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
710  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
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lungsländer zu.  In den kommenden 10-15 Jahren stehen in vielen Industrie-Schwellen- und 
Entwicklungsländern langfristige Energieinfrastrukturinvestitionen an (so wie Erneuerung und 
Erweiterung von Kraftstoffparks) – wodurch im ungünstigsten Fall klimaschädliche Strukturen 
auf Jahrzehnte festgelegt werden, weshalb grundlegende Änderungen im Weltenergiesystem 
heute schon unbedingt notwendig sind.711  Das bedeutet gleichzeitig, dass für 2.4 Milliarden 
Menschen der Zugang zu modernen Energieformen gewährleistet werden muss – diese fol-
gende Überwindung der Energiearmut ist ein wesentlicher Beitrag zur Erreichung der Mille-
niumsziele.712 

4.7.1 Was bedeutet das für die Entwicklung und Nutzung der erneuerbaren 
Energiequellen? 

 
Zur optimierten Energieeffizienz einer Vielzahl von Energieträgern mit hohem Wirkungsgrad 
werden in Zukunft Vergasungstechnologien und Gasnetze eine große Rolle spielen.713  Kohle, 
Kunststoffabfälle und nahezu alle Formen der Biomasse lassen sich mittels neuer Vergasungs-
verfahren hocheffizienten Gas- und Dampfkraftwerken zuführen, die die Herstellung syntheti-
schen Methans (Erdgas) ermöglichen, das dann über Erdgasnetze universell eingesetzt wer-
den kann.714  Diese Technologie bietet über dies noch die Möglichkeit der leichten CO2-
Abscheidung.715 Über diese Methanreformierungstechnologie kann der Übergang zur Was-
serstoffwirtschaft erfolgen.716  Dementsprechend sollte sich der Kraftwerksaufbau heute 
schon auf die Gas- und Dampf (GuD)-Kraftwerke konzentrieren.717  Ebenso sollten verstärkt 
dezentrale KWK-Anlagen eingesetzt werden, während mittelfristig der Einsatz von Mikrotur-
binen und langfristig der von Brennstoffzellen erwartet werden kann.718 
 
Für die Integrationsfähigkeit erneuerbarer Energien ist der rasche Ausbau leistungsfähiger 
Stromnetze mit dezentraler Einspeisung bedeutend.719 Brennstoffzellen und Mikroturbinen 
bieten eine schnelle Reaktivität auf den Elektrizitätsbedarf und können so für die Stabilisie-
rung der Stromnetze und zur Bereitstellung von Ausgleichsenergie genutzt werden.720  Auf-
grund dieser Eigenschaften der kleinen dezentralen Versorger, werden Schattenkraftwerke 
oder zusätzliche Energiespeicher zum Ausgleich der fluktuierenden Einspeiseleistung nicht 
gebraucht werden.721  Ebenfalls werden Smart Grids: Informations- und Kommunikations-
technologien zur Steuerung und zum Management der Energienachfrage eingesetzt wer-
den.722 
 
Die globale Energiewende – die globale Umstrukturierung der Weltenergiesysteme – verlangt 
unverzichtbar Innovationen in der Energieinfrastruktur.723  Dieser Prozess wird mehrere Jahr-
zehnte dauern – um einen Rückgang in den Emissionen zu erzielen, ist es notwendig, die 
globale Energienachfrage zu dämpfen – hauptsächlich über Effizienzmaßnahmen- und Fort-
schritte (kurzfristig hat die Energieeinsparung das größte Potenzial zur Senkung von Treib-
hausgasemissionen).724 

                                                 
711  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
712  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
713  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
714  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
715  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
716  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
717  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
718  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
719  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
720  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
721  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
722  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
723  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
724  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
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4.7.2 Die Zeitachse für den Einsatz erneuerbarer Energietechnologien  
 
Kurz und mittelfristig werden es insbesondere die Windenergie und die energetische Biomas-
senutzung sein, die einen signifikanten Beitrag leisten werden können.725  Windenergie trägt 
gegenwärtig 1 % zur globalen Stromversorgung bei – bei einer Fortsetzung des im vergan-
genen Jahrzehnt zu verzeichnenden Wachstums, könnte der Anteil Windenergie an der glo-
balen Energieversorgung  in 20 Jahren auf einen Beitrag von 20 % ansteigen.726 Aufgrund der 
teilweise heute schon vorhandenen Konkurrenzfähigkeit zu konventioneller Stromversor-
gung, ist eine schnelle technologische Weiterentwicklung der Windenergie bei zu vernach-
lässigenden Zusatzkosten möglich.727  Zusammen mit der bestehenden Wasserkraftnutzung, 
könnten Windenergie und Biomassenutzung in 20 Jahren zwei Drittel der globalen Stromer-
zeugung übernehmen.728  Langfristig, nach 2030 gewinnt die Solarenergie mit ihrem prak-
tisch unbegrenzten Potenzial an Bedeutung zur Deckung des weiter wachsenden Energiebe-
darfs.729 

4.8 Welche ordnungspolitischen Maßnahmen müssten getroffen werden? 
 
Die sektorübergreifenden politischen Maßnahmen auf sektoraler, nationaler, europäischer 
sowie internationaler Ebene, werden anhand von so genannten „Leuchttürmen“ dargestellt, 
die jeweils die Ebenenkernpunkte veranschaulichen. 
  Leuchtturm 1 ist der technische Leuchtturm, der den Ansatz kontinentweiter Übertra-

gungsnetze mittels eines transeuropäisches Hochleistungsstromnetzes, das den innereu-
ropäischen Stromaustausch zur kostengünstigen Stromversorgung im Sinne der Lissabon-
Strategie umsetzt.730 Das Netz dient zusätzlich dem Ausgleich schwankender Einspeise-
leistungen und um die großen Speicherkraftkapazitäten einiger europäischer Länder eu-
ropaweit zugänglich  zu machen.731  Netzanschlüsse im hohen Norden Europas (Systeme 
zur Nutzung von Meeresenergie) sowie nach Afrika (Off-shore Windparks und Solarther-
mie) sind angedacht und realisierbar. 

  Leuchtturm 2 behandelt adäquate Verbraucherinformationen, also Verbrauchertranspa-
renz für Kohlendioxidemissionen: Der Kohlendioxidverbrauch von Produkten und Dienst-
leistungen ist für den Verbraucher meist intransparent.732 Die Kontextualisierung des Ein-
zelverbrauchs an CO2 dient schließlich als Vorstufe zu der Entwicklung personalisierter 
CO2-Konten.733 

  Leuchtturm 3 bezeichnet schließlich die Notwendigkeit der Konzipierung eines interna-
tionalen Kompensations- und Anpassungsregimes und die Entwicklung einer global ab-
gestimmten Anpassungsstrategie im Sinne eines Vorsorgekonzepts, dass sich an der An-
passung an die 2°C-Leitplanke orientiert.734 Fraglich ist allerdings, ob das nicht zu niedrig 
gegriffen ist und wie realistisch die Einhaltung bzw. die Umsetzung des 2°C wirklich ist. 
Gefordert wird ein internationales Anpassungs- und Kompensationsregime, dessen Auf-
gabe es ist dauerhaft die notwendigen Mittel zur Finanzierung von Anpassungsstrategien 
und Kompensierung von Klimaschäden zu allozieren.735 

  Leuchtturm 4 betrifft die Dekarbonisierungspartnerschaft mit Schwellenländern. Die 
Aufgabe dieser strategischen Technologiepartnerschaften ist es die Energieeffizienz und 

                                                 
725  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
726  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
727  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
728  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
729  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
730  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
731  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 8. 
732  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
733  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 9. 
734  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 12. 
735  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 12. 



 
   

 

FVEE   Argumente 2009 

 76 

die Energiesysteme der Schwellenländer innerhalb des nächsten Jahrzehnts im Sinne 
nachhaltiger Entwicklung zu beeinflussen.736 Diese Partnerschaften, denen in absehbarer 
Zeit im Energiebereich eine entscheidende Rolle zukommen soll, sollen Innovations- und 
Vorbildwirkungen mit umfassender Reichweite entfalten.737  China und Indien bieten sich 
zunächst für solche Partnerschaften an – mit der gemeinsamen Entwicklung einer strate-
gischen Road Map.738 

 
Der global notwendige Umbau der Energiesysteme wird auf nationaler Ebene hauptsächlich 
vom Privatsektor zu tragen sein – der öffentliche Sektor muss dafür die notwendigen Investi-
tionsanreize bieten.739  Es wird eine ökologische Finanzreform gefordert, in der Steuern auf 
fossile Energieträger erhoben bzw. erhöht werden könnten, dabei sollte Subventionen für 
nicht nachhaltige Energieformen abgebaut werden und Fördermaßnahmen für erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz zur Verfügung gestellt werden und Finanzstrukturen, z.B. über 
steuerliche Vorteile geschaffen werden, privates Kapital so z.B. für Stiftungen zur Förderung 
erneuerbarer Energien zu mobilisieren.740 Um diese Zielsetzungen zu erreichen und Umstieg 
von fossilen auf erneuerbare Energieträger zu schaffen, müssen die Forschungsanstrengun-
gen im Bereich erneuerbare Energien massiv ausgebaut werden – der WBGU hält in diesem 
Zusammenhang eine Verzehnfachung der direkten staatlichen Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung im Energiebereich bis 2020 in den Industrieländern für angemessen.741 

                                                 
736  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 14. 
737  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 14. 
738  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 14. 
739  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
740  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 10. 
741  Vgl. WBGU Politikpapier 5, S. 6. 
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5 Meseberg Eckpunkte – das integrierte Energie- und Klimaprogramm  
(IEKP) 

 
Aus der internationalen Klimadiskussion heraus bekräftigte sich die Notwendigkeit gegen den 
Klimawandel, der ungebremst, ungeahnte langfristige Folgeschäden verursacht, vorzuge-
hen.742  
 
Die Vordergründigkeit, die das Thema Klimawandel im nationalen Diskurs einnimmt, wurde 
mit einem dritten Energiegipfel unterstrichen. Nach dem dritten Energiegipfel am 3. Juli 
2007, der im Anschluss an die Klimabeschlüsse der EU und G8 stattfand, kündigte die deut-
sche Bundeskanzlerin Merkel ein „integriertes Energieprogramm“ an, mittels dessen die Wei-
chen für die Energie- und Klimapolitik bis ins Jahr 2020 gestellt werden – mit dem Programm 
verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die ambitionierten Klimabeschlüsse, die unter deut-
scher EU-Ratspräsidentschaft gefasst worden sind, auf nationaler Ebene umzusetzen.743  Das 
Integrierte Energie- und Klimaprogramm greift dabei die Aussagen der Regierungserklärung 
von 26. April 2007 und die Ergebnisse des Energiegipfels auf und setzt die europäischen 
Richtungsentscheidungen auf nationaler Ebene durch ein konkretes, 29 Maßnahmen umfas-
sendes Programm um.  Diese Eckpunkte tragen zu einer zusätzlichen Minderung der Treib-
hausgasemissionen Deutschlands bis 2020 bei:  
 

Die Umsetzung dieser Beschlüsse erfordert einen Quantensprung in der Entwicklung der In-
dustriegesellschaften. Es geht um nicht weniger als den grundlegenden Umbau der Indust-
riegesellschaft, wenn bis 2050 für eine von 6,5 Milliarden auf über 9 Milliarden anwachsen-
de Weltbevölkerung Güter und Dienstleistungen angemessen bereit gestellt werden sollen 
und gleichzeitig die Emissionen um 50 % sinken sollen.744 

 
Das Zieldreieck aus Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit 
bleibt dabei Leitschnur.  Die Kritik am IEKP verläuft entlang dreier Hauptkonfliktlinien.  Das 
Programm wird dafür kritisiert, dass es schlussendlich nichts verändert, sondern an Beste-
hendem festhält.  Zum anderen sehen insbesondere Branchenvertreter unzulässige Eingriffe 
in den Markt und die Befürworter erneuerbarer Energien befürchten, dass mittels des IEKP 
die Energie- und Klimapolitischen Ziele nicht erreicht werden können.745 
 
In diesem Konzept sollen „grundlastfähige Energiequellen“ einen festen Platz in der Energie-
versorgung erhalten, was sich insbesondere auf die Kohle- und Atomenergie bezieht.746  Des 
weitern werden Anstrengungen im Bereich der Energieeffizienz unterstützt, die KWK voran-
getrieben, ebenso wie der Ausbau erneuerbarer Energien vorangetrieben werden soll – ande-
rerseits sollen aber auch so genannte „moderne Energietechnologien“ wie die CO2-
Abscheidung und Lagerung (CCS) berücksichtigt werden.747  Das Programm beschreibt da-
mit nicht mehr als den gegenwärtigen Status quo.748  Konkret wurde hingegen die Forde-
rung verstärkt die CCS-Technologie aus staatlichen Mitteln zu fördern und einen diesbezügli-

                                                 
742  Ein ungebremster Klimawandel zöge gravierende Folgen nach sich: nicht nur würde sich der Alltag vieler 

Menschen in Industrie- und Entwicklungsländern erheblich ändern, der Klimawandel würde auch zur Desta-
bilisierung von Gesellschaften beitragen, internationale Sicherheitsprobleme heraufbeschwören und Migrati-
onsströme auslösen, sowie die Weltwirtschaft massiv beeinträchtigen und damit zukünftig eine Quelle politi-
scher Krisen und wirtschaftlicher Konflikte um Ressourcenverteilung, Migration und regionaler Destabilisie-
rung werden. WGBU Politikpapier 5, S. 4, 7; siehe WBGU Hauptgutachten: „Welt im Wandel. Sicherheitsrisi-
ko.“   

743  Vgl. Hirschl, S. 174, 175. 
744  BMU: Klimaagenda 2020: Der Umbau der Industriegesellschaft, S. 1. 
745  Vgl. Nitsch, Arbeitspapier 5/2007, S. 1. 
746  Vgl. Hirschl, S. 175. 
747  Vgl. Hirschl, S. 175. 
748  Vgl. Ebda. 



 
   

 

FVEE   Argumente 2009 

 78 

chen rechtlichen Rahmen zur Nutzung dieser Energie zu schaffen.749  Dabei betont die Bun-
desregierung einerseits:  
 

Der nationale Mix der eingesetzten Energieträger wird nicht durch die Bundesregierung fest-
gelegt, sondern ist das Ergebnis der Entscheidungen der verantwortlichen Akteure auf der 
Grundlage der nationalen und europäischen Rahmenbedingungen.750 

 
Einige Branchenvertreter sehen hingegen insbesondere in dem Gesetzentwurf zur Beschleu-
nigung des Ausbaus der Höchstspannungsnetze vom 18. Juni 2008 zum zügigen Ausbau der 
erneuerbaren Energien (besonders Offshore Windenergie) einen ungerechtfertigten Vorstoß 
der Bundesregierung und argumentieren ihrerseits, dass der Ausbau erneuerbarer Energien 
und insbesondere der Windenergie, vor dem Hintergrund des stockenden Ausbaus im Bin-
nenmarkt, nicht per Gesetz verordnet werden könnte, sondern diese sich selbst am Markt 
durchsetzen müssten.  Diese Forderungen richten sich gegen Einzelmaßnahmen, die nicht 
das Gesamtsystem der Energieversorgung berücksichtigen.  
 
Des weitern wird in einem Kurzgutachten für die Bundestagsfraktion Bündnis 90 / Die Grü-
nen „Erreicht das Integrierte Klima- und Energiepaket der Bundesregierung die gesetzten 
Einsparziele?“ gefolgert, dass keine der Energie- und Klimaziele (Senkung des Strombedarfs 
2006-2020 um 11 %, Senkung der Treibhausgase 2006-2020 270 Mio. t CO2-Äq, Erhöhung 
des Anteils erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung von derzeit ca. 14 % auf 30 % bis 
2020, Erreichen des EU-Energieeffizienz-Ziels den Energieverbrauch vis à vis eines BAU – Pfa-
des um 20 % zu senken) erreicht werden wird.  Besonders stark kritisiert wird dabei, dass ein 
erheblicher Teil der Einsparungen nach 2006 nicht aus Meseberg-Maßnahmen, sondern aus 
bereits bestehenden Maßnahmen resultiere.751 
 

6 Diskussion 
 
Alle Stabilisierungsniveaus des Klimas können durch Einsetzen eines Technologieportfolios 
erreicht werden, unter Anwendung heute schon verfügbarer Technologien und mittels de-
nen, die in den kommenden Jahrzehnten Marktreif werden.752  Innerhalb des technologi-
schen Fortschritts, aber auch außerhalb diesen, kommt der Energieeffizienz sektorübergrei-
fend gesteigerte Bedeutung zu.753  Für Emissionsszenarien mit niedrigen Spitzenwerten, 
kommen kohlenstoffsparsamen Technologien, wie z.B. erneuerbaren Energien, Kernkraft und 
CCS besondere Bedeutung zu – um dieses Ziel des niedrigen Stabilisierungsniveaus zu errei-
chen, müssen Fortschritte in der Kohlenstoffintensität des Energieangebots und der Gesamt-
wirtschaft viel schneller vorangehen als es in der Vergangenheit der Fall war.754   
 
CO2-Lagerung- und Abscheidung (CCS) sind dabei keine Minderungstechnologien im enge-
ren Sinne, da das CO2 weiterhin produziert wird und nur abgeschieden und unterirdisch ge-
lagert wird.  Zweitens erfolgt mit dieser Technologie kein Paradigmenwechsel – sondern sie 
ermöglicht einen business-as-usual Pfad, also weiter die Ausbeutung fossiler Ressourcen und 
lagert nur ihre Beiprodukte in unterirdischen Tanks und hilft damit nicht den gerade not-
wendigen Schritt hin zu einer gesamtwirtschaftlichen  Transformation hin zu erneuerbaren 

                                                 
749  Vgl. Ebda. 
750  BMWi:  Eckpunkte von Meseberg für ein integriertes     Energie- und Klimaprogramm.  Die 29 Maßnahmen 

des  IEKP, S. 6, 7. 
751  Vgl. Kleßmann, S. 15. 
752  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, 16. 
753  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, 16. 
754  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, 16. 
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Energiequellen zu leisten.  Schließlich stellt CCS ein Verfahren dar, was technologisch noch 
wenig ausgereift ist, ebenso wie es deutschlandweit nur ein Project  zu CCS gibt.755 
 
Investitionen im Bereich Forschung und Entwicklung sollten für die Entwicklung eines Tech-
nologieportfolios eingesetzt werden und ebenso die Markteinführungs- und Marktdurchset-
zungshindernisse abbauen helfen, d. h., dass Hemmnisse im Bereich der Aquise, dem Einsatz 
und der Verbreitung von Technologien effektiv abgebaut werden müssen.756 
 
Die gesamten Optionen zur Verminderung der Treibhausgasemissionen werden allerdings 
rein unter dem Gesichtspunkt ihrer Wirtschaftlichkeit betrachtet, wobei es darum geht, wie 
die Politik gezielt in den Wirtschaftskreislauf eingreifen kann, um die gewünschten Resultate 
zu erzielen.  Es wird im Bereich Klimaschutz nicht die ethisch-moralische Dimension, als Ü-
berbau, die sich der Wirtschaftlichkeit enthebt eröffnet, sondern es gilt Rahmenbedingungen 
für die Wirtschaftlichkeit von Klimaschutz zu schaffen. Es ist daher wichtig, nachhaltige Ener-
giesysteme nicht nur unter ihren Kostengesichtspunkten und Minderungspotenzial auszu-
wählen, sondern auch unter Betrachtung ihrer den Minderungsstrategien einhergehenden 
Vorteile (wie z. B. reduzierte Luftverschmutzung).757 
 
So bedeutend es ist dem Klimawandel mit Minderungsstrategien beizukommen, darf die 
politische Kontextualität, insbesondere bei dem Ziel der globalen Umstellung auf erneuerba-
re Energien nicht außer Acht gelassen werden. So sollte die modale Verschiebung im Trans-
portsektor hin zu nicht-motorisiertem Transport sowie nicht-motorisierter Landnutzung und 
öffentlichen Verkehrsmitteln  nach Durchsetzbarkeit und Möglichkeit analysiert werden, e-
benso wie der Anreize, die es dafür bedarf.  Studien zeigen, dass in Europa und speziell auch 
in Deutschland die Nutzung von motorisierten Fahrzeugen eher eine Frage der persönlichen 
Finanzlage als der Lebensqualität ist. In den USA hingegen ist es höchstwahrscheinlich eine 
Frage der Lebensqualität und nicht eine finanzielle. Fraglich ist jedoch, ob bei genügend ho-
her Preissteigerung z.B. der Kraftstoffe diese Präferenz umgelenkt werden kann. Ebenso sind 
insbesondere Energieexporteure fossiler Energieträger durch die Minderungsstrategien insbe-
sondere in den OECD-Ländern von einem Nachfragerückgang sowie einem Preisrückgang 
betroffen und mit niedrigerem Wirtschaftswachstum konfrontiert. Nicht wenige der Energie-
exporteure haben so genannte Rentenwirtschaftsstrukturen, d. h. die Gesamtleistung ihrer 
Wirtschaft beruht auf einem Wirtschaftszweig. Im Falle von Energierentierstaaten, droht die 
gesamte Wirtschaft eines Landes zum Erliegen zu kommen, mit katastrophalen sozioökono-
mischen Folgen für eine ganze Region. Dementsprechend müssen für einen Übergang in 
eine globale Niedrigemissionswirtschaft Lösungen für Länder gefunden werden, die mit ihrer 
Wirtschaft hauptsächlich vom Export fossiler Energieträger leben. 
 
Der Klimawandel fördert auch und bezieht Akteure mit ein, wie z. B. die Zivilgesellschaft und 
den einzelnen Verbraucher, die vorher und traditionell nicht als Teil der Klimapolitik verstan-
den worden sind; ebenso sind die Interaktionsprozesse zwischen staatlichen und privaten 
Entscheidungsfindungsprozessen für die Entwicklung neuer Pfade notwendig und neu, da 
diese beiden oft eher Kontrahenten zusammenspielen müssen, um ein gemeinsames Ziel zu 
erreichen, dass auch nur unter Miteinbeziehung aller Akteure gelingen kann.  So tragen auch 
Entscheidungen in Bereichen, die als nicht direkt klimarelevant gelten, wie z.B. Makroöko-
nomie, Landwirtschaftspolitik, Entwicklungshilfe, Versicherungsmethoden, Elektrizitätsmarkt-
reform, Energiesicherheit, Waldschutz, Emissionen erheblich reduzieren können.758 Außer-
dem muss das Missverständnis, dass Klimapolitik nur teuer ist und wirtschaftlichen Schaden 
nach sich zieht, ausgeräumt werden. So sind klimapolitische Maßnahmen, insbesondere in 

                                                 
755  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, S. 10, Kap. 4.3, 4.4, 7.3. 
756  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, 17, 18. 
757  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
758  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, 21, 22. 
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den Bereichen erneuerbare Energien und Energieeffizienz mit ökonomischen Vorteilen Ver-
bunden, verbessern sie nicht nur die Energiesicherheit, sondern auch regionale Schadstoff-
emissionen verringern.759   
 
Der IPCC hat festgestellt, dass erneuerbare Energien die Gesamtenergieversorgung in 
der Zukunft (2030) leisten können. 
 
Dafür allerdings sind politische Maßnahmen zur Unterstützung dieser Technologien, bzw. 
ihrer Gleichstellung mit konventionellen Energieträgern, entweder in Form von Subventionen 
oder durch deren Abbau notwendig. Denn, wie der IPCC III auch betont, werden ohne poli-
tisch flankierende Maßnahmen keine Fortschritte bei der Umstellung auf erneuerbare Ener-
gietechnologien erzielt werden.  Dabei sind die politischen Maßnahmen für langfristige Ziele 
wichtig und geeignet um kurzfristige Veränderungen oder Anreize durch- und umzusetzen, 
denn beispielsweise in Europa und Großbritannien waren 60 % der Emissionsreduktionen 
zwischen 1990 und 2000 zumindest nicht auf klimarelevante politische Initiativen und Kam-
pagnen zurückzuführen.760 
 
Sollen wichtige Veränderungen zur globalen Reduktion von Treibhausgasemissionen bis 
2030 stattgefunden haben, bedeutet das die Leistung von erheblichen Anstrengungen vor 
2030.  Ebenso werden Langzeit-Preissignale und Langfristige politische Maßnahmen und 
Signale gebraucht, denn die notwendigen Maßnahmen können nicht nur allein von kurzfris-
tigen Stabilisierungszielen gesteuert werden.  Ebenso müssen die Entwicklungsländer mit 
einbezogen werden – mit den Möglichkeiten, Chancen und Herausforderungen, die sie be-
inhalten.  
 
Hochrechnungen der Internationalen Energie Agentur (IEA) zufolge, werden globale Emissi-
onen im Jahr 2030 einen Stand von 40.4 GtCO2 erreichen, was einen Anstieg um 14.3 
GtCO2 über dem Niveau von 2004 bedeutet.761  Kohlendioxidemissionen aufgrund fossiler 
Energieträger werden um 40 bis 100 % bis 2030 in Ermangelung einer Klimapolitik anstei-
gen.762 Dabei wird der Energiebedarf hauptsächlich in den Entwicklungsländern ansteigen; 
auf diese werden zwei Drittel bis drei Viertel des Gesamtanstiegs energierelevanter Emissio-
nen zurückgehen; Entwicklungsländer, auf die 2004 40 % aller Emissionen aus fossilen Ener-
gieträger zurückgingen, werden voraussichtlich die OECD-Länder als maßgebliche Emitten-
ten bereits am Anfang des nächsten Jahrzehnts ablösen.763 
 
Folglich reicht es nicht, wenn nur einzelne Länder oder einzelne Ländergruppen Klima-
schutzprogramme umsetzen.  Da besonders die Entwicklungsländer zukünftig einen hohen 
Energiebedarf verzeichnen werden, geht es darum, ihnen die relevanten Technologien in-
nerhalb eines vernünftigen Systems zur Verfügung zu stellen, vielleicht auch im Rahmen von 
Wissenstransfer, der dem Technologietransfer vorgeschaltet ist.   
 
Auch wenn die Entwicklungsländer schon in naher Zukunft die OECD-Länder als maßgebli-
che Treibhausgasemittenten überholen werden, wird sich die nationale Politik der meisten 
Entwicklungsländer um grundsätzlichere Bedürfnisse ihrer Bevölkerung wie der Armutsbe-
kämpfung und der Verbesserung der Lebensbedingungen, weshalb es unwahrscheinlich ist, 
dass sich die Politik in nächster Zeit von Umweltsorgen getrieben sein wird.764   

                                                 
759  Vgl. IPCC 2007, WG III, Summary for Policymakers, 22. 
760  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.1. 
761  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.2.2. 
762  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.2.2. 
763  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 1.3.2.2. 
764  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 3.4.3.4. 
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Der Erfolg dieser kurzfristigen auf Entwicklung ausgelegten Politiken wird die Geschwindig-
keit entscheiden, in der eine Angleichung der Lebensstandards der Entwicklungsländer zu 
den Industrieländern stattfinden wird und damit auch der technologische Wandel einsetzen 
kann.765 
 
Zwei Ergebnisse lassen sich zusammenfassen: 
 
  Die getroffenen Maßnahmen sind in ihrem Maßstab noch zu klein, um der Größenord-

nung des Klimawandels zu entsprechen. 
 
  Die Welt befindet sich nicht auf dem Weg in eine nachhaltige Energiezukunft.766 
 

                                                 
765  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 3.4.3.4. 
766  Vgl. IPCC 2007, WG III, Kap. 4, Executive Summary. 
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7 Glossar 
 
CCS    Carbon Capture and Storage 

EEA    European Environment Agency (Europäische Umweltbehörde) 

EIT    Economies In Transition  

EU    Europäische Union 

FCKW    Fluorchlorkohlenwasserstoff 

GEERF     der europäische Energiefonds 

GEF     Global Environmental Facility 

IEA    International Energy Agency 

IPCC    International Panel on Climate Change 

LLGHG    long lived green house gases (langlebige Treibhausgase) 

Nicht-Annex I-Länder Mit non-Annex I countries sind in der Regel Schwellen- und Ent-
wicklungsländer gemeint. Es sind Entwicklungsländer, die nicht 
im so genannten Annex I genannt werden. Der Annex I der 
Klimarahmenkonvention von 1992 listet alle Länder auf, die im 
Rahmen der Klimarahmenkonvention die Selbstverpflichtung 
zur Reduktion ihrer  Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2000 
auf das Niveau von 1990 übernommen haben. Mit Ausnahme 
Koreas und Mexikos stehen alle OECD-Länder auf der Liste, so-
wie alle europäischen Länder außer Jugoslawien und Albanien. 
Annex-I Länder werden daher oft synonym für Industrieländer 
benutzt.  

OECD    Organisation for Economic Co-operation and Development 

TAR    Third Assessment Report des IPCC 

UN    United Nations 

UNFCCC   United Nations Framework Convention on Climate Change  

WBGU Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umwelt-
änderungen 
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